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¢ 1. Textliche Festsetzungen ' ——
: Erforderliche Schalldamm-Mafe 6.  Archaologische Bodenfunde
: _ ’ . ’ . : ; 14.4.4 Private GrOnflachen, Neuanlage - d} Es kénnen Ausnahmen von den getroffenen Festsetzungen zugelassen :
' i Allgemeine Vorschriften 11.2  Gffentliche Grinflache (§ 9 Abs.i Nr.15 in Verb. mit Nc.20 BauGB) - g 11.4.8 Dachbegrinung Aschnitt mﬁ :;i ert, W'-'F;ﬁ“” werden, soweit durch den Sachverstandigen (vgl.vorstehenden Ab- Im Plangebiet mub mit archaologischen Bodenfunden und -befunden ge-
; v ® dffentliche Branflache (Parkanlage) naturnah Alle nicht Gberbauten Flachen der bebauten Grundsticke sowie die Da- Flachdacher mit mehr als 25 gm Grundflache sind extensiv zu _ pegel pereich Hiltnkine schnitt) nachgewiesen wird,dal geringere Malnahmen ausreichen. rechnet werden.
% | a Qi ! : A o o e 9 v 24 - s - . " & i ; 3 in=
1.4 Hohenloge von Fundamenten beulicher Anlagen (§ 9 Abs.2 BaubB) @ gestaltet mit 2 - schirigen H:esig und Gehdlzen cher von Suckeigaragendsmd zu begrinen. Befestigte Flachen innerhalb begrinen. d8i{A) ® & Yo i balieton Abauen (16 A, D BauH) ;::igéaneldepfhcht gemafl § 15 Denkmalschutzgesetz (DSchG) wird hin
s : ; . s o der Pflanzliste 1, da sie zum groflen Teil im dieser Grinflachen sind nur fOr Zugadnge, Zufahrten, Wohnterrassen, . B - Hahen : e . . A ! .
Bie Hilténlie dee Lhteriente von Fupdamentin 18t WRsOSTHIPSaCRTL Hahan Wasserschutzgebiet IT liegt. Fahrradabstellpiatzen und Kinderspielplatzen zulassig. Im GeschoB- 11.4.9 Begrinung der Sockel- und Gemeinschaftsgaragen el ti=E8 L i . Westlich des Viehgasser Weges ist ein vorgeschichtlicher
3 Erfordernissen unteruurfep,Sae darf hdchstens 1,00 m unter der gewach s sbau ist je 250 gm nicht Gberbauter Grundstiicksflache ein Laub- B .1 & - 70 v ” Fir die Bemessung der festgesetzten Zahl der Vollgeschosse sowie der Siedlungsplatz bekannt. g
{ssei'z?]r; ﬁ?\ltzﬁﬁ?rﬁ;f&iﬁigﬁ?s& . 11.3  Offentlicher Spielplatz (§ 9 Abs.1 Nr.15 baum der Pflanzliste { als Hochstamm oder Stammbusch, Stammumfang Auf Gemeinschaftsgaragen ist eine Vegetationsschicht im festgesetz:;ﬁr_\tlt\‘::d;ermd Fi;ﬁ;:gzeg ;?:eggém‘;gi Eg?e:ixevgﬁs Pflanzlisten zu Pkt.11 Grdnordnung
f : S ; - . ; 5 Gehweganschni e i iv =
ielplatz in allgemeine Grinfldche integriert : : = s 11.4.10 Eingrinung von Millstandplatzen malgebend. j :
In Anschnitt mit den Gebauden ist das Gelande soweit anzuschitten, dab @ wish . ) ok e P g ity g i Bt v L5-L6 61 - 65 m % . uwyn
der: Fulboden den 1.¥ollgeschosses Gber dem Untergeschall (“Sadksige- Der verbleibende Elfchenanteil §st Flachendackend mit Landschafts- Die Millstandplatze sind mit Hecken oder Strauchpflanzungen der In den Gebieten WAq. WA, WAg3konnen Ausnahmen von den getroffenen Acer platanoides Spitzahorn
schoB®) hachstens 1.60 m Gber der aufgeschitteten Gelandeoberflache : _ Paisty BEIGIANS Pflanzliste 1 einzugrinen. L mbf g = e 1 B Festsetzungen zugelassen werden,soweit bei Anwendung der Vorschriften Acer pseudoplatanus Bergahorn
T @ SaRlpia wt Prssta Im Vorgartenbereich der Reihen- und Einzelhduser ist jeweils fir zwei 11.4.11 Einfriedungen L8-L39 £6 61 - 65 I 15 der Arbeitsstattenverordnung die festgesetzten WandnGhen fur Gebaude m;: tt::‘;: - :im]
P— Vorgartenflachen ein Einzelbaum der Pflanzliste 3 zu setzen, Stamm- T ——— > E6 66 - 70 IV 40 mit Laden nicht ausreichen. Sites vdim Vogelkirsche
I - : : ; : 2 fang 18-20 gemessen ein Meter (ber dem FuBpunkt. o < . Pyrus communis Wildbirne
Aufschittungen sind nur zuldssig. soweit Material verwendet wird, bei 11.4 MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Ul ; : : Einfriedungen sind zu begrinen. ) 1dbir
dem eine nachteilige Veranderung der Grundwasserqualitat nicht zu be- Landschaft, sowie die Flachen fir MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege Der B st auf die Sruntsticksgrenat 20 pfisnzen. L9~ L10 61 - 65 11T 3% ¥ Seoie Rl Wiapn SV L i hga)scaN e
sorgen ist. FOr Auffdllungen sind die Anforderungen des Wiederverwer- und zur Entwicklung von Natur und Landschaft. Hinweis: Sibiiniandi ks G 9;“9,'3'?"?53:“ Gafafggg\ e ampestel
tungskonzeptes der Landeshauptstadt Odsseldorf zu erfillen. (§9 Abs.1 Nr.20, Nr.24 und Nr.25 BauGB) 11.4.5 Gronflachen, Erhaltung Weitere Forderungen zu grinplanerischen MaBnahmen sind den L1 - L12 61 - 65 111 » = w.iggui&mnh ug:st:1lzungr:me;ii;zﬁi::tm;ugixeitlcian;u ml:ﬂ *;"'fe"m o
44171 = Die Flachen sind aus der derzeitigen Nutzung als e e 113 - L4 61 - 65 111 3B Qeséalti*ﬂ- . Pflanzabstand: 100x120 ca in Verband
5 _ . . . = c> H  Ackerflachen zu nehmen und als Wiesen (2x Mahd/ E:IE Die Grdnflachen sind dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. _ ) _ _ _ Acer campestre Femar;:r_‘n "
. Bliederung der reinen Wohngebiete (§3 i.V.m. $1 BaulVO} I T : 12. Bauliche Vorkehrungen zum Schutz gegen L&rm (§ 9 Abs.i Nr.24 BauGB) - _ Fir Fassaden sind baugruppenweise naturbelassenes sowie geschlammtes Cornus. mas Kornelkirsc
Jahr) herzustellen. Im Wegebereich am Kehrbesen Li4 - L5 64 - 65 III 35 Ziegel ok ks in weill oder §n PRSLEIItoNEn 2U Verwsniden Cornus sanguinea Bluthartriegel
. " . i t . mauerwerk oder aen.
Zulassig sind Wohngebaude . E;r]!iaingr]‘t;g;tlznivvn Feldgehdlzen zu pflanzen lau 11.4.6 Begrinung von privaten Stellplatzen (Stellpldtze oder iiberdachte, An den durch Nummerierung gekennzeichneten Gebaudefronten sind Li5 - L16 > EG 61 - 65 III % Dachfiachen von Wohnhausern und Garagen sind baugruppenweise mit Natur- m oxyacantha und Bonogyna ::?:nm_ =
S ’ offene Stellplatze) passive MaBnahmen zum Schutz gegen den Verkehrslarm zu treffen: schiefer,schwarzbraunen oder anthrazitfarbenen Ziegeln oder Betondachsteinen Ligustrum wlgaml Liguster
Nicht zulassig sind alle Ausnahmen gemdl §3 Abs.3 BauNve. s T T} Oie Flachen sind aus der derzeitigen Nutzung zu Je angefangene B ebenerdige Stellplatze ist ein hochstammi- L7 - L18 > €6 61 - 65 11 B abzudecken. Ausgenommen davon sind die Baugebeite WR 07 - WR 13, in denen Lonicera xylosteos Heckenkirche
: : : ) TTTH ¢ — hehmen und mit GehGlzen der Pflanziiste { zu be- ger, groBkroniger Laubbaum nach der Liste 4 zu setzen. Stammum- a) Nach auflen abschlieBende Bauteile von Aufenthaltsraumen rote Ziegel oder rote Betondachziegel vorzusehen sind. Zink und Kupferdacher Malus sylvestris Wildapfel
3. Gliederung der allgemeinen Wohngebiete (§4 i.V.m. §1 BauNVO) | T 1 pfianzen. Pflanzabstand 1,00 x 1,20 m, Pflanz- fang 20-25 im ein Meter Hohe vom FuBpunkt gemessen. {§ 44 BauO NW) sind so auszufGhren, daB sie entsprechend L18 - 119 61 - 65 1 % sind nicht zulassig. Aosa canina Hundsrose
o groBe 2x verpflanzte Strducher und Heister. Fir den Wurzelraum (Baumscheibe) ist eine Flache von mindestens den Larmpunkten L 1 - L 48 folgende Schalldammafle aufweisen: Hinweis: Sambucus nig‘a' Holunder
Zulassig sind: 2.0 x 2,0 m offenzuhalten und mit Landschaftsrasen einzusden L20 - L2t 61 - 65 111 5 Die Nutzung von Solarenergie wird davon nicht berihrt.Sie ist grund- ?:"x:ﬁb:‘c'gzz‘la g?:’ew"e
t :Erngibgzgeﬁpdgeschcssen' 11,43 _'.i_ é}}-'}?— Die Flachen sind aus der derzeitigen Nutzung zu oder mit einem Baumscheibenrost 2.0 x 2.0 m abzudecken. satzlich zuldssig. Vi Yot atliger i
: e : nehmen und aufzuforsten laut Pflanzliste 2. - L22 - L23 > EG 64 - 65 II1 35 (trockener Bereich)
! . 4, eg g . ; Bau0 i R
Bze_der‘_h'er‘surgung Ges_Geb?etes dienenden Laden Scnam‘: und 1 i I . 11.4.7 Fassadenbegrinun 15. Fahrradabstellmdglichkeiten (§ 86 NH) \‘1 - W 0
Speisewirtschaften sowie nicht storenden Handwerksbetriebe , : s Eeg - I ———— 123 - L4 61 - 65 I ® {feuchter Bereich)
Anlagen fOr kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche Alle Sockel Uber der neuen ndecberflache sind zu begrinen. _ ; ) ~ a
und sportliche Zwecke und sonstige nicht stdrende Gewerbebe- - Fensterlose Giebelflachen sind zu 40 % zu begrdnen. - 1: u:ed:tgcwgekenbﬁ:s xﬂ thfe‘rﬁxzeﬁgggzesa}g ;raé:a:z? Sxem mrs:; Uémmu%m
triebe ,Anlagen fir Verwaltungen. 437 % ] e L24- L25 61 - 65 III 35 grund . bi i g :
' ’_//&J—‘—‘O—' SRS Schlissel: Acer caspestre Feldahorn
’ 0 i3 . ! B e ey B B B o 156G — L57 61 - 65 IIT £ Acer platanoides Spitzahorn
Ausnahmsweise zulassig sing : Qe e - g 1 ~ Wohngebaude Zahl der Fahrradabstellplatze Acer pseudoplatanus Bergahorn
- Betriebe des Heherbergunasgewerbes o H L7 L2 - L8 61 - & I - Carpinus betulus Hainbuche
Nicht zuldssig sind : a0 L ~ ‘ 3y Fraxinus excelsior Esche
- Gartenbaubetriebe i 8 A }__J | - o B - & Einfamilienhduser 2-4 Pronus: dviim Vogelkirsche
. l J =il = Prunus padus ' Traubenkirsche
3.a Besch;?nnkkjrtlzlﬁer Wohnungszahl (§ 9(1)6 BauGB) ii;i:éﬁﬁﬁ H 271 Menrfamilienhduser u. 1 fir Einraumwohnungen Guercus robur Stieleiche
’ | " ciaa y ST [ [ L32 -~ L33 61 - 65 III 35 Sonstige Gebaude mit 2 flr Mehrraumwohnungen Ulmus minor (Aggl=cempestris Feldulme
n den Baugebieten WR 20 - WR 33, WA 34, WR 35 - WR 37 ist je Gebdude H 2 -
, et = Wohnungen PFLANZLISTE 3 - VORGARTEN REIHENHAUSER
nur eine Wohnung zulassig. ] ) PflanzardBe:
4. Stellplatze (Steliplatze und Uberdachte, offene Stellplatze), Garagen 5 }-.‘?-{ — LR -8 Bl =55 2 & - Viactatkin: Hochstaam, 3XV, MB. STU 18-20
.Gemeinschaftsgaragen.Sockelgaragen (§ 9 Abs, 1 BauGB, (812 BauNv0). § 51 Abs. 5 Bau O NW ?"iy“ _ L3 - L37 61 - 65 ol % ' Acer campestre Feldahorn
Wasserwirtschaftlichen Erfordernissen entsprechend darf je Wohnein- L < 3 Laden 1 ie 60 Nutzflache Almus glutinosa (an den Sickerrigolen) Roterle
heit nur 1 Stellplatz errichtet werden. . Carpinus betulus Hainbuche
g , 138 - L39 61 - 65 155 R 3 Bars s
Die nach diesem Schlissel zu ermittelnden Stellplatze sind aus- { ) ) ) Crategus spec. Hg:ﬁdom in Arten
schlieflich auf den daflr vorgesehenden Flachen,in Sockelgaragen i s il o i % II.  Nachrichtliche Ubernahmen e g:zm;im Gt
oder Gemeinschaftsgaragen wie folgt unterzubringen: | / " Bauschutzbereich des Flughafens . : SpaC ! mnew“-zimm.lmm
. : . R i / e L41 - L42 61 - 65 111 35 aus dem asiatischen Florenbereich
B Lgr dlewseme;if“gezs zieéi::;:;nwﬁoir%]:gf%%g}gﬁ E‘HF%%rﬁz:\I;:;se / f ' 7 Das Planungsgebiet liegt im Bauschutzbereich des Verkehrsflug- Prunus padus (an den Sickerrigolen]  Traubenkirsche
35 . ”Nut ' E il ] : _ (43 - L44 61 - 65 I 3 hafens Disseldorf innerhalb des 4 km und 6 km Kreises. Bauvor- Populus tremula (an den Sickerrigolen) Zitterpappel
besonderen Nutzungszwec P D .' | haben innerhalb des Plangebietes unterliegen den sich aus Heimische Obstgehdize auch als Halbstams
| i / § 12 Luftverkeh k ] - Bi = H
2. in den Gebieten WA 14 , WR3p teilweise und WA 19 auf den als § 5 | / . L45 - L46 61 - 65 III 35 verkehrsgesetz ergebenden Beschrankungen PFLANZLISTE 4 - BAUME AN PARK- UND STELLPLATZEN, STRASSEN
Flachen fOr oberirdische Stellplatze gekennzeichneten Flachen. 5 =l .___ e _— - s 2. Wasserschutzgebiet —— UND AUF STADTPLATZEN
> { T S i
3. in den Gebieten WR 35-37 auf den als Flachen fir {(iberdachte offene Steliplatze ,§ { ! T e M - Das Plangebiet liegt innerhalb der Wasserschutzzonen II und IIIA m;;:m:ﬂeam el Spitz
gekenn zeichneten Flachen. ~ ; g / ! s (Die Tabelle ist ein Auszug der DIN 4109, November 89, Tab. B, der Wasserwerke Bockum, Wittlaer, Kaiserswerth und Wittlaer- Corvius ol Baushasel
2 am [:; I8 }\, ."j;'rf g 3~ . Herausgeber: DIN Deutsches Institut fir Normung e.V.) Werth der Stadtwerke Duisburg AG. Platanus x acerifolia Platane
4. im Gebiet WAz, auf den als Flachen fir Garagen oder Stell- ittt | Hier gilt die ordnungsbehtrdliche Verordnung zur Festsetzung Pyrus calleryana “Chanticleer’ Chinesische Wildbirne
platze gekennzeichneten Flachen. T S JOPran r it des Wasserschutzgebietes Bockum, _Hittlaer‘. Kaiserswerth und fercus. Pobur Stieleiche
AiLL./der [ b) Fir eine ausreichende Beldftung i- bis 2facher Luftwechsel/Std. Witllaer-Herth der Stadtwerke Duisburg AG (Wasserwerksbetriebe) Robinia psewdoacacia ‘Monophylla’  Einblattrige Robinie
5. in den Gebieten WA 05-09. WR12-15 . WR 15 teilweise und WAgy . | =/ der Schlafraume ist bei geschlossenen Fenstern und Tdren zu y T e e e PFLANZLISTE 5
WA g4 und WA 4g in Sockelgaragen. g ‘,-‘ e A * r" gfl.f ’ 3 f— sorgen. Dabei ist zu gewdhrleisten, da die durch die Schall- C Ur den Regierungsbezir| sseldorf, Nr.52, ). Mindestpflanzgrdfe: (bis auf Kletterrosen):
[ 4 U { l | T schutzmaBnahmen erzielte Larmdammung nicht beeintrachtigt wird. s SOL, 3KV, M8, 125-150
6. fir die Gebiete WA pf teilweise, WAQP in der Gemeinschafts- 44 r—. ..._, T J T 185, Hamibe: ';"lm “’;‘t".sm A mht ks R
garage GGaq. : I w T} Ber Nachweis Gber die ordungsgemaBe Ausflhrung der Larmschutz- ) aus gestalterischen Grinden nicht nur heimische Pflanzen
i , . | & | F~——_ | Wasserschutzzone II M ; maBnahme hatmnach-der DIN 4108 zu erfolgen, bevor die Raume in 1. _Niederschiagswasser Smatmtgnlagm vertrag:rlld: S—
= : K . f i ] * : : fo Aristolochia macrophylla eifenw
7. ég"‘ die Gebiete WAQ3 und WA ¢ 1n der Gemeinschaftsgarage y ,. I ’ $10.5 . , ' A T : ﬁuﬂzmgiﬁmn d:srii“;ﬁe:::?::ﬁmﬁ:kgim el;;;ﬂg:;zzi Niederschlagswasser der Dachflachen ist dber die belebte Bodenzone zu Lonicera henryi Immergrines GeiBulatt
ap. : s ) LT Joe ’ . g f‘:‘ St Sy i E 9 oh-Sat 2 zu versickern. Niederschlagswasser der ausnahmsweise befahrenen Flachen Euonymus fortunei-Arten Immergrine Kriechspindel
8. In den Baugebieten WR 10, WR 20-31, WR 33 ist die Herstellung von Stellplatzen und ar -, -'- + 9.5 ] { H , /, gen fur allschutz gefordert werden. - . (Notverkehr) ist Ober Muldensysteme zu versickern. Niederschlagswasser Hedera helix Efeu*
s, oo i i ot (250 00, 1 ) Gomgen um Al v o\ i | ook wy ] Q, i S DL e
fah nicht zulassi % 3 i 2 / e, [ u i igole inidi
In den reinen Wohngebieten sind Raume fir freie Berufe unzulassig. e 9 :r‘--...__ .ﬁ 10 | :,?." ey --...1 Iy " e s : “ System zu entsorgen. = e g Actinigia kolomikts Rosa Strahlengriffel
In den allgemeinen Wohngebieten sind Raume fir freie Berufe aus- i ¥ = /! 5 559 'H .. Das Niedersschlagswasser hat der Nutzungsberechtigte des Grundstickes Clesatis vitalba Heimische Waldrebe
nth::e?segnge;:z? R Bin R | ’ Af e ny ] —~ L “;C:I‘-L = )? zu beseitigen. Die daflr erforderlichen Anlagen mdssen den im-Beteacht Clematis-Hybriden Waldebe
’ 12 - [} - = o ey, B o st ™ = = e aeias re
% ~d i i van - U utzu i 3 —
6.  Zuléssige Oberschreitung der Grundflachenzahl ($19 Abs.4 Bauhvo) | ! f : ] I o / LR, .45, 060 Abwassef*satzugg der Stadt Disseldorf unddie %ff;timng der Stadt “Toeenehedegtilt ., Tt
_ s Gebjete mit 1 | , , @ I Y L I T_II“_ T Disseldorf zu der Beseitigung des Niederschlagswassers auf dem zu Parthenocissus uiiiefolia.Engelennii® Wilder Nein
Die festgesetzte Grundflachenzahl darf far Sockelgaragen hé@chstens 443 , ’ | ’ L by I -l. i —— entwassernden Grundstick gemad §4 Abs.4 Abwassersatzung sind er- waas.gs tricuspidata “Veitchii Wilder Hem_
bis zu einer Grundflachenzahl von 0,60 dberschritten werden. B ; , - o=, Y ———, - S forderlich. Vitis coignetia _ Scharlachwein
,. , : R , . """'" & -4 ~ o Sonnenlagen erforderlich: .
7.  Garagengeschosse / Geschofflache (5§ 49 Abs.4 BauNvD) WRoy , 16.0 TE-U, fgl ,’ ’ . b o T e— :i;::r ;1:::;:15 :f;;-ﬁt:e
16.0 T~ ; g ; ; 2 Kletterrosen
Bei der Ermittlung der GeschoBflache bleiben die Flachen der Sockel- WRa3 of | ’ . ‘- 18.9 l r=10.5 ’ e Die Anwendung von Pestiziden ist auf allen Freiflachen und begrin- Bk drtant Mpbten st Wite Sras oftunat
garagen und Gemeinschaftsgaragen unbericksichtigt. 3 ’ I , . T 95 ten Dachern von “Sockelgeschossen” unzuldssig. » Diese E #i e ihrer Haftwurzel.
: F—~——. -,. , I : | -. - 34,90 I Autowaschen sowie die Anwendung von Wintersalz oder sonstigen wasser- Alle anderen Arten brauchen Kletterhilfen.
7.2 Gescholfidchen im Dachgeschof § 20 (3) Satz 2 BauNVO i.v.m. § 16 (5} ’ , , , . .{34.90) g 5 l ; gefahrdenden Stoffen ist auf allen Freifldchen und Flachen, die an
BauNVO) und § 86 BauONW o = = - i . 8.0 ‘ versickerungssysteme angeschlossen sind, unzuldssig.
Die Fiachen von Aufenthaltsraumen in den Dachgeschossen einschiieflich der 1 , : ' (34.82 Nt [~ - . i fur jegliche Nutzung des Grundwassers, ist eine Genehmigung der zustandigen
zu ihnen gehdrenden Treppenraume und einschlieBlich ihrer Umfassungswinde - ,‘ , ! 34.84 = ’ ’ o — | ™ Wasserbehorde erforderlich, {§ 2-5,7,7a, Wasserhaushaltsgesetz - WHG - vom 23.09.1986
dirfen 70 % der GeschoBfiachen in dem darunterliegenden Geschof§ -nicht ST — L 5.86 - =20 P S / e 3. Einschrankungen fOr die Verwendung von Brennstoffen und Ausschiul von
berschreiten. - y ! £ 9 i I ) I WR 20 O e _Brennstoffen
I i i i 7 Lomarki fi'f 7 J slaldls y
8. Abweichende Bauweise ( § 22 BauNVO ) / ’ . ’ I . . ™ T Gemarkung tinorungen Das Plangebiet liegt in der Wasserschutzzone (WSZ) TIT A des Wasser-
Ist eine abweichende Bauweise festgesetzt, kann von der geschiossenen : , I I &? I ’ : - . 93 e SOEY » Flur 1 werkes Bockum, und WSZ II. In der WSZ III A ist die Errich-
Bauweise abgewichen werden. , l. 1.0 'ls' o ¥ . s S s o P O tung voT Anlagen zum Lagern wassergefahrdender Stoffe 1t. § 4 Abs.{
’ WRo4 , g 5‘01 I I ’ ~— ~ ' D 8.6 WSZ-Verordnung Bockum u.a. vom 14.12.1987 verboten. Heizdl fir
9. Nicht iberbaubare Grundstiicksflachen { § 23 BauNVO ) § ' I . ’ ’ f I 6.9 . ’ 8 o e 9 i ;' R g:;xl;igﬁbaggggge ;s}agggzan ausgenommen, wenn die er-ferderhg:earr: sﬁér_‘t
AuBerhalb der tiberbaubaren Grundstiicksfldchen sind zuléssig : J 6.0 . h e i e e 8 - ; ; i
- Sockelgeschosse und Gemeinschaftsgaragen, soweit sie fir die Unterbrin- <[ "‘ 16.0 ’ l ’ § S ' . T e, .__! TR e L
gung der notwendigen Nebenrdume, Stellplatze und Fahrradabsteliplatze o 1 ] b — 5° ’ l I 1w % =, G Ty - ; ’
forteHich sid. § / | ! = P ! | o 75 ~—_ In den Gebieten WA oq . WA go. WA 3. WA 7. WA 1g. ist die Verwendung
L Treppen und Rampen bis zu einer Hshe von 1,60 m iber der neuen / . r t— -:2" ’ I II l .—-' — e V(?I"i Heizdl als Bf'enﬂ?tﬂff gemm § 4 Abs.! 5.6 WSZ-V0 verboten. Hier
Gel3 | , p g = iy sind wasserungefahrliche Varianten zu suchen (z.B.Gas)
elandeoberflache { , ‘ : I ! 18,0 + r=10.5 l ITI
| 1 o . 5.5 )
10. Fiachen fiir den sozialen Wohnungsbau ( § 9 Abs. 1 Nr.7 BauGB ) { § , Ml o / ; =~ 1mgo 5 el B g - 4. _Ausbay der StraBlen in der Wasserschutzzone III A
In den Gebieten WR 16 und WA 01,02,17‘39 sind Wohnungen. die mit Mitteln | ‘:\_____E:Q. .’ ’ II » / :__‘ hicd a'.:‘g .5!:1 13_0 .l f’ — — - Neu- und Umbau der Strafen in der Wasserschutzzone III A sind nach den
i i = . -~ M- ) = . : »
c:;es sozialen Wohnungsbaus geférdert werden konnten, unterzubringen. ’ ’ ’ o T oliam ! ’ b | Bichtlintan® tor batarbeice p o Srelien $h Sesserosen-
11. Gnordnung i - = i ' - - ¥
ranordnu F1 m.b — -~ -{a 4 {_5?:' 557 -. .I I r=20/" ~ ':'hm_ il ; ’ nungsgebieten (RiStWag) - Ausgabe 1982 - durchzufihren.
11.1 Bffentliche Grinflachen (§ 9 Abs.1 Nr.15 BauGB) @ ’i ., I | ’ [ = I = Ty -
0 0 7 ) I ’ Fr o — i . \
e o ° o = % . 4 4 . i s ‘
L@ gffentliche Grinflache (Parkanlage) =3 /)7 ’ ’ , l ’ I ’ 2 Off?ntl iche ~ =
s e | (34.67)— . / [ . n | ~— Grinflache [, __.°] e ] ==
58 " g . . : » . ) 7 o o
“ 8 "' 0 WR o5 | 1 / [ / "‘::"_t 2 55I v | @
i = ; - Dneg L
. 18.¢
L 55 [ 5 / / N e =l
SSNEFREN 355 P II 4 r 6.9 IEO ) i II = —, e D i .
> e e e N EA R _‘__“_LI T I Lﬁ 0 T ; + y ’ ’ ’ r=20 .|""" —, q-, i H’
DT ] Yood 2 #1 Plg[F ! y
Sl e 557 = Lo a 3 i | 1] 1 ] WRas | / / l ’
i 556~ : | / = 6§ 2 | : GFL/ [/,
- — = 0 y . - /
. [ sy g - / I |5] | / r Foale. / 5 7§  offentliche Granflache WR,g |
I\ - | gemiB Nr.6 der Hin- g [ ' ’ . . § .00 I T .0 .’ : ._
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I. Textliche Festsetzungen
1. Allgemeine Vorschriften 5. Raume fir freie Berufe (§13 BauNVD i.V. m. § 1 BauNv0)
1.1 Hohenlage von Fundamenten baulicher Anlagen (§ 9 Abs.2 BauGB) In den reinen Wohngebieten sind Raume fOr freie Berufe unzulassig.
in den allgemeinen Wohngebieten sind Raume fir freie Berufe aus-
Die Hohenlage der Unterkante von Fundamenten ist wasserwirtschaftlichen nahmsweise zulassig.
Erfordernissen unterworfen.Sie darf héchstens 1,00 m unter der gewach-
senen Gelandeoberflache liegen. E Zu]éssige Ubersehreitung der Grundflachenzahl [lig Abs.4 Bauhv0)
(siehe unten Teil Il Nachrichtliche Ubernahme Nr. 2} _ yGebiete mif
1.2 Aufschottungen (§ 9 Abs.i Nr.17 BauGB) Die festgesetzte Grundflachenzahl darf fUr Sockelgarageh hdchstens
bis zu einer Grundflachenzahl von 0,60 Uberschritten werden.
Im Anschnitt mit den Geb3uden ist das Gelande soweit anzuschitten, dal
der FuBboden des 1.Vollgeschosses Uber dem UntergeschoB ("Sockelge- 7.  Garagengeschosse / GeschoBflache (§ 19 Abs.4 BauNvD)
schoB") hdchstens 1.60 m Gber der aufgeschitteten Gelandeoberflache
liegt. Bei der Ermittlung der GeschoBflache bleiben die Flachen der Sockel-
garagen und Gemeinschaftsgaragen unberucksichtigt.
Hinweis: _ _ ) ) . 7.a GeschoBfidchen im DachgeschoB § 20 (3) Satz 2 BauNVO i.v.m. § 16 (5)
Aufschottungen sind nur zuldssig. soweit Material veruende*_; wird, bei BauNVO) und § 86 BauONW
dem eine nachteilige Veranderung der Grundwasserqualitat nicht zu be- Die Flachen von Aufenthaltsraumen in den Dachgeschossen einschlieRlich der
sorgen ist. FOr Auffdllungen sind die Anforderungen des Wiederverwer- zu ihnen gehdrenden Treppenriume und einschlieBlich ihrer Umfassungswénde
tungskonzeptes der Landeshauptstadt Disseldorf zu erfullen. dirfen 70 % der GeschoBflachen in dem darunterliegenden GeschoR nicht
berschreiten.
5 61 | ; Wohngehiete (§3 i.V.m. §1 BauNvo) 8.  Abweichende Bauweise ( § 22 BauNVO )
Ist eine abweichende Bauweise festgesetzt, kann von der geschlossenen
Zulassig sind Wonhhgebaude Bauweise abgewichen werden.
Nicht zulassig sind alle Ausnahmen gemaB §3 Abs.3 BauNvo. 9. Nicht iberbaubare Grundstiicksflachen ( § 23 BauNVO )
AuBerhalb der Giberbaubaren Grundstiicksfidchen sind zul4ssig :
3.  Gliederung der allgemeinen Wohngebiete (§4 i.V.m. §1 BauNvo) - Sockelgeschosse und Gemeinschaftsgaragen, soweit sie fiir die Unterbrin-
gung der notwendigen Nebenrdume, Stellpidtze und Fahrradabstellplitze
Zulassig sind: erforderlich sind.
- Wohngeb3ude - Treppen und Rampen bis zu einer Héhe von 1,60 m iiber der neuen
- nur in den Erdgeschossen: Gelandeoberfldche
die der Versorgung des Gebietes dienenden Laden, Schank- und
Speisewirtschaften sowie nicht stérenden Handwerksbetriebe , 10.  Flachen fir den sozialen Wohnungsbau ( § 9 Abs. 1 Nr.7 BauGB )
Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche In den Gebieten WR 16 und WA 01,02,17,19 sind Wohnungen, die mit Mitteln
und sportliche Zwecke und sonstige nicht stdrende Gewerbebe- des sozialen Wohnungsbaus gefordert werden kénnten, unterzubringen.
triebe ,Anlagen fur Verwaltungen. 11.  Grinordnung
Ausnahmsweise zulédssig sind :
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes 11.1 Offentliche Granflachen (8 9 Abs.1 Nr.15 BauGB)
Nicht zuldssig sind :
- Gartenbaubetriebe i
- Tankstelle @ orfentliche Granflache (Parkanlage)
3.a  Beschrénkung der Wohnungszahl (§ 9(1)6 BauGB) s
,‘,':,f’:{:,fﬁ;,’g:,?;i‘;';:};“;jg VB2 Y S W B8 SV S et forsebauce 11.2  Offentliche Granflache (§ 9 Abs.i Nr.15 in Verb. mit N.20 BauGs)
4, Stellplatze (Stellplétze und ldberdachte, offene Slelfplatgﬁﬁar‘gﬁgn. %}_ﬂ s s offentliche Granflache (Par‘kanlage] naturnah
schaftsgaragen . Sockelgaragen (8 9 Abs. 1 BauGB, (§12 BauNv0) § 51 Abs. 5 Bau O NW) [° “(2)" °|  gestaltet mit 2 - schirigen Wiesen und Gehdlzen
Wasserwirtschaftlichen Erfordernissen entsprechend darf je Wohnein- 5% der Pflanzliste 1, da sie zum groBen Teil im

heit nur 1 Stellplatz errichtet werden.
Die nach diesem Schlissel zu ermittelnden Stellplatze sind aus-

Wasserschutzgebiet II liegt.

Erforderliche Schalldamm-Male

schlieBlich auf den dafir vorgesehenden Flachen,in Sockelgaragen 11.3 Offentlicher Spielplatz

§ 9 Abs.1 Nr.15 BauGB

oder Gemeinschaftsgaragen wie folgt unterzubringen:

; {8 fir die Gebiete WR i teilweise, WR4g ., WA 20-31 ., WR 3o teilweise

Spielplatz in allgemeine Grdnflache integriert

WA33 . WA {7 auf den zugewiesenen Vorhalteflachen - Flachen mit
besonderem Nutzungszweck - (F1.m.b.Nutzungszw.)

2. in den Gebieten WR 41 , WR3p teilweise und WA 19 auf den als
Flachen fir oberirdische Stellplatze gekennzeichneten Flachen.

3. in der Gebieten WR 35-37 auf den als Flachen fir Uberdachte
offene Stellplatze gekenr zeichneten Flachen.

4. im Gebiet WAg4 auf den als Flachen fUr Garagen oder Stell-
platze gekennzeichneten Flachen.

5. in den Gebieten WR 05-09. WH12-15 . WR i teilweise und WAqy .
WA 04 und WA 4g in Sockelgaragen.

6. fir die Gebiete WA g4 teilweise, WA Q2 in der Gemeinschafts-
garage GGaj.

7. fur die Gebiete WAg3 und WR4g in der Gemeinschaftsgarage
GGap.

8. In den Baugebieten WR 10, WR20-31, WR 33 ist die Herstellung

von Stellplatzen und Garagen zum Abstellen von Kraftfahrzeugen

nicht zulassig.

11,41

11.4.2

11.4.3

@
(0]

Malnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft, sowie die Flachen fGr Malnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft.

(§ 8 Abs.1 Nr.20, Nr.24 und Nr.25 BauGB)

Spielplatz mit Bolzrasen

31 AL Die Flachen sind aus der derzeitigen Nutzung als
— ) H  Ackerflachen zu nehmen und als Wiesen (2x Mahd/
I I Jahr) herzustellen. Im Wegebereich am Kehrbesen

sind Gruppen von Feldgehdlzen zu pflanzen laut
1 @ L
l.._
1J; i

Pflanzliste 1.
1 d?) 1
B H
T T

Die Flachen sind aus der derzeitigen Nutzung zu
nehmen und mit Gehdlzen der Pflanzliste { zu be-
pflanzen. Pflanzabstand 1,00 x 1.20 m, Pflanz-
grofe 2x verpflanzte Straucher und Heister.

Die Flachen sind aus der derzeitigen Nutzung zu
nehmen und aufzuforsten laut Pflanzliste 2.

4

Yo,

Be

11.4.4 Private Gridnflachen, 'Neuanlage
Alle nicht dberbauten Flachen der bebauten Grundstlcke sowie die Da- Abschnitt
cher von Sockelgaragen sind zu begrinen. Befestigte Flachen innerhalb
dieser Grdnflachen sind nur fir Zugdnge, Zufahrten, Wohnterrassen,
Fahrradabstellplatzen und Kinderspielplatzen zuladssig. Im GeschoB-
wohnungsbau ist je 250 agm nicht Uberbauter Grundsticksflache ein Laub- Li-L2
baum der Pflanzliste 1 als Hochstamm oder Stammbusch, Stammumfang
20-25 gemessen ein Meter (ber dem FuBpunkt. zu pflanzen. L 2= 3
Je 200 gm nicht Oberbauter Grundstlcksflache sind zusatzlich mindes-
tens zwei Pflanzgruppen mit zehn Strauchern, 2xv, 100-150 H laut L3-L4
Pflanzliste 1, Pflanzabstand 1,00 x 1,20 m zu setzen.
Der verbleibende Flachenanteil ist flachendeckend mit Landschafts- L5-L6B
rasen einzusaen.
Im Vorgartenbereich der Reihen- und Einzelhauser ist jeweils fir zwei L7-LB
Vorgartenflachen ein Einizelbaum der Pflanzliste 3 zu setzen, Stamm-
umfang 18-20 gemessen ein Meter Ober dem FuBpunkt. LB-L9
Der Baum ist auf die Grundsticksgrenze zu pflanzen.
11.4.5 Granflachen, Erhaltung L9-L10
Li1 - Li2
m Die Grinflachen sind dauerhaft zu erhalten und zu pflegen.
L13 - Li4
11.4.6 Begrinung von privaten Stellplatzen (Stellplatze oder iberdachte, offene Stellplatze) L14 - L15
Je angefangene 8 ebenerdige Stellplatze ist ein hochstammi- L15 L6
ger, groBkroniger Laubbaum nach der Liste 4 zu setzen, Stammum-
fang 20-25 in ein Meter Hohe vom FuBpunkt gemessen. Li7 - LiB
FOr den Wurzelraum (Baumscheibe) ist eine Flache von mindestens
2.0 x 2.0 m offenzuhalten und mit Landschaftsrasen einzusden L1B - L18
oder mit einem Baumscheibenrost 2,0 x 2.0 m abzudecken.
g L20 - L21
11.4.7 Fassadenbegrinung
= . . y L22 - L23
Alle Sockel Gber der neuen Geladndeoberflache sind zu begrinen.
Fensterlose Giebelflachen sind zu 40 ¥ zu begrinen. L23 - 124
11.4.8 Dachbegrinung
—_— L24- L25
Flachdacher mit mehr 3als 25 gm Grundflache sind extensiv zu
begrdnen. L6 - L27
11.4.9 Begrunung der Sockel- und Gemeinschaftsgaragen L2g - L29
Auf Gemeinschaftsgaragen ist eine Vegetationsschicht im L30 - L34
Mittel 60 cm und im Bereich von Baumen 90 cm vorzusehen.
. . L32 - L33
11.4.10 Eingrdnung von Mallstandplatzen
: . . L34 - L35
Die MOllstandplatze sind mit Hecken oder Strauchpflanzungen der
Pflanzliste 1 einzugrinen. L36 - L37
11.4.11 Einfriedungen 5 50
Einfriedungen sind zu begrinen. 139 - L40
Hinweis: L4t - L42
Weitere Forderungen zu grinplanerischen MaBnahmen sind den
ErschlieBungsvertragen zu entnehmen. L43 - L4
12. Bauliche Vorkehrungen zum Schutz gegen Larm (§ 9 Abs.1 Nr.24 BauGB) L45 - L4b
An den durch Nummerierung gekennzeichneten Gebdudefronten sind L47 - L48

53

tonplatte

mit Loftungsrehren
e

~._\/

passive MalBnahmen zum Schutz gegen den Verkehrslarm zu treffen:

a) Nach aubBen abschlieBende Bauteile von Aufenthaltsraumen
(5§ 44 BauD NW) sind so auszufihren, daB sie entsprechend
den Larmpunkten L 1 - L 48 folgende Schalldammalle aufweisen:

Sportplatz

Schule

mallged

Aenldre-
pegel
®(A)

61
66
61
61
61

EG
> G

61
66

61

61

61

614
> EG 61
> EG 61
61
61
61
61
61
61
61
61
B1
61
61
61
61
61
61
61

61

70

65

&

38

& & &8 &8 &8 8 8 &8 8 8 8 8 8 %3 &% & &8 8 & & & & B

Lare-

pegel-

bereich
111
v
111
111
111

111
v

III
II1
III
III
111
II1
111
111
111
II1
I1I
III
III
111
II1
IT1
©OIII
111
II1
III1
II1
III

II1

erf. A w,res des
AuBenbauteils
Nohnrause

i ]

35

40

35

&8

& & B & & B B 8 8 8 88 B 8 & &% 8 & 8 8 8 B B W

(Die Tabelle ist ein Auszug der DIN 4109, November B89, Tab. 8,
Herausgeber: DIN Deutsches Institut fir Mormung e.V. ]

13.

14.

15.

b) Far eine ausreichende Beldftung i- bis 2facher Luftwechsel/Std.
der Schlafrdume ist bei geschlossenen Fenstern und Turen zu
sorgen. Dabei ist zu gewahrleisten. dall die durch die Schall-
schutzmafinahmen erzielte Larmdammung nicht beeintrachtigt wird.

c) Der Nachweis (ber die ordungsgemale Ausflhrung der Larmschutz-
maBnahme hat nach der DIN 4109 zu erfolgen, bevor die Raume in
Gebrauch genommen werden. Hierzu kann die Vorlage einer Beschei-
nigung eiries von der Landesregierung anerkannten Sachverstandi-
gen fir Schallschutz gefordert werden.

d) Es kdnnen Ausnahmen von den getroffenen Festsetzungen zugelassen
werden, soweit durch den Sachverstandigen (vgl.vorstehenden Ab-
schnitt) nachgewiesen wird,dal geringere Mallnahmen ausreichen.

Hohenlage der baulichen Anlagen (§9 Abs.2 BauGB)

Fur die Bemessung der festgesetzten Zahl der Yollgeschosse sowie der
festgesetzten Wand- und Firsthdéhen ist die jeweilige Hdhenlage des
Gehweganschnittes der angrenzenden 6ffentlichen oder privaten Ver-
kehrsflachen in Mitte des jeweiligen Brandabschnittes eines Gebaudes
mafiqebend.

In den Gebieten WAqy. WAoo MAQ3kdnnen Ausnahmen von den getroffenen
Festsetzungen zugelassen werden,soweit bei Anwendung der Vorschriften
der Arbeitsstattenverordnung die festgesetzten Wandhdhen fir Gebdude
mit Laden nicht ausreichen.

Gestaltung baulicher Anlagen (186 BauQ NW)

Stadtebaulich zusammenhangende Baugrupper einschlieRlich Garagen
sind in Bezug auf Dachfor men, Dachneigungen. Gebaudestellung und
Firstrichtung einheitlich zu gestalten.

Fur Fassaden sind baugruppenweise naturbelassenes sowie geschlammtes
Ziegelmauerwerk oder Putz in weiB oder in Pastelltonen zu verwenden.

Dachflachén von Wohnhdusern und Garagen sind baugruppénweise mit Natur-
schiefer,schwarzbraunen oder anthrazitfarbenen Ziegeln oder Betondachsteinen

abzudecken. Ausgenommen davon sind die Baugebeite WR 07 - WR 13, in denen

rote Ziegel oder rote Betondachziegel vorzusehen sind. Zink und Kupferdécher
sind nicht zuldssig.

Hinweis:

Die Nutzung von Solarenergie wird dadurch nicht beriihrt. Sie ist grundsatzlich
nicht beriihrt.

Fahrradabstellmbglichkeiten (§86 BauD NW)

In den Baugebieten sind Fahrradabstellplatze auf privaten Bau;
grundsticken vorzusehen. Die Anzahl richtet sich nach folgendem
Schlissel:

- Wohngebaude: Zah] der Fahrradabstellplatze

Einfamilienhduser 2-4
Mehrfamilienhauser u. 1
Sonstige Gebaude mit 2
Wohnungen

r Einraumwohnungen

fi
fir Mehrraumwohnungen

- Verkaufsstatten:

Laden 1 je 60 gm Nutzflache

192

Am Lingenwegal

Pflanzlisten zu Pkt.11 Gﬁﬂnordnung

II. Nachrichtliche Ubernahmen
1. Bauschutzbereich des Flughafens PELANALIE 4.
) . ] Mindestpf lanzgrole:
Das Planungsgebiet liegt im Bauschutzbereich des Verkehrsflug- Hochstamm, 4XV, MB, STU 20-25
hafens Dlsseldorf innerhalb des 4 km und 6 km Kreises. Bauvor- Acer platanoides Spitzahorn
haben innerhalb des Plangebietes unterliegen den sich aus Acer pseudoplatanus Bergahorn
§ 12 Luftverkehrsgesetz ergebenden Beschrankungen. Capinus betulus Hainbuche
Populus tremula Zitterpappel
2. Wasserschutzgebiet Prunus avium Vogelkirsche
Pyrus communis Wildbirne
Das Plangebiet liegt innerhalb der Wasserschutzzonen II und IIIA BGuercus robur Stieleiche
der Wasserwerke Bockum, Wittlaer, Kaiserswerth und Wittlaer- Ulmus minor (Agg)=campestris Feldulme
Werth der Stadtwerke Duisburg AG. Straucher und Heister
Hier gilt die ordnungsbehdrdliche Verordnung zur Festsetzung MindestpflanzgroBe: 2xV, H. 100-150
des Wasserschutzgebietes Bockum, Wittlaer, Kaiserswerth und Pflanzabstand: 100x120 o im Yerband
Witllaer-Werth der Stadtwerke Duisburg AG (Wasserwerksbetriebe) Acer campestre Feldahorn
- Wasserschutzgebietsverordnung Bockum u.a. -vom 14.12.1987. Cornus mas Kornelkirsche
(Amtsblatt fur den Regierungsbezirk Disseldorf, Nr.52, 1987). Cornus sanguinea Bluthartriegel
Crataegus oxyacantha und monagyna WeiBdorn
o EUONYRUS europaeus Ptaf fenhitchen
III. Hinweise: Ligestrum vulgare Liguster
: Lonicera xylosteum Heckenkirche
1] Niederschlagswasser Ml sylvestrds Wildapfel
Niederschlagswasser der Dachflachen ist Ober die belebte Bodenzone zu m:];?ra “Holunder
zu versickern. Niederschlagswasser der ausnahmsweise befahrenen Flachen Sorbus aucuparia Eberesche
(Notverkehr) ist dber Muldensysteme zu versickern. Niederschlagswasser Taxus baccata Eibe
der befahrenen, befestigten Fldchen ist Gber ein kombiniertes System Viburnum lantana wolliger Schneeball
aus Kanalen und gegendber dem Untergrund abgedichteten Mulden-Rigolen- (trockener Bereich)
System zu entsorgen. Viburnum opulys gewdhnlicher Schneeball
Das Niedersschlagswasser hat der Nutzungsberechtigte des Grundstickes (feuchter Bereich)
zu beseitigen. Die dafur erforderlichen Anlagen missen den in Betracht PFLANZLISTE 2 - AUFFORSTUNG
kommenden Regeln der Technik entsprechen. Qualitat: Forstware
Eine Befreiung von der AnschluB- und Benutzungspflicht gemaB §4 Abs.1 Acer campestre Feldahorn
Abwassersatzung der Stadt Disseldorf unddie Zustimmung der Stadt Acer platanoides Spitzahorn
Dusseldorf zu der Beseitigung des Niederschlagswassers auf dem zu Acer pseudoplatanus Bergahorn
entwassernden Grundstick gemd §4 Abs.4 Abwassersatzung sind er- Carpinus betulus Hainbuche
forderlich. Fraxinus excelsior Esche
Prunus avium Vogelkirsche
2. Grundwasser Prunus padus Traubenk irsche
Guercus robur Stieleiche
Die Anwendung von Pestiziden ist auf allen Freiflachen und begrin- Ulmus minor (Agg)=campestris Feldulme
ten Dachern von “Sockelgeschossen" unzuldssig. PFLANZLISTE 3 - VORGAATEN RETHENHAUSER
Autowaschen sowie die Anwendung von Wintersalz oder sonstigen wasser- Ptlanzgrife:
gefahrdenden Stoffen ist auf allen Freiflachen und Flachen, die an Hochstamm, 3Xv, MB, STU 18-20
Versickerungssysteme angeschlossen sind, unzuldssig. Acer campestre Feldahorn
Almus glutinosa (an den Sickerrigolen) Roterle
fur jegliche Nutzung des Grundwassers, ist eine Genehmigung der zustindigen gf‘l‘i"“’ betulus :im" ot
i i i ategus spec. in Arten
Wasserbehorde erforderlich. (§ 2-5,7,7a, Wasserhaushaltsgesetz - WHG - vom 23.09.1986 Privas, taeatT6rs Kirschof 1ause
3. insch ngen fir die Verwendung von n ffen h von Prunus avium ‘Plena’ Gefilltblihende Vogelkirsche
_Brennstoffen Prunus spec. Japanische Zierkirschen
(aus dem asiatischen Florenbereich)
Das Plangebiet liegt in der Wasserschutzzone (WSZ) III A des Wasser- Prunus padus (an den Sickerrigolen]  Traubenkirsche
werkes Backum, und WSZ II. In der WSZ III A ist die Errich- Populus tremula (an den Sickerrigolen) Zitterpappel
tung von Anlagen zum Lagern wassergefahrdender Stoffe 1t. § 4 Abs.{ Heimische Obstgehdlze auch als Halbstasm
S.6 WSZ-Verordnung Bockum u.a. vom 14.12.1987 verboten. Heizdl fir : TELLPLA TRASSEN
den Hausgebrauch ist hiervon ausgenommen, wenn die erforderlichen Si- PRLNRLISTE 4 - BNBE M PAK- LIIJ S TN, $
cherheitsmalnahmen fir Bau - Transport Pf1 . W0 MF STADTRLATZEN
Fallung, Lagerung und Betrieb getroffen und eingehalten werden. W‘“’_&. oV, 8. STU 20-35
Acer platanoides Spitzahorn
In den Gebieten WA s . WA oo, WA 03, WA 17, WA 1g, ist die Verwendung Corylus colurna Baushase]
von Heizdl als Brennstoff gemad § 4 Abs.1 S.6 WSZ-VO verboten. Hier Platanus x acerifolia Platane
sind wasserungefahrliche Varianten zu suchen (z.B.Gas) Pyrus calleryana ‘Chanticleer’ Chinesische Wildbirne
Guercus robur Stieleiche
4. _Ausbau der StraBen in der Wasserschutzzone IIT A Roiinin: yeaudoacecis’ Nanophyils Elnblattrige Aobinie
PFLANZLISTE 5
Neu- und Umbau der StraBen in der Wasserschutzzone III A sind nach den MindestpflanzgréBe: (bis auf Kletterrosen):
*Richtlinien” fOr bautechnische MaBnahmen an StraBen in Wassergewin- SOL. V. WB. 125-150
nungsgebieten (RiStWag) - Ausgabe 1982 - durchzufihren. Folgende Arten sind zu verwenden:
(aus gestalterischen Grinden nicht nur heimische Pflanzen)
- Schattenlagen vertragend:
5. Arch3ologische Bodenfunde Aristolochia mecrophylla Pfeifenwinde
In Plangebiet mub mit archaologischen Bodenfunden und -befunden ge- I i et
rechnet werden. Hedera helix Efeu”
Auf die Meldepflicht gemadl § 15 Denkmalschutzgesetz (DSchG) wird hin- Sonne bis Halbschatten vertragend:
gewiesen. Actinidia arguta Gelber Strahlengriffel
V\_“es!hch des Viehgasser Weges ist ein vorgeschichtlicher E;g;g;a;::l:h;kta :?:iip::aﬂel
Siedlungsplatz bekannt. Clematis-Hybriden Waldrebe
Hydrangea petiolaris Kletterhortensie®
Lonicera caprifoliun Jelangerjelieber
Lonicera heckrottii . Feuergeifblatt
Fla - = i t Parthenocissus quinquefolia “Engelmannii® Wilder Wein ¥
Parthenocissus tricuspidata "Veitchii® Wilder Wein*
Geplanter Ubergang iiber die Bahnanlage / Zugang zur Bahnanlage (ver- ;:;ig‘;f:mhm. Scharlachwein
legter Haltepunkt) mit einem Gehrecht zugunsten der Aligemeinheit und Vitis vinifera Neinrebe
einem Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Leitungstriiger, der gemif Nistera sinensis Blyzine

§ 9 Personenbeforderungsgesetz rechtlich gesichert werden soll.

Kletterrosen

Diese Arten klettern mit Hilfe ibrer Haftwurzel.
Alle anderen Arten brauchen Kletterhilfen.
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\ , Das Oberverwaltu cht fir das Land
G emar k url g * . ¥ Nordrhein -Westfa hat am 20.08.1999
: . A + ,. folgendes fir Recht erkannt:
Einbrungen < \ Der Bebauungsplan Nr. 5287/01 - Teil A und
\ Hy Tell B - der Stadt Dlsseldorf
F] 7 : \ / ( Satzu luss vom 21. Miirz 1996 ) ist
ur 1 g - ¢ N, ' nicht wirksam.
A \ ~ < N Iy .
/ Gema Fk UDQ Kﬁ ] kum Y ¥ Vorstehende Entscheidungsformel ist
X I all omn |\‘nrhlmﬁlal'u und wur%: I;.
\ R B . nntmachu vom 14.09.1999
Flur 3 e D heute Im Ddssetdorfer Amtebiat Nr-38
o Vg I L~ ms 47 (5) Vel htsordnung
X . L ) vom 19. Miirz 1891 Bl. | S. 688) -
D Zuletzt durch 8 Bau- und
ik LS L
i @ . Aug .18. )- c
RS
®) 61-12-B-5287/01
[ 5 &9
;:v Dusseldorf, den 25.September 1999
S Der Oberstadtdirektor
g Planungsamt
Q Im Auftrag
G
. gez. Friedemann
‘ Der Ratsausschuf fiir Planung und Stadt-
{ emtwicklung hat am 0. 04 A9FF \
. gem. § 2 BauGB die Aufstellung der Ande- ; -
| rungen beschiossen. 5 Male der baulichen Nutzung und Bauweise
|
! o BGRZ 6r 6FZ 6F FH
: Freibad Ber| s in qm in qm T | h w
| . 189 ; i I "
| wiaen. S1e Y /oA - | WA 04 a 0.4 0.80 10.50 | 16.35 —
| Disseldorf, den J7. &4 <97 ) WA 02 | g 0.8 0.8s| [765/10.50 | 16.35/13.50|
Der Oberstadtdirektor WA 03 g 0.8 0.50 7.65 | 13.50
P:z‘nt‘&?‘%i:r;tt | WA 04 g 0.4 0.54 7.65 | 13.50
4 - WR 05 g 0.4 0.71 7.85| 13.50
- :‘,_“-,.Z_\,/( |
2 ! / WR 06 | g 0.4 0.64 7.65 | 13.50
o W07 | g 0.4 0.84 10.50 | 16.35
WR 08 g 0.4 0.87 10.50 | 16.35
WR 09 g 0.4 0.85 10.50 | 16.35
WR 10 g 0.4 0.84 10.50 | 16.35
— WR 11 0 0.4 0.85 10.50 | 16.35
Der Ratsausschuss fiir Planung und | Der Ratsausschuss fur Planung und | Der Ratsausschuss fiir Planung und
Stadtentwicklung der Stadt hat In | Stadtentwickiung der Stadt hat am | Stadtentwicklung der Stadt hat in . it OO 9.4 id 1020 8.5
seiner Sitzung am . #7. LBOO| 3. A~. 286 Obeschiossen, von | seiner Sitzung am OL. 44, {o¢ T WR13 | ¢ 0.4 0.90 10.50 | 16.35
beschlossen, seinen am 30.01.1997 der fiir die Anderung hinsichtlich | der Anderung des Bebauungsplanes
_ ng de : W14 | g 0.4 1.04 10.50 | 16.35
gefassten Aufstellungsbeschluss zur | der griinen Eintragungen nach § 3 | Nr. 5287/01 in grilner Farbe und ihrer
Anderung dieses Planes zu | (1) BauGB durchzuftihrenden | Begriindung fUr die &ffentliche WR15 | g 0.4 0.94 10.50 | 16.35
prizisieren {grine Eif}tr_agungen]. Blrgerbeteiligung abzu_lse_ehen, Auslegung gem#R § 3 (2) BauGB B.f.A WR 16 g 0.4 0.66 17.65/10.50 16.35/13.521
( siehe Originalplan ) ( siehe Originalplan) | zugestimmt. AN B e
61/12-B-5287/01 61/12-B-5287/01 ( siehe Originalplan ) A N Arikhe fin Miedepacklags- WA 17 | g 0.4 0.52 7.65 | 13.50
Dusseldort, den (I, A7. LI & | Disseldort, den & JF, /1. 20 @ & | 61112-B-5287/01 " A § MassenbRsRIL qURg k1L WR18 | g 0.4 0.42 7.65 | 13.50
Der Oberbtirgermelster Der Oberbirgermeister | Diisseldorf, den & 5. « 7. £&8OC / T A T Regenwasserpumpwerk) WA 19 0.4 1050 | 16.35
Planungsamt Planungsamt Der Oberbiirgermeister by P73 ’ \\ T 9 - 0.72 . -
im Auftrag Im Auftrag Planungsamt / ; \ __ WR 20 | ED <180 <245 7.65 | 13.50
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Gemarkung
Flur

Gemarkung  Kalkum
Flur 2 und 3

Dieser Plan enthalt Festsetzungen nach § 9 Baugesetzbuch (Bau6B) in der Fassung

der Bekanntmachung vom 08.12.1986 (B6BI. I, S.2253 und §§ 51 und 86 der Bauordnung fir
das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NW) vom 07.03. 1995 (GV.NW.S.217/S6V W 232),
zuletzt geadndert durch das Gesetz vom 24.11.1992 (GV.NNW.S.467).

Zu diesem Plan gehdren als Bestandteile die Langenschnitte Nr. 2100 - 2110

Die Entwasserung wird nach dem allgemeinen Kanalisationsplan durchgefihrt.
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Anlage zur Drucksache Nr. 61/019/96

Begrindung

geman § 9 (8) Baugesetzbuch
zum Bebauungsplan Nr. 5287/01
- Einbrunger Strale -

Stadtbezirk 5 Stadtteil Wittlaer

Verfahren in Verbindung mit dem BauGB-Mafinahmengesetz

Ortliche Verhaltnisse

Der Planbereich gehért zu dem Gebist, das 1975 auf der Grundlage des Gesetzes zur
Neugliederung der Gemeinden und Kreise des Neugliederungsraumes Mdnchenglad-
bach/Diisseldorf/Wuppertal vom 10.09.1974 und des - zwischen der Landeshauptstadt
Dulsseldorf, der Gemeinde Wittlaer und dem Amt Angerland in Lintorf - geschlossenen
Eingemeindungsvertrages in die Stadt Diisseldorf eingegliedert wurde.

Das Plangebiet befindet sich etwa in der Mitte eines Siedlungsbandes, das sich nord-
éstlich der Schwarzbachaue entwickelt hat; das im Siidosten mit Kalkum beginnt, in den
Bereich der Graf-Recke-Stiftung-Disselthal (bergeht und im Nordwesten in Wittlaer en-
det.

Es besteht aus dem Teilbereich A und dem Teilbereich B (s. Anlage 2).

Teilbereich A ist Teil siner Siedlungslitcke zwischen der Graf-Recke-Stiftung und Witt-
laer (West).
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1.2.1

1.2.2

Teilbereich B umfalit die Verkehrsflachen, die die Planung fur die Umgestaltung der
Einbrunger Strafle - im Bereich zwischen Haus Nr. 51 und Gerichtsschreiberweg -
vorsieht.

Lage im Verkehrsnetz

Das Plangebiet liegt auf der Ostseite einer in Nord-Stid-Richtung verlaufenden Ver-
kehrsachse, die

1. aus der Bundesstrafie 8 und

2. aus der Stadtbahnlinie U 79

besteht.

Individualverkehr (s. Anlage 1)

Die B 8 verbindet Duisburg lber Kaiserswerth mit der Innenstadt von Disseldorf.
Gleichzeitig stellt sie die Verbindung zwischen den in Ost-West-Richtung verlaufenden
Autobahnen A 524 und A 44 dar, die ihrerseits durch die A 52 verbunden werden.
Innerhalb dieses Systems Ubernimmt ein Netz von Landesstrafien die Ortsverbindung.

Dabei verbindet die an die B 8 anschiiefende Kalkumer SchloRalles (L 422) Kaisers-
werth mit Ratingen-Zentrum und der an die Kalkumer Schlofallee anschliefende
Gerichtsschreiberweg (L 139) Kaiserswerth mit Angermund und Ratingen-Lintorf.
Das Plangebiet ist in dieses Geflecht gut eingebunden, da die tangierende Einbrunger
Strafle sowohl an die B 8 als auch an den Gerichtsschreiberweg angebunden ist.

Die Einbrunger Strafle erflllt die Funktion

- einsr ErschlieBungsstralle - flr die an ihr gelegenen Anlieger {Wohnbebauung,
Graf-Recke-Stiftung, landwirtschaftliche Betriebe) sowie die Funktion

- einer Querspange zwischen der Duisburger Landstralle (B 8) und dem Gerichts-
schreiberweg (L 139) mit Zulaufverkehr.

Offentlicher Personennahverkehr (OPNV) (s. Anlage 3)
Die Stadtbahnlinie U 79 verbindet Duisburg mit dem Hauptbahnhof von Disseldorf.

Die auf ihrer Strecke Richtung Hauptbahnhof Dlsseldorf liegenden Haltestellen erschlie-
Ren das Ortszentrum Kaiserswerth, den Nordpark, das Einkaufszentrum Nordstraie
sowie an der Heinrich-Heine-Allee den zentralen Innenstadtbereich.
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Die an der Einbrunger Strafie vorhandene Stadtbahnhaltestelle "Bahnhof Wittlaer”
grenzt unmittelbar an das Plangebiet an. Sie befindet sich im Schnittpunkt der Einbrun-
ger Strale mit der Stadtbahnlinie. Aus der kreuzungsfreien Konstruktion, in der die
Einbrunger Strafe (iber die Stadtbahntrasse hinweggeflhrt wird, ergibt sich ein Héhe-
nunterschied zwischen dem Zugang zur Haltestells, der von der sich in Hochlage
befindlichen Einbrunger Strale her erfolgt, und der Haltestellenebene selbst.

Dieser Héhenunterschied wird durch eine Treppenanlage innerhalb des Bahnhofsge-
baudes Uberwunden. Die lange Treppe stellt den sinzigen Zugang zum Haltestellen-
hereich dar.

Im Rahmen der Blrgerbeteiligung wurden erhebliche Klagen zur derzeitigen Situation
des Haltestellengebiudes vorgebracht.

Diese betreffen neben der Klage (iber Vandalismus und Verschmutzung vor allem
Mangel in der Einseh- und Erreichbarkeit des Bahnsteiges sowie die fehlende soziale
Kontrolle. Den Klagen zufolge hielten diese Mangel viele Blirger von der Benutzung der
Haltestelle ab.

Die Grinde fir diese Méngel sind zu suchen:

1. in dem Héhenunterschied zwischen Haltestellenzugang und Haltestellenebens,

2. in der fehienden Siedlungsdichte im Umkreis der Haltestelle.

Stando alitate

Eine Haltestelle erweist sich erst dann als Standortvorteil, wenn sie ausreichende
ErschlieBungsqualitdt und Akzeptanz besitzt.

im Fall der Haltestelle "Bahnhof Wittlaer" besteht der besondere Vorteil darin, daf} die
Haltesteile zu einer Linie gehort, Uber die wichtige Versorgungs-, Freizeit- und Erho-
lungseinrichtungen sowie die Innenstadte von Dusseldorf und Duisburg als Dienst-
leistungs- und Arbeitsplatzzentren und deren Hauptbahnhéfe unmittelbar zu erreichen
sind.

Daraus ergibt sich eine Erschiiefungsqualitat, die die beste Voraussetzung flr eine
hauliche Verdichtung bietet.

Voraussetzung flr eine Verdichtung ist jedoch die Bessitigung der o. g. Mangel mit dem
Ziel, die Akzeptanz der Haltestelle zu steigern.



Neben der guten OPNV-Anbindung bestehen weitere Standortqualitéten in der raumli-
chen Néhe sowohl zum Stadtteilzentrum Kaiserswerth und den Versorgungsein-
richtungen Wittlaers als auch zu den Landschafts- und Erholungsrdumen des nérdlichen
Bezirkes; insbesondere zu der Schwarzbach- und Angerbachaue.

Das Stadtteilzentrum Kaiserswerth, das nur 3 Haltestellen entfernt ist, weist eine Viel-
zahl éffentlicher und privater Versorgungs- und Dienstleistungseinrichtungen auf, die u.
a. in '
-  einem Einkaufszentrum
mit den Laden fur den periodischen und aperiodischen Bedarf, Gaststétten, Gale-
rien, Cafés, Banken und sonstigen Dienstleistungen,
- zwei Krankenh&usern
(Fachklinik fur Orthopédie - Marienkrankenhaus, Krankenanstalten der Diakonie)
und guter arztlicher Versorgung,
- drei Schulen
(Gemeinschaftsgrundschule mit Montessori-Zug - Fliedner Strafle, Suitbertus-
Gymnasium - An St. Swidbert, Theodor-Fliedner-Gymnasium mit Internat - Kalkumer
SchloRalles)
und einem Volkshochschulangebot,

- drei Kindertageseinrichtungen

{des evangel. Gemeindezentrums - Fliedner Stral3e, des kathol. Gemeindezentrums
- An St. Swidbert, der Stadt Disseldorf - Kesselsbergweg)

- und sonstigen Einrichtungen

bestehen.

Innerhalb des Ortskernes von Wittlaer liegt die kath, Grundschule Franz Vaahsen am
Grenzweg, die stadt. Kindertageseinrichtung am Wittlaerer Kirchweg und die Kinder-
tageseinrichtung des kath. Gemeindezentrums St. Remigius am Pastoratsweg.

In unmittelbarer Nachbarschaft des Plangebietes (s. Anlage 1, 2) befindet sich die
Schwarzbachaue, die in grolem Bogen Kalkum und das denkmalgeschiitzte Schlof3 mit
der Rheinlandschaft verbindet. Ihre hohe landschaftsésthetische Qualitét und ihr hoher
Biotopwert haben zu der Ausweisung als Landschaftsschutzgebist gefiihrt,
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Der Bogen der Schwarzbachaue wird in Hohe des Plangebistes von einer Wegever-
bindung gekreuzt, die aus dem Pfaffenmihlenweg, dem Weg Am Schwarzbach und
dem Viehgasser Weg besteht. Der Pfaffenmihlenweg flhrt von Kaiserswerth her-
kommend zum Weg Am Schwarzbach, der den Schwarzbach quert und in der Ein-
brunger Strafte miindet, Der auf der gegentiberliegenden Seite anschlieflende Viehgas-
ser Weg stellt die Verbindung zum Landschaftsraum im Norden her.

Uber das Plangebiet hinaus verlangert findet er schlieRlich Anschiui an ein Wegesy-
stem, das bis zur Heltorfer Schlofallee reicht, die zum SchioR Heltorf am Angerbach
fabrt.

Die genannten Wege werden als Fu3- und Radwege und darliber hinaus vor allem als
Wege fir die Landwirtschaft genutzt.

Ein weiterer Standortvorteil besteht in der Néhe zu den Auskiesungsbereichen siidlich
von Angermund, da fir diese Bersiche Planungen in Gang gesetzt wurden, die die
Schaffung gréBerer Sport-, Freizeit- und Erholungsflachen zum Ziel haben.

Fur den Bereich dstlich der Bundesbahnstrecke befindet sich bereits der Bebauungs-
plan-Entwurf Nr. 5586/03 flr ein Naherholungsgebiet "Angermunder Baggersee" im Ver-
fahren.

Regionale Bedeutung
Das Land NW sieht in der Forderung des Wohnungsbaus und der Aktivierung von

Wohnbaulandflachen eine vordringliche Aufgabe. In den Gemeinden der Region sollen
daher neue Wohngebiete auf ihre regionale Bedeutung hin untersucht und erfaf3t
werden.

Zu den Kriterien gehéren:

- Lage im Einzugsgebiet einer Haltestelle des schienengebundenen d&ffentlichen
Nahverkehrs,

- Rahmenbedingungen die eine angemessene Verdichtung zulassen sowie

- die Eignung flr Geschof¥- und &ffentliche geférderten Wohnungsbau.

Da das Plangebiet einer Wohnbebauung zugefihrt werden soll und diese Anforderun-
gen in vollem Umfang erflllt, wurde ihm die regionale Bedeutung zugesprochen.
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1.5.1

1.5.2

Plangebiet (s. Anlage 2)

Im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 5287/01 wurde ein
Granordnungsplan (Grinordnungsplan Einbrunger Strafie - Diusseldorf-Wittlaer, Dipl.-
Ing. Rose Bdke, Landschafts- und Gartenarchitektin BDLA/AIV) erstellt, auf dessen
Grundlage das Plangebiet so abgegrenzt wurde, dai die flir den Eingriff in Natur und
Landschaft erforderlichen Ausgleichsflachen innerhalb des Plangebietes liegen.

Die Teilbersiche A und B werden wie nachfolgend dargesteilt genutzt.

Teilbereich A

Die nérdlich der Einbrunger Stralle (neu) gelegene Teilfliche 1 wird heute (iberwiegend
als Ackerfldche genutzt. Die nicht als Ackerfldchen genutzten Flachen bestahen aus in-
tensiv genutztem Wiesengriunland.

Die Teilfldche 1 wird in Nord-8(d-Richtung von dem Viehgasser Weg durchquert.

Auf der Dammbdschung der Einbrunger Stra3e befinden sich Gehélzstrukturen, die far
den Arten- und Bictopschutz von grofRer Bedeutung sind.

Auf der Westseite der Wohnbebauung am Bergesweg befindet sich ein erhaltenswerter
Streifen von Feldgehdlzen (Wertstufe 6).

Die Dreiecksflache (Teilflache 2) stdlich der Einbrunger Stral3e {neu) ist dem Kalden-
berger Hof zugeordnet. Sie besteht aus intensiv genutztem Weidegriinland.

Ein Viehdurchlall unter der Einbrunger Strale (neu) stellt heute die Verbindung zur
Ackerflache nordlich der Einbrunger Stralle (neu) her.

Ver- und Entsorgungsleitungen sind der Anlage 4, die Eigentumsverhaltnisse der
Anlage 2 zu entnehmen.

Teilbersich B
In der Einbrunger Strafle fehlt streckenwsise ein Rad- und Fullweg. Daraus ergeben
sich Mangel in der Verkehrssicherheit.
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2.1

22

2.3

Da nach Realisierung des neuen Baugebietes mit zusatzliichem Verkehr in der Ein-
brunger Strafie zu rechnen ist, wurde zur Behebung der Mangel ein Verkehrskonzept
mit neuen StralRenbegrenzungslinien aufgestelit. Zur Sicherung der Planung sowie des
hierflr erforderlichen Grunderwerbs soll die Einbrunger Strale daher bis zum Gerichts-
schreiberweg in das Plangebiet einbezogen werden.

chéologische Bode e

Westlich des Viehgasser Weges (s. Anlage 13} ist ein vorgeschichtlicher Siedlungsplatz
bekannt.

Die Konzentration und die Qualitdt der Fundstellen belegen die hohe siedlungsge-
schichtliche Bedeutung dieses Gebietes.

Bisheriges Planu ac

Flachennutzungsplan
Der Flachennutzungsplan weist fur das Teilgebiet 1

- westlich der Graf-Recke-Stiftung ein Wohngebiet mit Parkanlagen und Kinderspiel-
platz,

- ostlich der Stadtbahn ein Gewerbegebiet

- zwischen Gewerbegebist und Wohngebiet eine Kleingartenanlage

aus.

Fir das Teilgebist 2 weist der Flachennutzungsplan eine Flache fir die Landwirtschaft

aus.

Im Flachennutzungsplan ist der Stadttsil Kaiserswerth durch Signatur als Siediungs-

schwerpunkt ausgewissen.

Beba spldne und Stralle inie
Innerhalb des Plangebisetes lagen weder rechtsverbindliche Bebauungspléne noch
festgesetzte Flucht- oder Stralenbegrenzungslinien vor.

Landschaftsplan

Der Teilbereich A des Plangebietes liegt im Geltungshereich des Landschaftsplanes.
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Fiir den Teilbereich B gilt dies nur flr den aulerhalb des Bereiches der Graf-Recke-
Stiftung-Diisselthal verlaufenden Bereich.

Der Landschaftsplan trifft flir beide Bereiche keine Festsetzungen. Auf seiner Sldseite
grenzt das Plangebiet jedoch an zwei Stellen an ein ausgewiesenes Lanschafts-

schutzgebiet an.

Wasserschutzzonen

Das Plangebiet befindet sich in den Wasserschutzzonen Il und IIlA des Wasserwerks
Bockum/Wittlaer der Stadtwerke Duisburg AG (s. Anlage 2).

Die Vorschriften der Wasserschutzgebietsverordnung Bockum u. a. vom 14.12 .87 sind
zu beachten.

Bauschutzbereich des Flughafens
Das Piangebiet liegt im Bauschutzbersich des Verkehrsflughafens Disseldorf, und

zwar im gréReren nordwestlichen Bereich innerhalb des 6 km Radius, im kleineren
slddstlichen Bereich innerhalb des 4 km Radius um den Flughafenbezugspunkt mit
Beschrankungen aus dem Luftverkehrsgesetz (LVG) vom 14,01.81.

Richtfunkstrecke von Krefeld nach Wuppertal
Das Plangebiet wird von der geplanten Richtfunistrecke Krefeld-Wuppertal ange-

schnitten. Daraus ergeben sich Bauh&henbeschrankungen mit ~ > 107 m (. NN.
Die Beschrankung gilt flir den Bereich von 100 m beiderseits der Achse.

Ziel und Zweck des Bebauungsplanes

Wohnnungsbau und Wasserschutz
Es ist Ziel und Zweck des Bebauungsplanes, innerhalb des Teilbereiches A Wohnbau-

flachen auszuweisen und dabei gieichzeitig das Vorhaben einer neuen Wohnsiediung
mit den Belangen des Grundwasserschutzes in Einklang zu bringen.

Als Betreiber der Wassergewinnungsanlagen Bockum, Wittlaer, Kaiserswerth und
Wittlaer-Werth haben die Stadtwerke Duisburg AG mit Stellungnahme vom 17.05.1994
Bedenken gegen eine Wohnbebauung der geplanten GréRenordnung erhoben,

Aus der Tatsache, dal das Plangebiet im Landesentwicklungsplan Il (LEP Ill) als
Gebiet mit Grundwasservorkommen ausgewiesen ist, ziehen die Stadtwerke Duisburg
AG folgende Schlisse:


http:14.01.81
http:14.12.87
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- Da sich das Grundwasservorkommen fiir die 6ffentliche Trinkwasserversorgung in
besonderem MaRe eignet, bedlrfe das Grundwasser eines besonderen Schutzes,
der nur durch entsprechende Planungsbeschrinkungen zu sichern sei.

- Die Nutzbarkeit der Wasservorkommen sei bei der Abwégung mit konkurrierenden
Nutzungen in besonderem Male zu bericksichtigen.

- Die neue Wohnsiedlung verstolle gegen Recht der Landesplanung sowie gegen
die von der Bezirksregierung am 14.12.1987 erlassene Wasserschutzgebiets-
verordnung.

Die Stellungnahme der Stadtwerke Duisburg AG gab Anlal, eine
"Studie zur Ermittlung des Gefdhrdungspotentials der Entwicklungsmaflnahme
Einbrungen fiir die Wasserwerke Wittlaer/Bockum und Erarbeitung eines Rahmen-
konzeptes flr eine wasservertrégliche Siedlungsentwicklung im gesamten Trink-
wassergebiet" (Wasserstudie Einbrungen)

in Auftrag zu geben.

Ergebnisse und Empfehlungen der Studie sowie deren Rickwirkung auf die Planung

werden unter Pkt. 4.7.2 "Wasser" dargestelit.

Zu den Ergebnissen der Wasserstudie Einbrungen gehdrt die Erkenntnis, dal eine
Wohnbebauung an sich - auch in der angestrebten Dichte - in der Wasserschutzzone
HIA (WSZ IlIA) nicht zwangsléufig im Widerspruch zu der Wasserschutzgebietsver-
ordnung steht. Sie verstdiit gegen Verbote und Genehmigungsvorbehalte der Ver-
ordnung nur dann, wenn sie in Ublicher Bauweise mit Tiefgaragen und Kellern erstellt
und mit der Ublichen Verkehrsmenge belastet wird.

Eine atypische Wohnbebauung dagegen, die

- nicht gegen das Verbot der Abgrabung von mehr als 1,0 m Tiefe verstofit,

- Bodendeckschichten nicht in wassergefdhrdender Weise verletzt und

- auf sparsame Woeise erschlossen wird und autoarme Zonen besitzt,

hat Aussicht darauf, wasserrechtlich tolerierbar zu sein.

Die ihr innewohnenden Rahmenbedingungen sollen in entprechender Weise auf das
neue Wohngebiet lbertragen und bei der Planung berlcksichtigt werden.
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Dabei soll jedoch nicht Gbersehen werden, dal - trotz aller Mafinahmen - nicht zu
verhindern ist, dai das neue Wohngsebiet flir das Grundwasser ein mittleres Ver-
schmutzungsrisiko (siehe Pkt. 4.7.2.1 "Grundwasserschutz") blsibt.

Dringlichkeit der neuen Wohnbebauung und Restrisiko fir das Grundwasser und die
Trinkwassergewinnung sind daher gegeneinander abzuwagen.

Das Gewicht des dringenden Wohnbedarfs und die Bedeutung des Wohnstandortes
Einbrungen sind den nachfolgenden Darstellungen unter Pkt. 3.2 und Pkt. 3.3 zu
entnehmen.

Der Darstellung der hydrogeclogischen Verhaltnisse (siehe Pkt. 4.7.2.1.1) ist zu entneh-
men, dal sich das Risiko fr die Trinkwassergewinnung dadurch entschéarft, daR sich
das Plangebiet - von Rheinhochwasser (worst-case) abgesehen - die (iberwisgende Zeit
im Abstrom der Brunnengalerie (WW Bockum) befindet (siehe Anlage 15).

Dringender Wohnbedarf der Diisseldorf Bevdlkerung
Die Untersuchung "Wohnbauflachen in Dusseldorf, Analyse von Bedarf und Angebot"
Fortschreibung 1993 dokumentiert den Mangel an Wohnbauflédchen. Sie kommt zu dem

Ergebnis, dafi} die im Flachennutzungsplan ausgewiesenen Flachen nicht ausreichen,
den bis zum Jahr 2005 ermittelten Bedarf zu decken.

Da der Mangel nicht nur in der Zukunft auftreten wird, sondern auch flr den kurz- und
mittelfristigen Wohnungsmarkt gilt, ergibt sich die Verpflichtung, umgehend Bauland zu
aktivieren und Baurecht zu schaffen.

Da die Flachen, die (iberhaupt aktiviert werden kénnen, durch ein Bedarfsdefizit gekenn-
zeichnet sind, stellt sich gleichzeitig die Notwendigkeit einer konsequenten Verdichtung
zugunsten eines sparsamen und effektiven Umgangs mit Grund und Boden ein.

Vor diesem Hintergrund stellt der Bebauungsplan eine wichtige Mallnahme zur Deckung
des dringenden Wohnbedarfs der Diisseldorfer Bevdlkerung dar.

Standorten
Neben den besonderen Standortqualitidten sprechen folgende Argumente flr ein Wohn-

gebiet an dieser Stelle in Einbrungen.

Das Potential an Wohnbauflachen, das fiir die Gesamtstadt zur Verfligung steht, hat
den Mangel, daf} von 143 ausgewiesenen Baufléchen 55 Flachen kleiner als 1 ha sind.
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Nur 15 Flachen weisen seine Flache von mehr ais 5 ha aus.
Zu diesen zahlt mit ca. 30 ha als eines der flachengréiten Baugebiete das Plangebiet
an der Einbrunger Stralle.

Die Grélle des Gebietes bietet die Gewahr fir die effektive Entwicklung eines groflen
zusammenhédngenden Wohngebietes, das sich darliber hinaus wegen der o. ¢. Stand-
ortvorteile auch noch flr eine Verdichtung eignet.

Innerhalb des Plangebietes sollen ca. 1 400 Wohneinheiten entstehen, zu denen ca.
1 120 Wohneinheiten im Gescholwohnungsbau gehéren.

Diese Menge méglicher Wohneinheiten laRt es zu, einen erheblichen Anteil davon dem
sozialen Wohnungsbau zuzufihren, ohne die an eine vertretbare soziale Mischung zu
stellenden Anforderungen zu verletzen. Dem Mangel an preiswerten Wohnungen kénnte
in diesem Plangebiet mit 400 geférderten Wohnungen (250 Wohneinheiten im ersten
und 180 Wohneinheiten im zweiten Férderweg) begegnet werden, und zwar innerhalb
eines absehbaren Zeitraumes. Dabei ist zu beachten, dall im Stadtgebiet auch ein
Mangel an geeigneten Flachen flr den sozialen Wohnungshau besteht.

Dardber hinaus ergibt sich aus der Nachbarschaft der Graf-Recke-Sitftung ein be-
sonderer Vorteil, da diese sich in der Betreuung alter sowie psychisch und geistig
behinderter Menschen, die ca. 80 - 100 Wohneinheiten innerhalb des Plangebietes
bewohnen sollen, engagieren will.

Die besondere Eignung des Plangebietes besteht also darin, dafd in keinem anderen
Baugebiet in dahnlicher Weise sofort ein splirbarer Beitrag zur Linderung der aktuellen
Wohnungsnot geleistet werden kann und daR dies auch fiir die Linderung der Woh-
nungsnot der Haushalte mit niedrigem Einkommen gilt.

In keinem anderen Wohngebiet kann auf ahnlich effektive Weise und in der gleichen
Grélkenordnung "betreutes Wohnen" ermdglicht werden. (Weitere Argumente siehe
Anlage 16)

Flac tz Ande

1993 wurde ein stadtebaulicher Ideenwettbewerb fir das Gelénde zwischen der Graf-
Recke-Stiftung-Diisselthal im Osten, der Duisburger Landstralle im Westen, der
Wasserschutzzone |l im Norden und der Einbrunger Strale im Siiden von der Stadt
Diisseldorf ausgelobt.
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Zu den Ergebnissen des Wettbewerbes gehdrte die Erkenntnis, dafl es sinnvoll ist, den
Flachennutzungsplan zu &ndern und die Ostseite der Stadtbahntrasse neben Dauer-
kieingérten ausschlieBlich dem Wohnungsbau vorzubehalten. Dies gilt auch flr die
Dreiecksflache zwischen der Einbrunger Strale (alt), der Einbrunger Stral3e (neu) und
der Stadtbahntrasse.

Das Wettbewerbsgebiet wird nunmehr in zwei getrennte Bebauungspléne aufgeteilt. im
Interesse der Mobilisierung von Flachen flur den Wohnungsbau wurde der Bebauungs-
plan fUr den Bereich dstlich der Stadtbahntrasse vorgezogen.

Diesen Bereich umfaft der Teilbereich A des Bebauungsplanes Nr. 5287/01; allerdings
mit einer in der Zwischenzeit gednderten Zielkonzeption. Hiernach sollen die Dauer-
kleingérten aus Griinden des Wasserschutzes entfallen.

Anstelle der Flachennutzungsplanausweisung von:

- Gewerbegebiet,

- Dauerkleingérten und

- Flachen fUr die Landwirtschaft

umfalt der Bebauungsplan nunmehr nur noch eine Wohnsiedlung.

Die Abweichungen vom gultigen Flachennutzungsplan werden wie folgt begriindet:

Die Notwendigkeit der Ausweisung des 0. g. Gewerhegebietes ergab sich aus der zur
Zeit der Aufstellung des Flachennutzungsplanes bestehenden Situation, die durch den
Mangel an Gewerbefldchen im ganzen Stadtgebiet gekennzeichnet war.

Der Bedarf an Flachen flr eine reine Gewerbenutzung hat sich an dieser Stelle nicht
bestédtigt. Dagegen ist ein Bedarf an kleingewerblichen und handwerklichen Betrieben
nicht von der Hand zu weisen.

Angesichts dieser Sachlage erschien es angebracht, die Planung zu &ndern.

Die Handwerkskammer Disseldorf bestatigt in ihrer Stellungnahme zu dem Bebau-
ungsplan, dafl mit der Ausweisung von WA-Gebieten innerhalb des Plangebietes und
der Zulassigkeit von nichtstérenden Handwerksbetrieben in den Erdgeschossen dieser
WA-Gebiete die Belange des Handwerks ausreichend eingeflossen sind. Sie spricht
aber gleichzeitig die Erwartung aus, daR auf der Westseite der Stadtbahn Flachen flr
kleingewerbliche Nutzung vorgehalten werden.

Die Industrie- und Handelskammer bringt in ihrer Stellungnahme zu dem Bebauungs-
plan ebenfalls keine Bedenken zu einer Fldchennutzungsplanénderung vor.
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Eine weitere Anderung der Zielsetzung ergab sich aus neuen Erkenntnissen der Was-
serwirtschaft. Danach sind Kleingarten in der WSZ |l|A unzulassig.

Die vorher flr die Nutzung von Gewerbe und Kleingdrten vorgesehenen Fléchen
werden der Wohnnutzung zugeschlagen. Damit wird dem dringenden Bedarf an Wohn-
bauflachen Rechnung getragen.

Zur Zeit der Aufstellung des Fldchennutzungsplanes stand die Verschisbung der
Stadtbahnhaltestelle noch nicht zur Diskussion, so dal die Zielsstzung des Flachennut-
zungsplanes auch im Hinblick auf die - sich aus dieser Verschiebung ergebenden -
stadtebaulichen Verbesserungen einer Korrektur bedurfte.

Gewerbegebiet und Dauerkleingérten hétten einem vorgesehenen Ladenzentrum in
unmittelbarer Nachbarschaft zur Haltestelle im Wege gestanden.

Die Betriebsflache des Kaldenberger Hofes (Graf-Recke-Stiftung) wird zu landwirt-
schaftlichen Zwecken nicht mehr bendtigt. Zugunsten des dringenden Wohnbedarfs
wurde auch diese Flache als Wohngebist ausgewiesen.

Die vorgesehenen Abweichungen von den Ausweisungen des Flachennutzungsplanes
haben die Deckung des dringenden Wohnbedarfs der Disseldorfer Bevdlkerung zum
Ziel. Die stadtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes wird dadurch nicht beein-
trachtigt. Damit sind die Voraussetzungen fiir die Anwendung des § 1 (2) BauGB-
Mallnahmengesetz gegeben, so daf} der Flachennutzungsplan nach Rechtskraft des
Bebauungsplanes im Wege der Berichtigung angepalit werden kann.

3.5 Einflgen in die Umgebung
3.5.1 Siedlungsstruktur

3.5.1.1 Apalyse:
Das Plangebiet liegt im Bereich eines Siedlungsbandes, dessen Urspringe in der

historischen Besiedlung der Schwarzbachaue liegen.

Der Verlauf dieses Bandes wird durch den Bogen der Schwarzbachaue und die parallel
verlaufenden ErschlieBungsstrafen (Einbrunger Strale, Unterdorfstrafle, Oberdorf-
strafte) bestimmt.
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Eine Karte aus dem Jahre 1824 zeigt Dorfstrukturen, die sich nérdlich des Schlosses
Kalkum beidseitig der Unterdorfstralke und sldlich des Schlosses beidseitig der Ober-
dorfstrae herauskristallisieren. Im Bereich der Einbrunger Strale rlickt die aus Héfen
und Muhlen bestehende Bebauung naher an den Schwarzbach heran. Die Nordseite
der Einbrunger StraRe war zum damaligen Zeitpunkt unbebaut.

Aus Disselthal verdrangt zog die 1816 von Graf Adalbert von der Recke gestiftete
"Rettungsanstalt” flir Kinder nach Einbrungen auf Landerein des Grafen Spee und des
Fursten Hatzfeld. Dabei breitete sich die Anstalt zunéchst sudlich der Einbrunger Strafle
unter Einbeziehung des Lindenhofes aus. Der Lindenhof Gbemahm die 6konomische
Versorgung der Dusselthaler Anstalten.

Mit dem reprasentativen Hauptgebdude der Graf-Recke-Stiftung, das offenbar nach der
Vorlage eines englischen Schlosses 1906 errichtet wurde, wird erstmalig mit einer Be-
bauung nérdlich der Einbrunger Straf’e begonnen.

Gisichzeitig wurden auf dem Areal sldlich der Einbrunger Strafle die Anstaitskirche und
ein Direktionsgebaude errichtet.

in den 60er und 70er Jahren dehnte sich die Stiftung weiter auf das Gelénde ndrdlich
der Einbrunger Stralle aus.

Flache und Struktur, die die Graf-Recke-Stiftung-Diisselthal heute zeigt, sind der
Anlage 2 zu entnehmen.

Woestlich der Graf-Recke-Stifung-Diisselthal hat sich zwischen Einbrunger Strafte und
Schwarzbach ein Einfamilienhausgebiet entwickeit.

Innerhalb dieses Bereiches befindet sich ein Landwirtschaftshof, der noch in Betrieb ist.
Noch weiter westlich schlielt an das Einfamilienhausgebiet der Kaldenberghof an, der
zum Besitz der Graf-Recke-Stiftung gehdrt.

Heute sieht das Siedlungsbild so aus, daf sich in den Bereichen der alten Dorfgebiete
ein Strukturwandel zugunsten des Wohnungsbaus vollzogen hat, der zwangslaufig mit
dem Verlust des Dorfcharakters sinhergegangen ist. Die mehr oder weniger verbliebe-
ne Kleinteiligkeit beruht auf der sukzessiven Bebauung von Einzelgrundsticken.
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Der Flachennutzungsplan tragt dieser Entwickiung dadurch Rechnung, da@ er in diesen
Gebieten Wohnbauflachen und nicht Dorfgebiete ausweist. Die einzige Ausnahme
davon stellt der Bereich an der Unterdorfstralle dar.

Die Ackerflachen nérdlich der Einbrunger Stralle unterliegen anderen Bedingungen, da
sie auBerhalb der Siedlungsfidchen liegen. Eine Entwicklung auf diesen Flachen mud
weder auf vorhandene Gehdfte oder Bauernkaten noch auf eine Kleinteiligkeit des
Grundstiickszuschnittes Riicksicht nehmen.

Die Entwicklungsgeschichte des Siedlungsbandes parallsl zum Schwarzbach zeigt, daf}
die HaupterschlieBungsstraen {Unterdorfstraie, Oberdorfstrale, Einbrunger Stralie)
die jeweilige Ortsachse bilden. Daraus ist der Schlufl zu zishen, daf} sich auch das
jeweilige Ortsbild in diesen Achsen darstelit.

Geht man davon aus, dafd auch das charakteristische Ortsbild von Einbrungen in der
Einbrunger Strae erfahren wird, so mul man feststeilen, dal} dieses zur Hélfte des
Strallenzuges von der Graf-Recke-Stiftung bestimmt wird, wéhrend die andere Halfte
durch das freie Feld der Ackerflache an der Nordseite und die Einfamilienhauser auf der
Sldseite der Einbrunger Stralle gepragt wird.

Dabei treten als Ortsmittelpunkt das Hauptgebaude der Anstait sowie die Anstaltskirche
mit Direktionsgebauden in Erscheinung. Relikte einer Dorfstruktur sind nur noch an
wenigen Stellen zu finden.

Der westliche Teil der Einbrunger Stralle wird durch die Dammlage und die beide
Straenseiten begleitenden Gehdlzstrukturen der Bédschung bestimmt. Dabei tritt der
Kaldenberger Hof hinter den Damm zurlick.

Der Zugang zu der Stadtbahnhaltestelle "Bahnhof Wittlaer” liegt in etwa auf dem
Scheitelpunkt der Einbrunger Strale, die die Stadtbahntrasse quert.

Planung
Mit ca. 30 ha nimmt das neue Wohngebiet eine erhebliche Flache ein, so dafl eine

Veranderung der Siedlungsstruktur grundsétzlich nicht zu vermeiden ist.

Andererseits bietet seine Lage zwischen dem Gelénde der Graf-Recke-Stiftung-Dus-
selthal im Osten und der Trasse der Stadtbahnlinie U 79 im Westen glnstige Voraus-
setzungen fUr die Integration in das vorhandene Siedlungsgsfiige.
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Die Randzonen des Plangebietes verdienen besondere Beachtung. Sie stellen Naht-
stellen dar, in denen die vorhandenen Siedlungsanséatze mit der neuen Bebauung
konfrontiert werden. Die Gestaltung dieser Zonen ist daher von besonderer Bedeutung
fir die stadtebauliche Integration.

Im Osten grenzt das Plangebiet an die Wohngebéaude der Graf-Recke-Stiftung-Disselt-
hal an.

Einer Fortentwicklung der Wohnbebauung an dieser Stelle stehen stédtebauliche
Griinde nicht entgegen, da die vorhandene Struktur der Zeilenbauweise aufgenommen
und die Anzahl der Geschosse auf 2 Vollgeschosse begrenzt wird.

Im Westen stellt die Trasse der Stadtbahnlinie U 79 die Grenze des Plangebietes dar.
Diese Trasse ist jedoch gleichzeitig die dstliche Grenze eines weiteren im Flachen-
nutzungsplan ausgewiesenen Baugebietes, das im Westen von der Duisburger Land-
stralde begrenzt wird.

Dieses zwischen der vorhandenen Wohnbebauung Wittlaers und dem neuen Wohn-
gebiet gelegenen Baugebiet soll in absehbarer Zeit ebenfalls einer Bebauung zugefihrt
werden. Seine Planung soll in ein stadtebauliches Entwicklungskonzept fiir das ge-
samte Gelande zwischen der Graf-Recke-Stiftung-Dusselthal und der Duisburger
Landstrafle eingebunden werden.

Eine Nahtstelle mit vorhandener Bebauung - in diesem Fall mit der vorhandenen
Wohnbebauung an der Duisburger Landstralle - entsteht erst dann, wenn das westlich
der Stadtbahntrasse gelegane Gebist bebaut wird.

Bis dahin verbleibt zwischen der vorhandenen Wohnbebauung Wittlaers und dem
neuen Wohngebiet in Einbrungen eine unbebaute ca. 120 m breite Pufferzone.

Nérdlich des Plangebietes befinden sich Ackerflachen, die durch die aufgeforstete
Brunnengalerie in der Wasserschutzzone | von den nérdlich gelegenen Ackerflachen
abgeriegelt werden,

Die Grenzsituation zwischen Siedlung und Landschaft erfordert den behutsamen
Ubergang in die freien Feldflure.
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Die ndrdliche Randzone der neuen Wohnbebauung soll daher in einer aufgelockerten
Doppelhausbebauung geringer Dichte bestehen. Innerhalb der Wasserschutzzone Il,
entlang deren Grenze soll dieser Bebauung in Richtung Brunnengalerie als Ortskante
ein ca. 10 m breiter Gehdlzstreifen vorgelagert werden. An diesen Gehdlzstreifen sollen
sich darliber hinaus als MaBnahmen zum Ausgleich flr den Eingriff in Natur und
Landschaft Wiesenflachen (innerhalb der Schutzzone II) anschlielen.

Wahrend die Bedeutung der Randzone im Norden darin liegt, dai sie von aulen als
Stadtkante wahrgenommen wird, beriihrt der Anschlufd an die Einbrunger Stralle den
inneren Kern des Ortsteils von Einbrungen, da die Einbrunger Strae - wie oben
beschrieben - als Ortsachse das Ortsbild von Einbrungen bestimmt.

Daraus ergeben sich folgende Aufgaben flr die Planung:

1. Rucksichtnahme auf die vorhandene Situation im bebauten Teil der Einbrunger
Stralte.

2. Nutzung der Chaﬁcen, die die neue Bebauung fir die Weiterentwicklung des
Ortsteils Einbrungen bistet.

3. Verknlpfung der Ortsteile von Wittlaer und Einbrungen.

Diesen Aufgaben entsprechend sieht die Planung folgendes Konzept vor:

1. Nérdlich der Einbrunger Stralle, wo die neue Bebauung in den WR;, ,,-Gebieten
auf die vorhandene Einfamilienhausbebauung auf der siidlichen Strallenseite
trifft, soll die neue Bebauung aus einer Einfamilienreihenhausbebauung beste-
hen, die von der Stralle um Gartenlange zurickgesetzt wird.

Die Garten werden durch eine begriinte Larmschutzwand gegen den Larm der
Einbrunger Stralse‘abgeschirmt.

2. Die Tatsache, dall das Plangebiet in breiter Front an die Einbrunger Stralle
angrenzt, schafft die Voraussetzung dafiir, dal das Ortshild zwischen der
vorhandenen Bebauung von Einbrungen und dem Bahnhof Wittlaer geschlossen
und der Bahnhof selbst aus seiner isolierten Lage befreit werden kann.



-18 -

Im Umkreijs des Bahnhofes scll eine Zone besonderer Funktionen entstehen:
Dabei soll die stdliche Dreiecksflache sine Anlage flr betreutes Wohnen auf-
nehmen und ihr gegentiberliegend der zentrale Bersich der neuen Wohnsiedlung
entstehen,

Die Struktur des Siedlungszentrums wird durch die Haltestelle bestimmt. Lang-
fristig ist eine Verschiebung der Stadtbahnhaltestelle nach Norden mit shen-
erdigem Zugang vorgesehen. Die Verschisbung bedarf jedoch eines eigenen
Planverfahrens und eigener Realisierungskonzepte.

Das Siedlungszentrum soll daher sowohl auf den alten Zugang zum Bahnhof
Wittlaer als auch auf die neue Haltestelle hin ausgerichtet werden. Daraus ergibt
sich die Abgrenzung seines Bereiches (WA 01 - 03). Dieser wird sinerseits von
der Einbrunger Stral3e tangiert und andererseits von der inneren Erschlieungs-
achse des Gebietes, die auf den ebenerdigen Zugang zur neuen Haltestelle hin
ausgerichtet ist, berdhrt.

Zukuinftige Struktur und Lage des Zentrums bieten die besten Voraussetzungen
flr das Zusammenwachsen der Ortsteile von Einbrungen und Wittlaer(-West).
Der Ortsteil Einbrungen erhélt neben seiner alten Ortsmitte an der Kirche einen
neuen Schwerpunkt an der Haltestslle Wittlaer.

Der ebenerdige Zugang zu der nach Norden verschobenen Haltestelle schafft
tber die Gleise hinaus eine Verbindung zu dem kiinftigen Baugebiet auf der
Westseite der Stadtbahntrasse. Zjel ist sine fultlaufige und méglichst gradiinige
Verbindung zwischen dem neuen Wohngebiet und der Bockumer Strale in Witt-
laer(-West).

Auf dieses Ziel hin soll auch die Planung flir das Baugebiet auf der Westseite der

Stadtbahntrasse ausgerichtet werden.

Bestandteile dieser Planung sind:

- eine fulllaufige Verbindung von der neuen Halitestelle zur Bockumer Straflle
auf kurzem Wege,

- Ausdshnung des Ladenzentrums auf die Westseite der Stadtbahn und Laden-
zeile, die den Weg zur Bockumer Stralle begleitet,

- Herstellung der verkehrstechnischen Infrastruktur mit Haltestellenandienung,
P+R-Platzen und evtl. Verknipfung mit Busverkehr,
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- ggf. Ausdehnung der Funktion des Zentrums von der Einzslhandsisversor-
gung zur Versorgung mit Gewerbe- und Handwerksbetrieben sowie
- Wohnungsbau in Fortflihrung der Planung auf der Ostseite der Stadtbahn.

Gebistsdnderungsverirag

Die Eingemeindung Wittlaers erfolgte auf der Grundlage des Neugliederungsgesetzes
{s. 0.) und des Gebietsanderungsvertrages (30.05.74/06.06.74).

Im Rahmen der frihzeitigen Blrgerbeteiligung am 24.11.93, in den folgenden Erdrte-
rungen zu dem "Bericht ber die Blrgerbeteiligung"” (Bezirksvertretung § am 22.02.94,
Ausschu} fur Planung und Stadtentwickiung am 03.03.94) sowie wéhrend der &ffentli-
chen Auslegung haben der Heimat- und Kulturkreis Wittlaer e. V., die Blirgerinitiative
"Lebensraum Wittlaer" sowie weitere Einsprecher die Auffassung vertreten, daf} der Be-
bauungsplan Nr. 5287/01 dem Gebietsanderungsvertrag widerspricht. Der Gebiets-
anderungsvertrag sei in seiner einschrankenden Wirkung auf die Planung nicht
berlicksichtigt worden.,

§ 9 Gebietsanderungsvertrag trifft Regelungen zur Daseinsvorsorge, die in der Anlage
zu § 9 durch speziells Versinbarungen ergéanzt werden. Die Einwender heben ins-
besondere Nr. 9 dieser Anlage hervor,

§ 9 Gebietsanderungsverirag besagt, da die Stadt Dusseldorf alle notwendigen
Mafinahmen zur Daseinsvorsorge nach dem Grundsatz der Gleichbehandlung aller
Einwohner durchfiihren wird, soweit diese einer sinnvollen Gesamtplanung (sinschlief3-
lich der Finanzierung) der Stadt Duisseldorf entsprechen.

Daseinsgrundfunktionen des menschiichen Lebens sind: Wohnung, Arbeit, Versorgung,
Bildung, Erholung, Verkehr / Kommunikation. Mit dem Begriff Daseinsvorsorge ist die
allgemeine Sicherstellung dieser Funktionen innerhalb des Standards und des Finanz-
rahmens der Gesamtstadt Dusseldorf verbunden.

Im Mittelpunkt der Einwande steht Nr. 9 der Anlage zu § 9 des Gebietsanderungsver-
trages. Diese besagt ergénzend dazu:

Die Stadt Diisseldorf wird das Gebiet der ehemaligen Gemeinde Wittlaer in Anlehnung
an die bereits vorhandene Bebauung und Bauwsise weiterentwickeln.
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Diese Verpflichtung bezieht sich - im Sinne des zur Zeit der Neugliederung geltenden
Baugesetzbuches - auf eine geordnete stadtebauliche Entwicklung, die durch Bauleit-
pldne vorzubereiten und zu leiten ist.

Die Kernaussage von Nr. 9 der Anlage zu § 9 Gebietsanderungsvertrag kann daher
sinngemar wie folgt interpretiert werden:

Im Rahmen der Daseinsvorsorge und einer sinnvollen Gesamtplanung der Stadt wird
die Stadt Dlisseldorf auch auf dem Gebiet der ehemaligen Gemeinde Wittlaer flr eine
geordnete stadtebauliche Entwicklung durch die Aufstellung von Bauleitpléanen sorgen.

Die Verwendung des Wortes "weiterentwickeln" (Nr. 9 der Anlage) tragt dem Umstand
Rechnung, dall zum Zeitpunkt der Rechtskraft des Neugliederungsgesetzes eine
Planung, die den Rahmen fur die Entwicklung des ehemaligen Gemeindegebistes
Wittlaer hatte vorgeben kénnen, nicht vorlag. Die Aufgabe der Festlegung von Entwick-
lungszielen und die Aufstellung eines Flachennutzungsplanes Ubertragt das Neuglie-
derungsgesetz auf die Stadt Disseldorf als neue Gemeinde.

Die an diese gerichtete Ergdnzung “in Anlehnung an die vorhandene Bebauung und
Bauweise" besagt in diesem Zusammenhang, dalk sich die zukiinftige Entwicklung von
dem Bestand (mit Bebauung und Bauweise beschrieben) nicht extrem weit entfernen
sollte.

Das Rechtsamt der Stadt Disseldorf hat zu Nr. 9 der Anlage festgestellt, dal im Falle
einer Grenzfallsituation, bei der nicht eindeutig festgesteilt werden kann, ob die Voraus-
setzungen der Nr. 9 erfiillt oder nicht erflllt werden, § 30 Abs. 3 des Gesetzes zur Neu-
gliederung der Gemeinden und Kreise des Neugliederungsraumes Ménchen-
gladbach/DiisseldorfiWuppertal vom 10.09.74 herangezogen werden kann.

Danach steht der Stadt Dusseldorf das Recht zu, mit Genehmigung der Aufsichts-

behdrde (Bezirksregierung) von dem Gebistsanderungsvertrag abzuwsichen, sofern
Grinde einer sinnvollen Gesamtentwicklung der Stadt vorliegen.
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Nachdem die Rechtsanwélte Metzler - Heger ¢ van Betteray « Krill, durch Anwohner
bevollméchtigt, auch der Bezirksregierung gegeniber Bedenken gegen die Planung
wegen der Unvereinbarkeit mit dem Gebistesénderungsvertrag mit Schreiben vom
29.03.94 angezeigt hatten, hat die Verwaltung mit Schreiben vom 25.04.94 die Bezirks-
regierung vorsorglich um die o. g. Genehmigung zur Abweichung von dem Gebiets-
anderungsvertrag ersucht.

Die Bezirksregierung hat mit Schreiben vom 23.06.94 festgestellt, dal der Bebau-
ungsplan Nr. 5287/01 (in der Fassung zur Bulirgerbeteiligung) den Festlegungen des
Gebietsanderungsvertrages, insbesondere auch der Vereinbarung Nr. 9 der Anlage
zum Gebistesanderungsvertrag entspricht und damit die beantragte Genehmigung
nicht erforderlich ist.

Die Bezirksregierung hestétigt in gleichem Schreiben die Auffassung der Stadt Diissel-
dorf, dall die Nr. 9 der Anlage zum Gebietesénderungsvertrag nicht in der Weise
ausgelegt werden kann, daf unter "Weiterentwicklung" das Festhalten an der zum
Zeitpunkt der Neugliederung vorherrschenden Einfamilienhausbebauung zu verstehen
ist. Die Vertragspartner hatten sich vielmehr einer sinnvollen Gesamtplanung der Stadt
Ddsseldorf unter Berlicksichtigung notwendiger Manahmen der Daseinsvorsorge flr
die Gemeinde Wittlaer verpflichtet. Die vorgelegte Planung entspreche in der Art, in der
sie das geselischaftspolitische Ziel der Bereitstellung von dringend benétigtem Wohn-
raum verfolge, voll den Rahmenbedingungen des Gebietsdnderungsvertrages.

Vertragspartner im Gebietsanderungsvertrag ist die Stadt Disseldorf. Diese verpflichtet
sich als Trager der Planungshoheit lediglich dazu, gewisse Rucksichten zu nehmen,
wobei der Ruicksichthahme durch die Planungshoheit Grenzen gesetzt werden.

Die Anlieger sind nicht Vertragspartner. Daher erwachsen ihnen auch keine unmittelba-
ren Rechte aus dem Gebistsanderungsvertrag.

Darlber, wie der Verpflichtung "in Anlehnung an die vorhandene Bebauung und Bau-
weise" Geltung zu verschaffen ist, entscheidet allein die Stadt Disseldorf im Rahmen
ihrer Planungshohait.

Zu Nr. 9 der Anlage zu § 9 des Gebietsanderungsvertrages ist dariiber hinaus folgen-
des festzustellen:

Anhaltspunkte zur Klarstellung dessen, was mit "in Anlehnung an die bereits vorhan-
dene Bebauung und Bauweise" gemeint ist, ergeben sich aus der Abgrenzung zu § 34
BauGB.
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Dort wird ein enger Rahmen des Einflgens (nach Art und Maf der baulichen Nutzung,
der Bauweise und der Grundstlicksflache, die Uberbaut werden soll) gezogen, der bei
der Beurteilung einer Weiterentwicklung gem. Nr. 9 nicht angelegt werden darf.

Die Rahmenbedingungen flir eine Anlehnung an die bereits vorhandene Bebauung und
Bauweise ergeben sich vielmehr aus der vorhandenen stadtebaulichen Situation.
Diese wird zwar durch die Lage am Stadtrand von Dusseldorf gekennzeichnet; gleich-
zeitig aber auch durch eine hervorrégende Anbindung an den Stadtkern von Disseldorf
charakterisiert.

Purch die Errichtung des Bahnhofs Wittlaer an einer regional bedeutsamen Stadt-
bahnlinie sind Standortvorteile geschaffen worden, die gem. landesplanerischer Zielset-
zung und Vorpragung zugunsten seiner Verdichtung auszunutzen sind. Darin unterschei-
det sich der Einzugsbereich des Bahnhofs Wittlaer im Umkreis von ca. 500 m von den
Ubrigen Flachen in Wittlaer.

Das Konzept des Bebauungsplanes ist - insoweit die landesplanerische Zielsetzung nur
eingeschrankt befolgt wird - einer Selbstbeschrankung verpflichtet, die darin besteht,
die wilinschenswerte Verdichtung zurlickzuschrauben und die Bauhdhe auf max. 3 Voll-
geschosse zu beschranken.

Die Planung leistet einen wichtigen Beitrag zur Weiterentwickiung des Stadtteils Witt-
laer. Dieser besteht darin, dafl die Stadtteile Wittlaer und Einbrungen Uber ein Ortszen-
trum miteinander verknulpft werden.

Planungsziele fiir den Teilbereic

in Anlehnung an den Flachennutzungsplan und der inzwischen entwickelten Zielkon-
zeption entsprechend soll das Plangebiet einer Wohnbebauung zugefiihrt werden.
Dabei sollen reine und allgemeine Wohngebiete ausgewiesen werden.

Die Wohnbebauung verursacht einen Bedarf an Folgenutzung mit Flachenanspriichen,
die auf der Grundlage eines Strukturkonzeptes dem Wohnen zugeordnet werden.
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Dieses Strukturkonzept wird im wesentlichen durch

- die Abgrenzung eines zentralen Versorgungsbereiches mit "Tor zum Plangebiet"
und Anschluf? an den Haltestellenbereich,

- die Gebietsmitte mit &ffentlicher Griinflache,

- die Nahtzonen und

- den Viehgasser Weg

bestimmt.

Die einzelnen Nutzungen gliedern sich in die Flachen:

Zum Zwecke der Wohnbebauung
- reine Wohngebiete = WR-Gebiete (WRgs.15, WR1s, WRy057)
- allgemeine Wohngebiete - WA-Gebiete (WAy.0 WA,;, WA )

Zum Zwecke der Erschlielung

- Hffentliche Verkehrsflachen,

- Fldachen mit besonderem Nutzungszweck mit der Zweckbestimmung: Vorhalteflé-
chen zugunsten der ErschlieBung privater Baugrundstiicke (Stellplatze),

- Offentliche Griinflachen und Kinderspielplatze,

- Flachen fir Mainahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur
und Landschaft,

- Flachen flir den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung fir eine Kinder-
tagesstatte,

- Flachen flr die Niederschlagswasserbeseitigung,

- Flachen fir die Netzverteilerstation,

- Flachen fiir die Abwasserbeseitigung (Pumpstation)

3.6.1 Strukturkonzept

3.6.1.1 Zentraler Versorgungshereich (WA, qa)
Das neue Wohngebiet I6st einen zusétzlichen Bedarf an Einzelhandelsflichen aus.
Der Bebauungsplan reagiert darauf, indem er innerhalb des zentralen Bereiches
aligemeine Wohngebiete ausweist, in denen die fir die Versorgung des Gebietes
notwendigen Laden und Gaststétten untergebracht werden kénnen.
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Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die Zulassigkeit von Laden und sonstigen Ein-
richtungen der Versorgung vorzubereiten und zu begriinden. Die Wahi des konreten
Standortes wird dem Einzelhandel (berlassen.

Ziel der verbrauchernahen Versargung ist es, fur ein wohnungsnahes und méglichst
fultlaufig erreichbares Angebot zu sorgen. Ein entsprechendes Warenangebot des
kurzfristigen Bedarfs kann nicht auf das Stadtteilzentrum - in diesem Fall Kaiserswerth
- konzentriert werden. Es muf} vielmehr dezentralisiert in kleinen lokalen Zentren
vorgehalten werden. Die Einrichtung lokaler Zentren steht daher nicht im Widerspruch
zum Zentrenkonzept der Stadt Disseldorf.

Die Planstrai3e 0878 erschlie3t den Bereich der WA-Gebiste und stellt gleichzsitig das
"Tor zum Plangebiet” dar. Sie mul} den vorhandenen Héhenunterschied zwischen der
Einbrunger Strale (etwa Scheitelpunkt des Briickenbauwerkes) und dem natirlichen
Gelande des Plangebietes - unter Berlcksichtigung einer Gelandeaufschittung -
Uberwinden.

In Héhe des Scheitelpunktes der Einbrunger Strafle soll den beiden Blocken WA 02,
WA 03 an der Einbrunger Stralle jewsils ein attraktiver Eingangshereich vorgelagert
werden.

Von diesen Bereichen ausgshend kann sich je nach Bedarf in den Erdgeschofiflichen
ein Laden- und Versorgungszentrum entlang der geneigten Planstralle 0878 und in das
innere der WA,- und WA,;-Gebiste hinein entwickaln.

Sollte die Haltestelle zu einem spéteren Zeitpunkt nach Norden verschoben werden,
kénnte sich das Zentrum schwerpunktméfRig nahe der neuen Haltestselle auch im
Bereich des WA,,-Gebistes entwickein. Innerhalb des WA,,-Gebietes wird eine etwa
rechteckige Flache von jeder Bebauung ausgenommen. Diese Fldche kann dann als
Platz die Verbindung zwischen dem Haltestellenzugang und den umgebenden Laden
herstellen.

Zur engeren Umgebung des zentralen Bereiches gehdren auch die WAy,- und WA, ;-
Gebiste. Das WA,,-Gebiet schlieit an das WA,-Gebiset an und soll in den an der
Einbrunger Stralle gelegenen Gebéuden im Erdgeschol Einrichtungen des Dienst-
leistungsbereiches aufnehmen.
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Das gegentberliegende WA,,-Gebiet {Dreiecksflache) soll der Sonderform gemischten
und betreuten Wohnens fur alle Altersgruppen mit speziellen Dienstleistungsseinrichtun-
gen vorbehalten werden.

Gebistsmitte

In der Gebietsmitte wird eine &ffentliche Grinfldche ausgewiesen.

Das Konzept der Gebietsmitte besteht darin, dal um die éffentliche Griinfléche herum
eine dreigeschossige Blockbebauung hoher Dichte gruppiert wird.

Zu den Baufldchen dieser Gruppe gehdren die Gebiete WRy;, ., sowie das Grundstick
der Kindertagesstatte.

Der Vorteil dieses Konzeptes liegt in einer flachendkonomischen Ldsung.

Die privaten Freiflachen kénnen auf ein Mindestmaf begrenzt werden, da sie an dem
offenen Raum der &ffentlichen Grinflache teilhaben. Die éffentliche Griinflache wieder-
um wird in optischer Hinsicht um die privaten Griinfldchen der Baubldcke vergréiert.

Die 6ffentliche Gruinflache in der Mitte erschlielit einen grofien Teil des Gesamtgebistes
(s. Anlage 10), da sie sich in West-Ost-Richtung in erheblicher Lange quer durch das
Gebiet zieht und sowoh| den zentralen Versorgungsbereich mit Haltestellen im Westen
sowie das Gebist dstlich des Viehgasser Weges erreicht.

Von der Granfiache in der Mitte gehen vier Wege aus, die die innerhalb des grofRen
Straflenringes (0878, 0879, 0880) liegenden Baugebiete WR,;43 queren und an die
aullerhalb des Ringes liegenden Baugebiete WRu.,5 (im Norden) und WA, o, und WRs.
e (im Suden) anschlielen, so dal auch von diesen die griine Mitte auf kurzem Wege
Zu erreichen ist.

Die bauliche Figur eines Ringes von Baublécken, die sich um eine griine Mitte gruppie-
ren, bietet den zuklinftigen Bewohnern das Geflhl der Zugehérigkeit zu einer Wohn-
anlage an einem Park.

Die Konzentration der gréfiten Menge der hdhergeschossigen Gebéude in der Mitte des
Gebistes schafft gréfere Distanz dieser Bebauung zu den Nachbargebieten.

Um die Gebietsmitte legen sich die (ibrigen Baugebiete wie Schalen, die in Richtung
auf die empfindlichen Nahtstellen in Bauhéhe und Baudichte abnehmen.
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Ubergang zu den Nahtstellen

Fir die beiden Bereiche westlich und dstlich des Viehgasser Weges gelten folgende
Anordnungen.

Waestlich des Viehgasser Weges:

In Richtung Norden vollzieht sich der Ubergang in der Abstufung von der 3geschos-
sigen Zentraibebauung zu einer 2geschossigen Reihenhausbebauung (WR,,,), die
ihrerseits in die aufgelockerte Bebauung freistehender Doppelhéuser (WR,,) Gbergeht.
Im Silden werden zwischen der zentralen Mitte und der 2geschossigen Reihen-
hausbebauung (WR,53;} an der Einbrunger Stralle die Gebiete WRys und WRy; an-
geordnet. '

Diese nehmen das Prinzip der 3geschossigen Blockbebauung der Gebietsmitte auf.
Der Sichtabstand zwischen den geplanten 3geschossigen Gebéauden der WRys- und
WRy-Gebiste und der vorhandenen Wohnbebauung sidlich der Einbrunger Stralle
betragt ca. 85 m.

Ostlich des Viehgasser Weges:

- im Norden Ubergang von einer 2geschossigen Reihenhausbebauung (WR,.4/) ZU
siner aufgelockerten Doppelhausbebauung (WR,,),

- im Suden - mit Ausnahme des WA ,-Gebietes - 1geschossige Reihenhausbebau-
ung (WR,,), die mit der vorhandenen Bebauung auf der Siidseite der Einbrunger
Strafle korrespondisert,

- im Osten Ubergang von der 3geschossigen Bebauung zur 2geschossige Reihen-
hausbhebauung (WR,5, WR,,35) entlang der Grenze zur Graf-Recke-Stiftung.
{Sichtentfernung zwischen der 3geschossigen Bebauung und der Bebauung am
Bergesweg mind. ca. 65 m)

Viehgasser Weg

Lage und Funktion des Viehgasser Weges, der das Plangebiet in Nord-Sid-Richtung
quert, stellen Bindungen fir die Planung dar. Der Viehgasser Weg wird heute als Weg
fur die Landwirtschaft genutzt. Er stellt die Verbindung zu den Ackerflachen im Norden
her.

In seiner Trasse, die keine Widmung als éffentliche Wegeflache hesitzt, aber im Eigen-
tum der Stadt steht, befindet sich ein 110 kV-Erdkabel.
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Da eine Umverlegung des Erdkabels aus Kostengrunden auszuschliefien ist, soll in der
Achse dieses Erdkabels ein Geh- Fahr- und Leitungsrecht ausgewiesen werden.
Dabei soll jedoch das Fahrrecht in seiner Trasse zwischen der Einbrunger Strafle und
der PlanstraRe 0878 nicht mehr dem Landwirtschaftsverkehr dienen. Der Landwirt-
schaftsverkehr soll vielmehr Uber die neue Planstralie 0880 gefunhrt werden und erst
nérdlich der Planstrale 0878 in den mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
ausgestatteten Viehgasser Weg sinmiinden.

Der Bereich des Viehgasser Weges stellt eine von einer (weitgehend 3geschossigen)
Randbebauung begieitete offene Schneise quer durch das Wohngebiet dar, die eine
Breite von 30 - 45 m in Richtung Norden aufweist.

Diese Schneise soll der Verknlipfung mit den Landschaftsrdumen im Norden und
Suden dienen und die neus Planstafie 0880, die die Einbrunger Strafte mit der querver-
laufenden Planstraide 0878 verbindet, aufnehmen.

Dabei sall sie in ganzer Lange auch den Ful- und Radweg (iber der {in Ausnahmeféllen
befahrbaren) Trasse der 110 kV-Leitung (Viehgasser Weg) aufnehmen und Anschlu?
an den vorhandenen Viehgasser Weg im Norden finden.

Die Planstrale 0880 soll dagegen nur den sldiich der Planstrae 0878 gelegenen
Bereich beanspruchen und so angeordnet werden, dafl der Abstand zwischen ihr und
dem Viehgasser Weg im Interesse stadtebaulicher Gestaltung nach Norden zur &ffentli-
chen Grunflache hin stetig zunimmt.

Im Bersich zwischen dem Viehgasser Weg und der Planstrai’e 0880 entstehen Flachen
fur die Wasserwirtschaft, die der Aufnahme einer erforderlichen Niederschlagswasser-
beseitigungsanlage dienen sollen. Das System der Niederschlagswasserbeseitigung
soll in einem Mulden-Rigolen-System bestehen, das einer begriinten Flache gleich-
kommt,

Im Bereich sudlich davon verbleibt ein schmaler Reststreifen, der als private Flache mit
besonderem Nutzungszweck - Vorhaltefldche flr Stellplatze - ausgewiesen werden soll.

Wohnbaugebist

Nutzungszahlen
Gem. Anlage 5 betragt die Summe der Baugebietsflachen aller Wohngebiete (WRs 4,
WR 5, WRyg.37, WAG 00 WA;, WA,5) 210 100 gm.
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Die Summe aller je Baugebiet - aufgrund sines Testentwurfes - ermittelten GeschoR-
flachen betragt 137 969 gm (gem. § 20 (3) BauNVO - ohne Dachgeschosse). Daraus
ergibt sich eine durchschnittliche Gescholflachenzahl von 0,66.

Die fiir die 0. g. Gebiete festgesetzten jeweiligen Grund- und Gescholfladchenzahien
(GRZ, GFZ) sowie Angaben Uber Bauwseise, Wand- und Firsthdhen sind der zeichne-
rischen und textlichen Darstellung des Bebauungsplanes zu entnehmsn.

Angaben Gber die Anzahl méglicher Wohneinheiten und ihre Verteilung auf die
verschiedenen Haustypen sind der Anlage 6 zu entnehmen. Diese Anlage gibt auch
eine Ubersicht Uber die Stellplatze auf privaten Grundstiicken und Parkplatze im
offentlichen Stralenraum.

Innerhalb des neuen Wohnbaugebietes sollen gem. Schatzung auf der Grundlage des
obengenannten Testentwurfes ca. 1 393 Wohneinhsiten untergebracht werden.

Bei der Berechnung der Wohneinheiten wurden die Geschofiflichen der Dachge-
schosse mitgerechnet.

Bei 1 393 Wohneinheiten und einem Schliissel von ca. 2,2 Personen je Wohneinheit
ergeben sich 3 065 Einwohner flir das Gebiet. Hierzu ist anzumerken, daf} der Stadtbe-
zirk 5 im September 1993 27 455 Einwohner bei 12 950 Wohneinheiten aufwies.
Daraus lait sich ein Schlissel von 2,12 Einwohner je Wohneinheit errechnen, der er-
kennen |aft, dal der Wert von 2,2 Personen je Wohneinheit der zukuinftigen Belegung
weitgehend entsprechen dirfte, wenn man einen Aufschlag fur Neubaugebiete berlick-
sichtigt.

Die stadtebauliche Unbedenklichkeit der geplanten Wohnbebauung ergibt sich neben
der - unter Pkt 3.4 "Einfligen in die Umgebung" erfolgten Darsteliung - aus der
nachfolgenden Bewertung von Dichte, Bauweise, Nutzung und Sozialstruktur.

Dichte

Mit 0,66 stellt der Wert der durchschnittlichen Geschoftflachenzahl einen Kompromifd
zwischen dem Mangel an Wohnbaufldchen und dem Zwang zur Verdichtung einerseits
und der Notwendigkeit des Einfligens in die Umgebung andererseits dar.
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Mit 0,66 unterschreitet er die Marke von 0,80, bei der unter den Bedingungen des Mark-
tes Wohnungsbau in der Regel erst beginnt. Das Wohngebiet an der Kittelbachstraie
in Kaiserswerth ist ein Beispiel dafir, daB dies auch fir den Stadtbezirk 5 gilt.

Selbst in den eingemeindeten Gebieten werden GFZ-Werte von 0,7 erreicht, allerdings
auf Fldchen, die nicht die Ausdehnung der Fldche des Wohngebietes an der Einbrunger
Strafie erreichen.

Hierzu ist jedoch auf die Darstellung unter Pkt. 3.5.2 zu verweisen, wonach die Fidchen
innerhalb des Radius von 500 m um den Stadtbahnhaltepunkt Wittlaer anders zu
bewerten sind, da sie einer landesplanerischen Zielsetzung unterworfen sind, die eine
flachendeckende und gréftmdgliche Verdichtung im Einzugsbereich von Haltestellen
veriangt.

Der der Planung zugrunde liegende Durchschnittswert von 0,66 {(gegentiber von 0,80)
kann in diesem Zusammenhang als das Ergebnis einer Selbstbeschrénkung gegentiber
landesplanerischer Zielsetzung betrachtet werden.

Er widerspricht nicht der "Wasserstudie Einbrungen". Diese empfishlt vielmehr, liber
den Wert von 0,70 hinauszugehen und noch mehr zu verdichten.

Das Gesamtvolumen der Bruttogeschofflache verteilt sich in unterschiedlicher Dichte
auf die einzelnen Baugebiete. Das Verteilungskonzept folgt siner Dichtestaffelung in
der Weise, dal} die Gebiete mit der hdchsten Geschol¥flachenzahl in der Gebietsmitte
und die Gebiete mit der niedrigsten Geschofl¥flachenzahl an den Gebietsrdndern liegen.
In der Gebietsmitte betragen die GeschoRfachenzahlen 1,0 bis 1, 2; in den Randzonen
0,6 bis 0,9.

Das Mall der baulichen Nutzung wird dartiber hinaus durch die Grundflachenzahl
bestimmt.

In diesem Fall wird eine Grundflachenzahl von 0,4 festgesetzt, mit Ausnahme fiir die
Gebiete WA, und WA,,. Hier betragt die Grundflachenzahl 0,8.

Der Wert 0,4 entspricht der gem. § 17 Baunutzungsverordnung (BauNVO) zulassigen
Obergrenze. Im Interesse eines sparsamen Umganges mit Grund und Boden darf die
zulassige GRZ gem. § 19 BauNVO flr Sockelgaragen bis zu 0,65 erhdht werden (siehe
textliche Festsetzung Nr. 6).
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In den WAy~ und WA,-Gebieten liegen besondere stédtebauliche Grinde vor, die
gem. § 17 (2) Nr. 1 die Uberschreitung der Obergrenze gem. § 17 (1) rechtfertigen. In
beiden Gebieten sind Gemeinschaftsgaragen ausgewiesen, die Uber den eigenen
Bedarf hinaus noch einen Teil des Bedarfs des Gebistes WA, sowie den ganzen
Bedarf des Gebietes WR,, aufnehmen sollen (siehe Pkt. 3.6.4.8).

Die Situation der WA,- und WA,-Gebiete wird einerseits durch einen stwa 7 m betra-
genden Hdéhenunterschied zwischen der Einbrunger Strafle und dem Gelénde des
Plangebietes und andererseits durch die daraus entstehende Neigung der Planstrafie
0878 bestimmt,

Ziel ist es, die topographische Situation, also den Héhenunterschied zwischen Ein-
brunger Stralle und Gelande im Interesse einer sinnvollen stadtebaulichen Gesamt-
konzeption zu nutzen. Dabei ist zu beachten, daf} es sich hierbei um den zentralen
Bereich in Haltestellennéhe handelt. Dort soll eine mdglichst hohe Anzahl von Stell-
plétzen nahe der Einbrunger Strafle untergebracht werden kénnen, um das Wohngebiet
nicht unndtig mit Verkehr zu belasten.

Da die Erdgescholzonen der beiden Gebiete WA, und WA, héhengleich an die gensig-
te PlanstralRe anschlieRen sollen, kénnen die Flachen unterhalb der geneigten Ebene
nur durch eine Garagenanlage genutzt werden, die der Neigung der Planstrafie ent-
sprechend von einer 2-Geschossigkeit zu einer 1-Geschossigkeit abtreppt. Die Dach-
flachen der Garagenanlagen sollen begriint werden, soweit sie nicht durch die aufge-
hende Blockrandbebauung (berbaut werden und sowsit nicht Platz- und Gehweg-
flachen vorgesehen sind, die nicht begrint werden kénnen.

Durch die innerhalb der Blockbebauung vorgesehene Innenhofbegriinung (iber den
Garagenanlagen soll die Uberschreitung der zuléssigen Grundfiéchenzahl ausgeglichen
werden.

Bauweise
Die Anzahl der Geschosse wird auf max. 3 Vollgeschosse begrenzt.

Es ist Gberwisgend eine geschlossene Bauweise (insbesondere im zentralen Bereich
und in der Gebietsmitte) festgesetzt. Die geschlossene Bauweise ist - unter den Bedin-
gungen der Verdichtung - der Preis flir die Begrenzung der Geschossigkeit.

Dabei wird ihr in stadtgestalterischer Hinsicht keine negative, sondern vielmehr eine
positive Wirkung zugemessen. Die die StraRenziige begleitenden geschlossenen
Gebaudefronten stellen einen Beitrag zur Schaffung von Stralenrdumen urbanen
Charakters dar, die aufgrund ihrer klaren Konturen der Orientierung und |dentifikation
dienen.
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Fur einen grofken Teil der Baugebiete wird die geschlossene Bauweise mit siner Quar-
tiersstruktur kombiniert.

Diese gilt im Stédtebau als Ordnungsmuster, das sich bewahrt hat. thre stédtebaulichen
Qualitaten liegen - anderen Bauweisen gegenuber - nicht nur in den besseren Mdglich-
keiten zur Gliederung und Gestaltung éffentlicher Rdume, sondern in der Hofstruktur,
die es erméglicht, halbéffentliche Raume, die dem Zusammengehdrigkeitsgefiihl und
der Nutzung von Hausgemsinschaften dienen, zu schaffen.

Andererseits stellt die Quartiersstruktur eine Bauform dar, deren groformatige Aus-
dehnung sich in Einbrungen lediglich in einigen Gebauden der Graf-Recke-Stiftung -
darunter dem ehemaligen Hauptgebdude - wiederfindet.

Die Quartiersbebauung soll daher nur im Kernbereich der neuen Siedlung und nicht in
ihrer &ufleren Schale angesiedeit werden. Eine Ausnahme davon bilden die WA, WA,
und WA,-Gebiete, die bereits im Bereich der ansteigenden Einbrunger Strale liegen,
kein Gegenuber haben und auf den Bahnhof Wittlaer hin orientiert sind.

Das stadtebauliche Konzept soll durch Festsetzungen in bezug auf eine einheitliche
Gestaltung von Baugruppen gestérkt werden (siehe textliche Festsetzung Nr. 14).
Diese Festsetzung dient der Sicherung eines einheitlich und harmonisch gestalteten
Ortsbildes.

Im Interesse einer sindeutigen Regelung werden neben der Anzahl der Vollgeschosse
auch dis maximal zuléssigen First- und Wandhdhen festgesetzt.

Die Bemessung der zuléssigen Wandhdhe schliel3t zum grofien Teil einen Baukérper-
sockel von 1,60 m sin.

Fur einen grofien Teil der Bebauung sind Sockelgeschosse charakteristisch, da gem.
der gsltenden Wasserschutzgebistsverordnung Abgrabungen (ber eine Tiefe von 1 m
hinaus verboten sind.

In den Sockelgeschossen sollen die notwendigen Stellplétze und Abstelirdume unterge-
bracht werden.

Um zu vermeiden, daR die ca. 2,0 m aus dem gewachsenen Boden herausragenden
Sockelgeschosse als Vollgeschosse erscheinen, soll das natlrliche Geldnde um die
Gebéaude herum bis zu einer Sockelhdhe von weniger als 1,60 m angeschlittet werden
(siehe textliche Festsetzung Nr. 1.2).
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Hierbei ist aus Grlinden des Gewésserschutzes nur Bodenmaterial zu verwenden, bei
dem eine nachteilige Verdnderung der Grundwasserqualitét nicht zu besorgen ist.

Fur Auffillungen sind die Anforderungen des Wiederverwertungskonzeptes der Lan-
deshauptstadt Diisseldorf zu erfiillen. Weitergehende Anforderungen werden im
Baugenehmigungsverfahren geregelt.

Auf den Dachflachen der Sockeigaragen sollen die Garten- und Erholungsfléchen der
jewsiligen Baugebiete untergebracht werden.

Die Hdhe der angrenzenden ErschlieBungsstraen wird den Aufschiittungen ange-
glichen.

Nutzung

In den textlichen Festsetzungen wird die Zuldssigkeit von Vorhaben geregelt.

Die Gliederung der WR-Gebiete gem. textlicher Festsetzung Nr. 2 dient dem Ziel,
Nutzungen, die keine reine Wohnnutzung darstellen, auszuschlieflen, um das zuldssige
Nutzungspotential weitestgehend dem Wohnen vorzubehalten.

Das gleiche Ziel gilt auch fiir die WA-Gebiete; allerdings mit Einschrankungen, die der
textlichen Festsetzung Nr. 3 zu entnehmen sind.

Diese Festsetzung beruht auf der Absicht, an stadtebaulich vertretbaren Stellen
Dienstleistungseinrichtungen zuzulassen, fir die aufgrund der Entwickiung des Gebie-
tes ein Bedarf zu erwarten ist.

Tankstellen und Gartenbaubetriebe sind aus wasserschutzrechtlichen sowie stadt-
gestalterischen und stadtebaulichen Griinden nicht zulassig.

Sozialstruktur

Die Zusammensetzung der Sozialstruktur des Siedlungsgebietes an der Einbrunger
Strafle wird heute durch das Einfamilienhausgebiet stdlich der Einbrunger Stralle und
die Graf-Recke-Stiftung bestimmt.

Das relativ kleine Einfamilienhausgebiet ist zum Schwarzbach hin orientiert und zeich-
net sich - am Rande eines Landschaftsraumes von hoher asthetischer Qualitédt gelegen
- durch eine exklusive Lage aus.
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Einen weitaus gréReren Siedlungsraum nimmt die Graf-Recke-Stifung ein, die sich zur
Zeit in einer Umstrukturierungsphase befindet, deren Folgen noch nicht abzuschétzen
sind. Mit Rechtskraft des neuen Kinder- und Jugendhilfegesetzes vom 01.01.91 hat der
Landschaftsverband Rheinland seine Funktion als Landesjugendamt und damit die
Belegung des Stammhauses Neu-Disselthal mit seinen ca. 100 Plétzen fiir Jungen
aufgegeben.

Einer neuen padagogischen Zielsetzung folgend sollen die Jugendlichen in Zukunft in
dezentral gefiihrten Wohngruppen (5 Mitarbister / 6 Jugendliche) - teilweise auf das
Stiftungsgelande sowie auf andere Gebiete verteilt - untergebracht werden. Das
Stammhaus Neu-Disselthal hat damit seine historische Funktion verloren. Die Stiftung
beabsichtigt, das Gebaude seinschlielllich eines Grundstlickes von ca. 22 000 gm fiir
andere Zwecke freizugeben und die Jugendhilfe im Rahmen eines Sonder- und
sozialpddagogischen Fdrdersystems neu zu organisieren.

In diesem Zusammenhang soll der Schwerpunkt von der stationdren Jugendhilfe mehr
auf die ambulante Hilfe verlegt werden.

Im Schulbereich wird die Stiftung eine Heimsonderschule nach den Richtlinien der
Sonderpadagogik sowie den Richtlinien der Grund- und Hauptschulen fihren.
Ansonsten soll der Schulbetrieb nach Ratingen verlegt werden, so dal} sine der beiden
Schulen aufgegeben werden kann.

Neben der Schulversorgung soll das Berufsbildungszentrum mit Werkstétten und
Ausbildungsprogramm fir ca. 19 Berufe weitergefihrt werden. Dabei soll die wirt-
schaftliche Bedeutung der Werkstatten durch Dienstleistungen (z. B. freier Verkauf der
Backerei etc.) gestérkt werden.

Dariibar hinaus soll eine Clearingstelle (Aufnahme) eingerichtet sowie die vorhandenen
Freizeiteinrichtungen durch erlebnispadagogische MaRnahmen ergénzt oder ausgebaut
werden.

Anders als bisher soll die Jugendhilfe jedoch nur einen Teil der Zukunftsaufgaben der
Graf-Recke-Stiftung darstellen.

Die Stiftung beabsichtigt, im Rahmen einer neuen Aufgabendefinition ihre sozialen
Aktivitdten neben der Jugendhilfe auch auf die Behindertenbetreuung und Altenpflege

zu verlegen.
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Angesichts dieser programmatischen Uberlegungen hat sie den Versuch unternommen,
zu prufen, an welchen Stellen ihres Stiftungsgeléndes Anlagen der Wohnform "betreu-
tes Wohnen" unterzubringen wéren und dabei das WA, ,-Gebiet (Dreiecksflache) ins
Auge gefalt.

Vor dem Hintergrund des akuten Mangels an Einrichtungen der Altenpflege hat sie
dardber hinaus die Planung flr ein "Altenzentrum flr Rehabilitation und Pflege" an der
Stelle der aufzugebenden Schule in die Wege geleitet.

Diese Einrichtung (z. Z. im Bau) soll jedoch nicht von der Graf-Recke-Stiftung, sondern
von einem Investor betrieben werden.

Das Altenzentrum soli Therapie-, Pflege- und Rehabilitationseinrichtungen, arztliche
Dienste, Serviceeinrichtungen und Pflegebetten erhalten und mit altengerechten Ap-
partements {der Wohnform des betreuten Wohnens) kombiniert werden.

Sollte das Gesamtprogramm der Graf-Recke-Stiftung der Realisierung entgegengehen,
dann befinden sich auf dem Gelénde der Stiftung Einrichtungen mit umfangreichen Ser-
viceleistungen, die der gesamten Bevdlkerung des Stadtteiles zugute kommen. Die
Ansiedlung sines neuen Wohngebietes in unmittelbarer Nachbarschaft liegt im In-
teresse der Ausnutzung dieses Angebotes. Sie liegt aber auch im Interesse der sozia-
len Integration der Graf-Recke-Stiftung und des Altenzentrums.

Angesichts der dringend benétigten Wohnungen fir untere und mittlere Einkommens-
schichten sollen innerhalb des Plangebistes 400 geférderte Wohnungen erstellt wer-
den. lhre Gesamtzahl teilt sich in 250 Wohneinheiten des 1. Férderweges und 150
Wohneinheiten des 2. Férderweges auf.

Die Mieten der Wohnungen des 2. Férderweges liegen mit 12 DM/gm (Kaltmiete) nahe
der Durchschnittsmiete, so dal diejenigen, die diese Wohungen misten, keinesfalls ein-
kommensschwachen Randgruppen zuzurechnen sind. Darliber hinaus werden diese
Wohnungen durch die Hauseigentlimer selbst an Mieter vergeben, deren Einkommen
bis 60 % Uber den Grenzwerten flr den sozialen Wohnungsbau liegt.

Das Belegungsrecht flr die Wohnungen des 1. Forderweges liegt bei der Stadt, die die
Auswahl und Zusammensetzung der Mieter unter dem Gesichtspunkt der Vermeidung
sozialer Spannungen und jeglicher Konzentration bestimmer Mietergruppen treffen wird.
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Die Haushaltsgréiie betreffend soll die Gesamtzahl von 400 geférderten Wohnungen
wie etwa folgt aufgegliedert werden:

Raume | WE/Haushaltsgréfie Besonderheit
11/2 60 Einpers.H. davon 40 fir alte Menschen
2 100 Zweipers.H davon 20 fur alte Menschen
3 190 Dreipers.H. oder Alleinerziehende mit Kind
4 40 Drei- bis Vierpers.
H.
5 10 Funfpers.H.

Es ist vorgesehen, die 400 geférderten Wohnungen auf die Baugebiete WA,, WA,,
WR,, WA,; und WA, zu vertsilen. Dadurch soll eine sozialausgewogene Mischung

erreicht werden.

Die o. g. Verteilungsansétze sowie die Gliederung in unterschiedliche Férderwsge und
Haushalts- und Belegungstypen bieten in Verbindung mit der radumlichen Verteilung die
Gewabhr fUr eine gréf3tmogliche Integration des geférderten Wohnungsbaues; der im
Ubrigen 28 % der Gesamizahi von ca. 1 393 Wohneinheiten ausmacht,

Die Stadt beabsichtigt, auf threm eigenen Grundstlick Wohnungen errichten zu lassen,
die Mietern angeboten werden sollen, die trotz zu hohen Einkommens Sozial-
wohnungen belegen (Fehlbeleger).

Einen Uberblick Gber das Haus- und Wohnungstypengemenge verschafft die Anlage 6.
Danach sollen 1 126 Wohnungen im GeschoBwohnungsbau erstellt werden, die die
400 geférderten Wohnungen beinhalten,

Weiterhin sind 60 Wohnungen in Doppelhdusern, 207 Wohnungen in Reihenhéusern
vorgessehan; d, h. insgesamt 267 Wohnungen im Einfamilienhaushau (davon 30 Ein-
lisgerwohnungen).

Die Festlegung auf Haus- und Wohnungstypen und deren Belegung beeinflussen die
Sozialstruktur, die sich in diesem Fall - infolge der Aufgliederung in Mietformen sowohl
des freifinanzierten als auch des sozialen Wohnungsbaus sowie in verschiedene
Formen des Wohnungseigentums - durch eine ausgswogene Mischung auszeichnet.
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Die Tatsache, daB der Anteil an Wohnungen des Geschoflwohnungsbaues (iberwiegt,

kann nicht als Grund flr eine soziale Unausgewogenheit herangezogen werden, da

1. der Charakteristik des Stadtteils entsprechend ein hoher Anteil in Wohnungs-
eigentum dbergehen wird,

2. der Stadtbezirk 5 durch eine Unterreprasentanz des GeschoRwohnungsbaues
gekennzeichnet ist und

3.  der Gescholwohnungsbau in das Innere der neuen Siedlung veriegt wird, so dal
diese - mit Ausnahme des zentralen Bereiches am Bahnhof - nach auien hin
mehr oder weniger als Einfamilienhausgebiet erscheint.

In der neuen Siediung wird nach Abschiufl aller Bautétigkeiten mit 3 065 Einwohnern
gerechnet. Dies bedeutet fast eine Verdoppelung der Einwohnerschaft von Wittlaer,
die allerdings nicht nur groRe Verédnderungen, sondern auch Chancen mit sich bringt,
namlich die einer Urbanisierung im Sinne attraktiver Angebote des dffentlichen Rau-
mes.

Allein der Zuzug dieser neuen Einwohner bietet die Gewahr daflr, dal die alte Halte-
stelle einer besseren sozialen Kontrolle unterliegt, besser angenommen wird und ihr
behindertengerechter Ausbau gerechtfertigt werden kann. Dies gilt sinngemaéf auch fur
die verschobene Haltestelle.

Dariiber hinaus lohnt sich der Ausbau eines kleinen Ladenzentrums erst dann, wenn
die Einwohnerschaft seines Einzugsbereiches genligend Kaufkraft abwirft.

Die geplante Ansiedlung bietet genligend Tragféhigkeit fiir ein solches Zentrum.

3.6.4 Verkehrskonzept

3.6.4.1 Aulere ErschlieBung fir das gepiante Baugebiet (Plangebist Teil A)
Die Einbrunger Strale ist heute in der Spitzenstunde mit ca. 400 Fahrzeugen in beiden

Richtungen zusammen belastet.

Da die Einbrunger Strafle eine ausreichende Aufnahmekapazitét besitzt und sehr gut
in das drtliche und Uberdrtliche Netz eingebunden ist (siehe brtliche Verhéltnisse - Pkt.
1.2.1), sall das neue Wohngebiet an die Einbrunger Strafte angebunden werden.
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Eine Anbindung an die einzig mégliche andere Verkehrsstrafle, nédmlich die Duisburger
Landstralle (B 8), ist keine gleichwertige Alternative. Diese hat den Nachteil einer
ricklaufigen Fihrung des Verkehrs nach Norden anstelle einer Flihrung nach Suden
(Richtung Innenstadt). Aulerdem mufite ein aufwendiges Brickenbauwerk (ber die
Stadtbahnlinie U 79 errichtet werden,

Da uber die Duisburger Landstrafle der grdfite Verkehrsanteil abfliel’t, ist eine der
beiden Zu- und Ausfahrten des Plangebietes méglichst nah zur Duisburger Landstrale
hin angesiedelt worden,

Die Bundesstralle 8n (B 8n) ist gegenwartig bis zum Weg Am Spielberg ausgebaut.

Die Planfeststellungsverfahren fir die neue Trasse der B 8n zwischen dem Weg Am

Spielberg und Am Froschenteich, wo die B 8n an die alte B 8 angebunden wird, wird in

zwsei Abschnitten durchgeflhrt.

1. Abschnitt: Am Spielberg bis Gerichtsschreiberweg. Dies Verfahren wird voraus-
sichtlich noch 1996 abgeschlossen.

2. Abschnitt: Gerichtsschreiberweg bis Am Froschenteich. Dies Verfahren soll
1996 eingeleitet werden.

Uber den Zeitpunkt der Realisierung der Bauabschnitte sind z. Z. keine verbindlichen

Aussagen mdglich. Die Stadt Dusseldorf dréngt auf zlgige Realisierung und unter-

stlitzt in jeder mdglichen Hinsicht die Bemiihungen des Landes. Die notwendigen

Beschilisse des Rates der Stadt zum laufenden Verfahren wurden gefaidt.

Im folgenden werden - entsprechend den Abschnitten des Planfeststellungsverfahrens

- zwei Verkehrssituationen dargestellt, und zwar

1. die Verkehrssituation vor Fertigstellung der B 8n

2.  die Verkehrssituation nach Anschluf} der B 8n an die alte B 8 in Héhe Am Fro-
schenteich.

Der Berechnung der Verkehre wurden ca. 3 100 Einwohner im Neubaugebiet zu-

grundegelegt.

Zu1. Verkehrssituation vor Fertigstellung der B 8n (vgl. Anlagen 7 und 8)
Ziel ist, den aus dem Baugebiet zu erwartenden Verkehr so zu steuern, daf} die vor-
handene Wohnbebauung an der Einbrunger Stralze mdéglichst wenig belastet wird.
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Die Kreuzung Einbrunger Strafle / Duisburger LandstralRe wird heute durch eine
Lichtzeichenanlage so geregelt, dal der Verkehr aus Richtung Duisburg (B 8) in der
Morgenspitze so dosiert wird, dafl Bockumer und Einbrunger Strafie sowie der sldliche
Ast in Richtung Innenstadt flliissig bleiben. Um den Mehrverkehr aus dem Plangebiet
tiberwiegend uber die B 8 und nicht lber den bewohnten Abschnitt der Einbrunger
Strae zu leiten, mul die Ampsl zugunsten der Linksabbieger aus der Einbrunger
StraRe umprogrammiert werden. Dies hat eine erhéhte Drosselung des Verkehrs-
zuflusses von Norden her zur Folgs.

Ohne diese Anderung wiirde infolge des Anschlusses der Einbrunger Strafle an die B
8 n die - dann noch hochbelastete - B 8 zulasten des vorhandenen Wohngebietes an
der Einbrunger Stralle umgangsen werden.

Ziel der Umprogrammierung der Ampsl ist es, mindestens 70 % des Verkehrs aus
dem Wohngebiet nach Westen zu lenken. Neben der erwahnten Umverteilung der
Griinzeit sollen weitere verkehrsienkende Mallnahmen innerhalb des neusn Wohn-
gebietes dieses Ziel unterstiitzen.

Wie aus den Anlagen 7 und 8 "Verkehrssituation vor Fertigstellung der B 8 n" zu

ersehen ist, bestehen diese Mallnahmen in

- einem Linksabbiegeverbot dort, wo die Planstrale 0878 in die Einbrunger Stralle
einmlindet und

- sinem Rechtsabbiegeverbot dort, wo der Vieshgasser Weg in die Einbrunger
Stralle sinmlndet.

Infolge des Umbaus der Lichtzeichenanlage flieflen 70 % des durch das neue Wohn-
gebiet entstehenden Verkehrs tber die Duisburger Landstrale ab.

Wahrend dieser Zwischenlésung entsteht daher eine zeitliche Verlangerung der
morgendlichen Spitzenbelastung auf der Duisburger Stralle, die jedoch im Verhéltnis
zu der heute schon vorhandenen hohen Belastung larmtechnisch nicht ins Gewicht
falit.

Durch die Umprogrammierung der Lichtzeichenanlage an der Kreuzung Duisburger
Landstrale / Einbrunger StraRe wird der Verkehrsflu® von Norden (Duisburg) her
stéarker als bisher gedrosselt. Die Zeit der heute bereits auftretenden Staus wird sich
verlangern.
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Fir die Anlieger tritt im Vergieich zu der derzeitigen Situation ((iberwiegend Stau in den
Spitzenstunden) aber keine wesentliche Verschlechterung ein.

In der Einbrunger Strale hestehen dann folgende zusétzliche Verkehrsbelastungen in
beiden Richtungen zusammen (s. Anlage 8):

Streckenabschnitt F - F: 7 300 {insg. 11 300) Kfz/16 h
Streckenabschnitt G-G:. 3 250 (insg. 7 250) Kfz/16 h
Streckenabschnitt H - H: 3700 (insg. 7 700) Kfz/16 h

Dadurch entstehen zusatzliche Larmbelastungen in der H3he von:
Streckenabschnitt G- G: 2,6 dB(A) (Ist-Belastung: 61 dB(A))
Streckenabschnitt H - H: 2,9 dB{A) (1st-Belastung: 61,5 dB(A))

Die genanntsn zusétzlichen Larmbelastungen liegen aulRerhalb des deutlich merkbaren
Bereichss, so dal sie als zumutbar flr die Anlieger betrachtet werden kénnen; nicht
zuletzt auch deshalb, weil die Larmbelastung nach Fertigstellung der B 8 n wieder
sinkt.

(In die Prognoseberechnungen sind die auf dem Gelande der Graf-Recke-Stiftung
bisher geplanten Umstrukturierungsmafinahmen eingeflossen.)

Der Wert von 720 Fahrzeugen in der Morgenspitzenstunde in beiden Richtungen zu-
sammen liegt immer noch unter der Leistungsfahigkeit der Stralte. AuRerdem ist diese
Belastung nur flr den befristeten Zwischenzustand zu erwarten.

Im Bereich der Einmlndung des Gerichtsschreiberweges in die Kalkumer SchioRallee
ist eine Ampel vorhanden, die zukiinftig so geschaltet werden soll, dal der Berufs-
verkehr nach links zur B 8n und nicht zur Zeppenheimer Stralle gelsitet wird.

Mit der zeitlich folgenden Anbindung des nérdlichen Gerichtsschreiberweges an die
B 8n wird der sldliche Gerichtsschreiberweg jedoch sofort ganz erheblich entlastet,
sogar gegenliber der heutigen Belastung.

Zu 2, Verkehrssituation nach Anbindung der B 8n an die B 8 in Hohe Am
Froschenteich (vgl. Anlage 9)
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Mit der Hersteilung der B 8n bis zur Anbindung an die Duisburger Landstralle wird die
vorhandene B 8 vom Durchgangsverkehr aus dem Norden ganz erheblich entlastet.
Der Verkehr aus dem neuen Wohngebiet findet in der Duisburger Landstralle dann
sehr viel giinstigere Verhéltnisse (direkte Wegestrecke, vermindertes Verkehrsauf-
kommen) vor, so dal} sich eine AbfluRquote nach Westen von mind. 80 % "von selbst"
sinstellen wird.

Hierdurch wird die Einbrunger Strafte deutlich entlastet.

Verglsicht man die Belastungen der Bockumer Strafle und Einbrunger Strafle nach
Fertigstellung der B 8n, so ist festzustellen, dal die zukunftigen Belastungen der Ein-
brunger Strae deutlich unter denen der Bockumer Stralle liegen und damit die
Zumutbarkeitsgrenze flr die Einbrunger Strafde nicht Gberschritten wird.

Innere Erschlie des Plangebistes

Die Anlage 10 stelt das System der inneren ErschlieBung des Plangebietes dar.
Wesentliches Element ist der innere ErschlieBungsring.

Der innere Ring soli (ber zwei AnschiuRéste an die Einbrunger Stralle angebunden
werden.

Dabei soll im wesentlichen der westliche Ast den Verkehr von und zur B 8 aufnehmen
und eine Art "Tor zum Plangebiet" darstellen.

Die Anlage 10 gibt einen Uberblick darliber,

- welche StraBen dem &ffentlichen Verkehr gewidmet sind,

- welche Strallen als - autoarme Stralen - teilgewidmet (MUll- und Feuerwehr-
fahrzeuge) sind und

- welche Wege als kombinierte Geh- und Radwege zu nutzen sind.

Da die &ffentlich gewidmeten Strallen auch fur den Fahrradverkehr in geeigneter
Woeise zu nutzen sind, sollen - mit Ausnahme des Viehgasser Weges und der Wege
innerhalb der &ffentlichen Grunflache in der Mitte des Gebietes - keine separaten
Wege flir den Fahrradverkehr ausgewiesen werden.

Die Einbrunger Stralte erhélt auf beiden Seiten einen Geh- und Radweg. Auf dem Vor-
platz des alten Bahnhofes Wittlaer soll eine Fahrradabstellanlage errichtet werden.
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Gemal geltender Wasserschutzgebistsverordnung unterliegen Verkehrsflachen einer
wasserrechtlichen Genehmigung. Diese Genehmigung wird unter Vorbehalten von der
Unteren Wasserbehdrde erteilt. Zu den Vorbehalten gehért der Grundsatz, Verkehrs-
flachen auf ein wasserrechtlich unbedenkliches Minimum zu begrenzen.

Die "Wasserstudie Einbrungen" hat den Beweis erbracht, daR sich das Verkehrs-
flachennetz der verdichteten Bauweise des neuen Wohngebietes im Vergleich zu der
Bauweise einer reinen Einfamilienhausbebauung durch einen erheblich geringeren
Flachenverbrauch auszeichnet.

Dariiber hinaus ist festzustellen, daR das Verkehrsflachennetz in bezug auf die in der
Anlage 10 dargestelite Linienflihrung den Grundsatzen sparsamster Wegeerschlie-
3ung entspricht.

In bezug auf die Dimensionierung der Straflenquserschnitte und die Niederschlags-

wasserbeseitigung unterscheidet das dargestelite System zwei Arten von Verkehrs-

flachen:

1. Verkehrsfldchen, die uneingeschrénkt dem éffentlichen Verkehr gewidmet sind
und auf denen verschmutztes Niederschlagswasser anféllt,

2.  Teilgewidmete - autoarme - Wohnwege, auf denen unverschmutztes Nieder-
schlagswasser anfallt.

Zui.:
Die Verkehrsflachen der ersten Art stellen ein Gefahrenpotential fir das Grundwasser

dar, das durch Ausbaumafiinahmen nach den "Richtlinien fir bautechnische Mafi-
nahmen an StraBen in Wassergewinnungsgebieten" (RiStWag) und den Anschluf an
ein Niederschlagswasserbeseitigungssystem (siehe Pkt. 4.7.2.2.1 Niederschlags-
wasserbeseitigung) weitgehend gemindert werden soll.

Da fiir die Menge des an den Schwarzbach abzugebenden Niederschlagswassers die
GréRe der Verkehrsfldchen malRgebend ist, spielen neben der flichendkonomischen
Linienflihrung auch die Straltenquerschnitte eine Rolle fir den Grundwasserschutz.
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Der Querschnittsgestaltung sind jedoch Grenzen gesetzt, die sich aus der Funktion
und der uneingeschrankten Verkehrswidmung der Strale ergehen. In diesem Zu-
sammenhang hat der Verkehrstrager erkléart, dafl die Fahrbahnbreiten aus Griinden
des Begegnungsverkehrs Uber das ausgewiesens Mal hinaus nicht reduziert werden
kénnen. Dies gilt auch fiir die an die Hauptringstrae angehéngten beiden Nebenring-
strallen, die das WAj,-Gebiet und das WR,,,s-Gebiet umschlieen, Diese Ringstraiien
Gbernehmen eine Vertsiler- und Sammelfunktion, so dal auf ihnen Lkw/Lkw-Be-
gegnung méglich sein mul.

Zu2.;

Méglichkeiten der Verkehrsreduzierung durch Querschnittsverengung ergeben sich

allein dort, wo die funf Stichstralen die Wohngebiste WR,,,, erschiieRBen. Die

Basiserschlielung durch die Ringstralle erlaubt eine weitgehende Entwidmung dieser

Stichstrallen.

Bis auf den Verkehr von Mull- und Feusrwehrfahrzeugen und sonstigem Notverkehr

soll ihnen daher der &ffentliche Verkehr entzogen und ihr Querschnitt auf 3,50 m

verengt werden. '

Elr die geplanten Wendeanlagen- und gegen ihren Verzicht - sprechen die folgenden

Grinde:

- Die Wendeanlagen sind fir die Feuerwehr unverzichtbar.

- Sie sollen zu Spielzwecken genutzt werden,

- Bei Verzicht miikten Miillsammelstandplétze ausgewiesen werden, deren Entfer-
nung zu den Hauseingangen zum grofien Teil unzumutbar ist.

Das wegen der geringen Verkehrsdichte nicht verschmutzte Niederschlagswasser
kann Gber ein 2,0 m breites Mulden-Rigolen-System iber die Kante in den Untergrund
versickern. Das Mulden-Rigolen-System ist Bestancdteil der Verkehrsflache.

Dieses ErschlieBungssystem schafft die Voraussetzung fiir eine Wohnform, die
nachfolgend dargestellt wird.

Autoarmes Wohnen

Die textlichen Festsetzung Nr. 4 setzt fest, daf} die Herstellung von Stsliplétzen nur auf
den zugewiesenen Flachen zulassig ist.

Auf disse Weise soll neben den 5 Wohnwegen auch das Wohnumfeld von Auto-
verkehr und Autos (Risiko flir das Grundwasser) freigehailten werden.
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Dies setzt jedoch voraus, dafl aulerhalb der Gebiete - in Verbindung mit der Ring-
stralle und der BasiserschlieBung - private Flachen flir den Stellplatzbedarf festgesetzt
werden (siehe Pkt. 3.6.4.6 Stellplatze).

Da die WR,,4-Gebiete im Bereich geringer Deckschichtenméachtigkeiten und in
unmittelbarer Nahe zu der Wasserschutzzone [l liegen, deckt sich die autofreie Zone
mit einer Zone besonderer Schutzbedrftigkeit in bezug auf das Grundwasser.

Durch die 0. g. Art der ErschlieBung wird ein belastungsfreier Zustand (keine Autos,
kein verschmutzes Niederschlagswasser) mit optimalen Bedingungen sowoh! fir das
Wohnumfeld als auch fir den Wasserschutz geschaffen, der es rechtfertigt, dald die
Anlage der WR,,;,-Gebiete als Experiment flir den "Stédtebau in Wasserschutz-
gebieten" in die praktische Erprobung geht.

erschnitt der Einbrunger Strate
- Teilbereich Aund B -
Neben dem Autoverkshr muft die Einbrunger Strafe FuRgéngern - nicht zuletzt Schul-
kindern - und Radfahrern dienen.
Mangels eines teilweise nicht vorhandenen Geh- und Radweges wird heute strecken-
weise die Fahrbahn benutzt. Dies ist besonders in den dunklen Morgen- und Abend-
stunden der Wintermonate sehr geféahrlich.
Im Bereich der Bebauung befindet sich auf der Siidseite ein kombinierter Geh- und
Radweg von ca. 2,30 m Breite.

Ziel der Planung ist es, auf beiden Seiten der Einbrunger Stralle auf ganzer Lange -
beidseits Fu- und Radwege zu schaffen. Dazu bedarf es der Festlegung eines neuen
StrafRenquerschnittes sowie der Festsetzung einer neuen Stralenbegrenzungslinie. Da
der gesamte Streckenabschnitt bis zum Gerichtsschreiberweg umgestaitet werden soll,
wird dem Bebauungsplan - Teilbereich A (neues Wohngebiet) der Teilbereich B (bis
Gerichtsschreiberweg) angehangt.

Zur Begrenzung von Eingriffen in private Grundstlicksflachen soll die vorhandene
Fahrbahnbreite von 6,50 m auf das vertretbare MafR von 5,50 m reduziert werden.
Auf diese Weise kann die Flache fiir den Radweg auf der Nordseite streckenweise
durch Abmarkierung gewonnen werden.
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Der geplante Stralenquerschnitt wird auf ganzer Lange wie folgt aufgegliedert:

- FuBweg auf der Nordseite 225m
- anschlielRender Radweg (abmarkiert) 1,00 m
- Fahrbahn 5,50 m
- kombinierter Fuf- und Radweg auf der Sldseite 2,50 m

11,25 m

Die Reduzierung der Fahrbahnbreite soll die erwiinschte geschwindigksitsdampfende
Wirkung mit sich bringen.

Der Streckenabschnitt im Teilbersich B greift in private Grundstiicke ein, so daR
Grunderwerb in gréfterem Umfang erforderlich wird.

Die Bessitigung des anfallenden verschmutzten Niederschlagswassers wird unter Pkt.
4.7.2.2.1 "Niederschlagswasserbeseitigung" dargestelit.

Die planungsrechtliche Ausweisung einer Verkehrsflache zieht - so weit erforderlich -
die Pflicht zur Regelung des Verkehrslérms nach sich.

Die derzeitigen Verkehrsverhéitnisse - einschliefllich der bereits vorhandenen Larmbe-
lastungen - auf der Einbrunger Strale sind Ausdruck ihrer Verkehrsbedeutung als
Sammel- und Zubringerstralle zwischen der Duisburger Landstrale - Bundesstraie -
und dem Gerichtsschreiberweg - Landesstrafe -. Die Anbindung des neuen Wohn-
gebietes bedeutet in diesem Zusammenhang nur die konsequente Ausnutzung der
Leistungsfahigkeit einer vorhandenen Erschlielungsstralle.

Die Zunahme des Verkehrs korrespondiert mit der Funktion der Einbrunger Strafte als
Sammelstralie.

Im Gbrigen liegt die fir den Zwischenzustand (Fertigstellung der B 8n bis zur Kalkumer
SchloRallee bzw. Gerichtsschreiberweg) ermittelte zusatzliche Larmbelastung un-
terhalb der Grenze zur deutlichen Wahrnehmbarkeit einer Erhéhung der Larmbela-
stung.
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Wahrend durch die Larmschutzwand auf der Nordseite der Einbrunger Stralle haupt-
séchlich die Garten geschitzt werden sollen, ist auf der Sudseite der Einbrunger
StraRe eine Larmschutzwand nicht erforderlich, da dort die Hauser nach Sliden orien-
tiert sind und geniligend geschiitzte Freiflachen hinter dem Haus besitzen.

Zur Notwendigkeit der Festsetzung passiver Larmschutzmaflnahmen auf der Slidseite
der Einbrunger Straie ist festzustellen:

Sollten innerhalb des aufzustellenden Bebauungsplanes Festsetzungen getroffen
werden, die die erforderlichen Schallddmmalfie festlegen, dann Iésen diese Festset-
zungen nur bei Neubauten die Pflicht zur Einhaltung aus.

Tendenzen einer Umstrukturierung durch Neubauten auf der Sldseite der Einbrunger
Strate sind jedoch nicht zu erkennen, Daher bestseht kein Anlald zur Festsetzung von
Larmschutzmalnahmen.

Im dbrigen werden die festgesetzten LarmschutzmalRnahmen von der Stadt Diisseldorf
weder bezuschufit noch besteht eine Verpflichtung der Stadt, diese La&rmschutzmali-
nahmen zu finanzisren. '

Verbesse er Situation der S a estelle

Langfristig soll folgendes Konzept verfolgt werden:

Die Stadtbahnhaltesteile wird nach Norden verschoben. Der slidliche Zugang zum
Mittelbahnsteig erfolgt (iber die Kombination von fester Treppe und Fahrtreppe, die von
der Einbrunger StralRe (Brickenbauwerk Gber der Stadtbahntrasse) ausgehen.

Der zweite Zugang erfolgt am Nordende der Haltestelle. Hier soll ein Weg gbenerdig
die Stadtbahntrasse kreuzen und von diesem Weg ausgehend eine Rampe zum Hoch-
bahnsteig gefihrt werden.

Aus der Sicht der Planung stelit dieses Konzept die beste Losung dar.

Die Verschiebung der Haltestelle bedarf jedoch eines eigenen Planfeststellungsver-
fahrens. Erst innerhalb dieses Planfeststellungsverfahrens kénnen konkrete Festlegun-
gen getroffen werden.
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Die zur Realisierung des angestrebten Konzeptes erforderlichen Mainahmen lassen
sich wie folgt zusammenfassen:

- Verschiebung der Kehrglsisanlage nach Norden

- Verschiebung der Haltestelle nach Norden

- Umgestaltung des alten Bahnhofes, neue Treppen auf der anderen Stralenseite
- ebenerdiger Ubergang mit Anschlud an den neuen Bahnsteig.

Der Bebauungsplan tragt diesen Malnahmen insofern Rechnung, als er sicherstellt,
dal eine spaters Haltestellenverschiebung zu realisieren ist. Der Bebauungsplan sieht
eine ebenerdige Querung der Stadtbahngleise vor und legt zu diesem Zweck die GFL.,-
Fldche fest. Allerdings stellen hdhengleiche Uberwege (ber Schienenwege trotz
baulicher und technischer Sicherungen immer besondere Gefahrenquellen flr Fuiigén-
ger und Radfahrer dar. Auflagen fiir eine technische Sicherung wiirden im Rahmen
des Verfahrens nach dem Personenbeférderungsgesetz erfolgen.

In diesem Fall soll der Tunnel tber Rampen erschiossen werden. Dabei soll die &stii-
che Rampe in die Marktplatzflache des WA,-Gebietes integriert werden.

Die Einbindung der Haltestellenverschiebung in ein stadtebauliches Rahmenkonzept,
das die Bereiche sowohl| dstlich als auch westlich der Stadtbahntrasse erfaflt, wurde
bereits unter Pkt. 3.5.1.2 dargestellt. |

Eine Haltestelle in der geplanten Art stellt dariiber eine erhebliche Verbesserung des
Zuganges zum &ffentlichen Nahverkehr dar:

- infoige der Verschiebung kann die Haitestelle im Schnittpunkt der Stadtbahn-
trasse mit einer fulaufigen Wegeverbindung liegen, die Wittlaer und Einbrungen
auf kiirzestem Wege verbindet.

- FuRldufig kann die Haltestelle ohne Anstieg (Einbrunger Stralle) und Abstieg
{Treppe im Bahnhofsgebaude) erreicht werden.

- Durch ihre ebenerdige Errsichbarkeit wird der Zugang flr Personen geebnet, fir
die die Uberwindung einer Treppe Schwierigkeiten mit sich bringt.
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- Durch ihre Einsehbarkeit und unmittelbare Verbindung mit dem geplanten Ver-
sorgungszentrum werden die Bedingungen fir eine soziale Kontrolle srheblich
verbessert.

- Infolge der ebenerdigen Zuwegung entféllt die Notwendigkeit eines Bahnhofs-
gebaudes und damit die Uneinsehbarkeit von R&umen, die - wie im Falle des
alten Bahnhofes - das Geflih| von Unsicherheit und die Gefahr von Verschmut-
zung mit sich bringt.

- Die Verschiebung der Haltestelle erdffnet ganz neue Mbglichkeiten fir die Zu-
ordnung eines P + R-Platzes und eine evtl. Verkniipfung mit der Buslinie 728.

Es ist Ziel der Planung, durch stadtebaulich sinnvolle Einbindung und benutzer-
freundliche Gestaltung der Haltestelle die Attraktivitat des dffentlichen Nahverkehrs
Gber die gute Erreichbarksit der Linie (Stadtzentrum, Hbf.) - so zu steigern, daf} die
Bewohner im Einzugsbereich dieser Haltestelle dazu bewogen werden, auf die Benut-
zung eines Pkw's mdglichst weitgehend zu verzichten.

eq " ehrbesen” 8 inie U 79
Bei dem Weg "Am Kehrbesen" handelt es sich um einen historischen Weg, der nicht
dem &ffentlichen Verkehr gewidmet ist, aber von Fahrzeugen des Landwirtschafts-
verkehrs, von Radfahrern und Spaziergéngern genutzt wird.
Der Weg verbindet Wittlaer mit den Ackerflachen im Norden und setzt sich bis zum
Gerichtsschreiberweg und dartber hinaus bis zu dem Auskiesungsgelande stdlich von
Angermund fort.
Das neue Wohngebiet wird an ihn (iber den Viehgasser Weg angeschlossen.
Wahrend der dstlich der Kreuzung des Viehgasser Weges gelegene Teil des Weges
"Am Kehrbesen" auch nach dem Bau der B 8n seine Bedeutung flr den allgemeinen
Freizeit- und Erholungsverkehr behalten wird, soll der westlich der Kreuzung des
Viehgasser Weges gelegene Teil des Weges "Am Kehrbesen", der die Verbindung
zwischen Wittlaer und dem Viehgasser Weg herstellt, keine Bedeutung dieser Art
erhalten.
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Seine plangleiche Kreuzung mit der Stadtbahntrasse der U 79 sowie seine Néhe zur
Brunnengalerie machen es erforderlich, eine zusétzliche Belastung dieses Wegeab-
schnittes mdglichst zu unterbinden. Das neue Wohngebiet wird keine neus Verkehrs-
belastung des die Stadtbahn kreuzenden Weges Am Kehrbesen zur Folge haben.
Die Planung sieht daher vor, das Wohngebiet nach Norden hin - mit Ausnahme an der
Stelle des Viehgasser Weges - undurchlassig (Zaune ohne Tore) zu gestalten. Darliber
hinaus sollen alle Wege der inneren Erschliefung zum Einkaufszentrum nach Siiden
hin ausgerichtet werden.

Dennoch kann nicht grundsétzlich ausgeschlossen werden, dafl dieser westliche
Waegeabschnitt von Schilern des nauen Wohngebietes genutzt wird, die die Grund-
schule am Grenzweg in Wittlaer besuchen. Die Strecke (iber den Franz-Vaahsen-Weg
stellt eine Schulwegalternative zur Strecke tber die Einbrunger Strale dar. Wenn die
nérdliche Strecke auch nicht unterbunden werden kann, so ist sie doch weniger at-
traktiv. Es ist zu erwarten, daf} die Schiiler weitgehend die mit einem neusn Geh- und
Radweg ausgestattete Einbrunger Stralle und die mit einer Ampel versehene Kreu-
zung der Duisburger Strate nutzen.

Fur den Bahnbetrieb stellt jeder Querungsverkehr eine Stérung dar. Bisher hat jedoch
der vorhandene Querungsverkehr im Bereich des Weges "Am Kehrbesen" nicht die
Veranlassung zu einer Verénderung der Situation gegeben.

Da das neue Wohngebiet nicht der Verursacher wesentlicher Verkehrserhéhungen
sein wird, kann der Weg "Am Kehrbesen" aus dem Plangebiet ausgeklammert bleiben.
Das Wohngebiet ist jedoch Verursacher anderer Art: Zum Schutz vor dem Verkehrs-
iarm ist entlang der Stadtbahntrasse sine Larmschutzwand zu errichten. Diese Wand
mufd so angsordnet werden, daf} fir den Stadtbahnfahrer bei siner Geschwindigkeit
von 80 km/h ein ausreichendes Sichtfeld offenbleibt.

Im Interesse der Sicherheit der Verkehre ist bei der Festlegung des Standortes der
Wand eine Querungs-Verkehrsgeschwindigkeit von 20 km/h angesstzt worden, so daR
der querende Verkehr die Bahn auf breiter Sicht friihzeitig erkennen kann. Bei der
Bemessung der Verkehrsgeschwindigkeit von 20 km/h ist der Landwirtschaftsverkehr,
der Verkehr von Radfahrern und Spaziergangern zugrundegslegt worden.
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3.6.4.6 Stellplétze / Parkplétze / Fahrradabstelianiagen

Die Herstellung von Stelipldtzen und Parkplétzen in der Wasserschutzzone IlIA unter-
liegt wie der Bau von StraRRen einer wasserrechtlichen Genehmigung.

Die Belange des ruhenden Verkehrs sind daher gegen die Belange des Wasser-
schutzes abzuwagen. Einer im Sinne des Wasserschutzes wiinschenswerten Redu-
zierung des ruhenden Verkehrs sind jedoch Grenzen gesetzt.

Im Baugenehmigungsverfahren kann von der Forderung, je Wohneinheit 1 Stellplatz
nachzuweisen, aus rechtlichen Griinden nicht abgewichen werden.

im Gegensatz dazu unterliegen die Parkplatze im 6ffentlichen Strallenraum der Stra-
Renverkehrsordnung, die Spielrdume fir die Bemessung des Parkplatzhedarfes
offenlalt. In der Stadt Diisseldorf hat man bisher 1 Parkplatz je 4 Wohneinheiten zur
Regel erhoben.

Von dieser Regel muf im Interesse des Wasserschutzes abgewichen werden. Ande-
rerseits kann auf die Vorhaltung von Besucherparkplétzen in ausreichender Menge
nicht verzichtet werden. Der SchllUssel von 1 Parkplatz je 5 Wohneinheiten erscheint
daher als sine vertrethare Festlegung, die den Belangen des ruhenden Verkehrs
gerade noch gerecht wird. Die Senkung auf 1 Parkplatz je mehr als 5 Wohneinheiten
wiuirde zu Parkproblemen fuhren, die sich negativ auf die Einbrunger Stralle und die
Nachbargebiete auswirken.

Der Planung des ruhenden Verkehrs soll somit generell folgender Schilissel zugrunde
gelegt werden:

Steliplatze: 18t/1WE
Parkplatze: 1P/5WE
in der Zu-

sammenfassung: 1,2 Absteliplatze / 1 WE

Der Wert von 1,2 entspricht nicht der Realitét in Stacdtrandgebieten, da dort ein h&herer
Motorisierungsgrad vorliegt, so dafl sich auch die Planung in der Regel um die Ein-
haltung eines Wertes von 1,5 bemiht.

In diesem Fall liegt das Plangebiet jedoch in der Reichweite einer Haltestelle einer
besonders leistungsfahigen Stadtbahnlinie. Der Beschrénkung des ruhenden Verkehrs
steht eine gute Anbindung an den OPNV gegenliber, so daf die Bewohner in bezug
auf Mobilitat und Erreichbarkeit nicht allein auf das Auto angewiesen sind.
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Von daher erscheint es auch gerechtfertigt, in der neuen Siedlung ein Modellvorhaben
in bezug auf die Umorientierung auf den OPNV zu sehen und dieses Modell durch
Planungsmainahmen zu stlitzen.

Die Unterbringung von Steliplétzen (s. textliche Festsetzung Nr. 4) ist den Bedin-
gungen des Wasserschutzes ebenfalls unterworfen, da zum Schutze der Boden-
deckschichten Abgrabungen von einer Tiefe von > 1 m nicht erlaubt sind.

Die notwendigen Stellplétze fir den GeschoRwohnungsbau sollen daher weitgehend in
Sockelgaragen mit einer Abgrabungstiefe von < 1 m untergebracht werden.

Die Standorte der ausgewiesenen Gemeinschaftsgaragen sind auf das WA,- und
WA-Gebiet festgelegt worden, da hier der Héhenunterschied zwischen der Ein-
brunger Strale und dem natlrlichen Geldnde des Plangebietes dazu genutzt werden
kann, entlang der Einbrunger Strafle 2 Garagengeschosse und - weiter nach Norden
abgetreppt - 1 Garagengeschof} auf gewachsenem Boden unterzubringen.

In der Gemeinschaftsgarage GGA, kann der Stellplatzbedarf des WA - und teilweise
des WA,-Gebietes sowie der Stellplatzbedarf des Einkaufszentrums untergebracht
werden.

Die Gemeinschaftsgarage GGA, tibernimmt den Stellplatzbedarf des WA ;- und des
WA ;-Gebietes.

Im Bereich des WA,,-Gebietes ist wegen der zu geringen Bodendeckschicht jede Art
von Abgrabungen unzuléssig.

Ein stddtebauliches Zie! des Bebauungsplanes ist die Ausweisung von Flachen mit
besonderem Nutzungszweck flir oberirdische Stellplatze (Vorhaltefldchen). Diese
sollen dazu dienen, mit den Mitteln des Planungsrechtes (§ 51 Abs. 5 BauO NW) die
Basis daftir zu schaffen, daf} im spateren Baugenehmigungsverfahren einer Nachfrage
von Haushalten, die ohne eigenes Auto leben méchten, Rechung getragen werden
kann. Die Voraussetzung, dal} ffentliche Nahverkehrsmittel gut errsichbar sind, gilt
als erftllt.

Die ausgewiesenen Vorhaltefldchen sind auf der Grundlage des Schllissels: 1 Stell-
platz je Wohneinheit berechnet worden.
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Sie stellen private Grundstlicksflachen dar und werden sowohl den autofreien WR,, 5,-
Gebieten (s. Pkt. 3.6.4.2) als auch den WR,;, WA,;, WR,; und WR,, ,,-Gebisten

Zugewiesen.

In den genannten Gebieten soll der freiwillige Verzicht auf das Auto erprobt werden.

im Rahmen entsprechender bauordnungsrechtlicher und ggf. satzungsgemaéier
Regelungen ist die Frage der Herstellung oder des Verzichts, der Aussetzung oder der
Einschrénkung bezlglich der Herstellung bzw. Durchsetzung der Herstellung notwendi-
ger Stellpldtze dem Baugenehmigungsverfahren bzw. der Bauaufsichtsbehdrde
zugewiesen. Das Planungsrecht schafft durch die Ausweisung lediglich siner Vorhalte-
flache den planungsrechtlichen Rahmen flr die flexible Handhabung der Erfiillung der
Stellplatzpflicht je nach Bedlirfnis und Verhalten der Bewochner (Verzicht auf Auto oder
Anschaffung).

Da die Aussetzung widerrufen werden kann, ist die spatere Herstellung Uber Baulast
zu sichern.

Die auf Wunsch der Bauherrn nicht durch Stellplétze belegten Flachen kénnen Fahr-
radabstellanlagen, Spielfliéchen, Gérten o. . dienen.

Gem. Landesbauordnung (BauO NW) sind flir Gebdude mit Wohnungen in den Ober-
geschossen Isicht erreichbare und gut zugéngliche Abstsllrdume fir Kinderwagen und
Fahrrader herzustellen.

Auf der Grundlage von § 86 BauO NW und gem. textlicher Festsetzung Nr. 15 wird die
Anzahl der erforderlichen Fahrradabsteliplétze festgesetzt. Die Festsetzung soli der
Klarstellung in bezug auf das Baugenehmigungsverfahren dienen, da die Landesbau-
ordnung keine Regelungen zu der notwendigen Anzahl von Fahrradabstellplétzen
enthalt. Die Festsetzung erscheint notwendig, da die Funktion des Fahrradverkehrs
wegen der angestrebten Reduzierung des Autoverkehrs gestarkt werden soll. Sie
entspricht aullerdem dem Planungsziel, ein méglichst umweltunbelastetes Wohngebiet
zu schaffen.
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3.6.5 reiflac onzept

3.6.5.1 Offentliche Griinflache
Da die Versorgungslage der aufgelockerten und mit wohnungsnahen Erholungsraumen
versehenen Baugebiete in der Umgebung gut ist, sollen die fir das Plangebiet
festzusetzenden offentlichen Griinflidchen ausschlieRlich der Versorgung des neuen
Wohngebietes dienen.
Bei der Bemessung des Bedarfs an Grinfldche fir das Plangebiet wird ein Richtwert
von 6 gm/Einwohner zugrundegeiegt.
Bei der Annahme von 3 085 zuklinftigen Einwohnern ergibt sich ein rein rechnerischer
Bedarf von insgesamt 18 390 gm.
Der ermittelte Bedarf soll abgedeckt werden durch:
- die Grinflache in der Mitte des Gebietes (12 293 gm) und
- die Grunflache nérdlich der PlanstraRe 0878 - zum groBen Teil in der Wasser-

schutzzone II (5 980 gm).

Beide Griinflachen werden durch den Viehgasser Weg Uber den 6ffentlichen Kinder-
spielplatz am Viehgasser Weg miteinander verbunden.

Durch eine entsprechende Gestaltung des Mulden-Rigolen-Systems der Nieder-
schlagswasserbeseitigungsanlage entlang des Viehgasser Weges soll ein Zusammen-
hang zwischen den Grlnflachen hergestellt werden.

Eine der Funktionen dieses Netzes soll in einer vom Fahrverkehr unabhéngigen Fuf-
und Radwegerschliellung sowohl in Ost-Waest- als auch in Nord-Sid-Richtung beste-
hen. Als eigensténdiger Raumtyp, der Erlebnisfelder und Crientierung bietet, sollen die
Griinflachen darliber hinaus eine stadtgestalterische Bedeutung erhalten. Eine weitere
Funktion soll in ihrer dkologischen Bedeutung fir Klima und Vegetation liegen, die im
Grinordnungsplan hoch bewertet und als Beitrag zur Kompensation der Eingriffe in
Natur und Landschaft in Ansatz gebracht wird.

3.6.5.2 Kinderspielfldchen

"Den unterschiedlichen Bedurfnissen der einzelnen Altersstufen entsprechend sind
ausreichend Spielflachen auszuweisen, die gemal des RdErl. d. Innenministers vom
31.07.74 in die Spielbereiche fir
- schulpflichtige Kinder (Spielbereich B)

und


http:31.07.74
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- Kleinkinder und jlingere Schulkinder (Spielbersich C)
aufzugliedern sind.

Bei der Bemessung des Bedarfs an dffentlichen Spielflachen wird ein Richtwert von 2
gm/Einwohner zugrunde gelegt.

Bei 3 065 Einwohnern ergibt sich daraus ein Bedarf von 6 130 gm.

In der vorliegenden Planung soll dieser Bedarf durch einen grolen Kinderspielplatz von

-5 350 gm nérdlich der Planstrale 0878 und zwei kleinere Spielflachen in der griinen

Mitte mit 750 gm und 720 gm abgedeckt werden.

Von der értlichen Lage her entspricht die grole Spielplatzanlage der Regel-Entferung
ven hdchstens 500 m bis zu jeder Wohnung des Gebietes und erfllit damit die er-
forderlichen Kriterien der Spielbereiche B.

Die Anlage liegt jedoch nur flr einen Teil der Wohnungen in einer Entfernung von
200 m, die flr die Erreichbarkeit der Spielbereiche C als angemessen gilt.

Fr die von der gro3en Anlage zu weit entfernt gelegenen Wohnbereichen sollen daher
die beiden kleineren Spielfléchen in der éffentlichen Griinfliche in der Mitte des Gebie-
tes angelegt werden.

Eingriffe in Nat chaft / Ausglsic satz

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 5287/01 schaffen die Voraussetzung flr
die Zuléssigkeit von Vorhaben, die gem. § 8 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) als
Eingriffe in Natur und Landschaft gelten.

Die geplante Bebauung hat hinsichtlich der Funktion des Naturhaushalies sowie der

Eignung als Lebensraum flr Flora und Fauna nachfolgende Auswirkungen:

- Verlust des Bestandes an Gehédlzen und Grinland,

- Versiegelung der Flachen,

- Veranderung der gewachsenen Bodenstruktur mit Auswirkungen auf Bodenleben
und Grundwasser.

Das Ziel der Ausweisung eines neuen Wohnbaugebietes muB daher gegen die Belan-
ge des Naturschutzes und der Landschaftspfiege abgewogen werden.
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In Abwagung der beiden entgegenstehenden Belange von dringendem Wohnbedarf
auf der einen und Landschafts- und Naturschutz auf der anderen Seite mufd dem
Wohnungsbau aufgrund der objektiven Versorgungslage der Stadt Dlsseldorf der
Vorrang singeraumt werden,

Die Eingriffe in Natur und Landschaft sind daher grundséatzlich nicht zu vermeiden. Sie
sollen jedoch gemindert und kompensiert werdsn.

Zum Zwecke der Abschétzung ihrer Folgen wurde der Grinordnungsplan auf der
Grundlage des Bebauungsplanes Nr. 5287/01 aufgestellt, der die vorhandenen Nut-
zungs- und Biotopstrukturen kartiert und im Hinblick auf die Planung bewertet.

Inhalte des Grinordnungsplanes sind:

- Aufnahme des Bestandes

- Grunordnungsplanung

- Flachenbilanzierung und dkologische Bewertung.

Aufnahme und Bestand bestehen aus der Bestandskartierung mit Beschraibung der
Biotop- und VVegetationsflachen.

Die Griinordnungsplanung besteht aus einem. Plan, der die zur Kompensation des
Eingriffs in Natur und Landschaft erforderlichen Ausgleichsflachen und dis auf ihnen
vorzunehmenden Ersatzmafinahmen sowie die Empfehlung sonstiger Grinordnungs-
maflnahmen enthélt.

Die Bilanzierung besteht in einer Ubersicht, in der fir Bestand und Planung eine
Flachenbilanzierung und 6kologische Bewertung aufgestellt und ein Fazit in bezug auf
die Biotopwertveriuste gezogen wird,

Auf der Grundlage der dkologischen Bewertung des Griinordnungsplanes wird zwi-
schen den Belangen des dringenden Wohnbedarfs und der ékologischen Funktion im
einzelnen wie folgt abgewogen.

Der Uberwiegende Teil des Plangebietes (Teilbereich A), der nérdlich der Einbrunger
Stralie liegt, besteht aus Ackerflachen und Wiese- und Weidegriinland, deren ékologi-
scher Wert mit der Biotopstufe 1 - 3 als gering eingestuft wird.
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Naturferner Zustand, Monokultur und mangelnde Artenvielfalt der Ackerflachen sind
Grinde dafir, dal die Funktion des Naturhaushaltes durch den baulichen Eingriff nicht
wasentlich besintrachtigt wird und eine Bebauung gerechtfertigt werden kann, wenn
ein entsprechender Ausgleich erfolgt.

Auf der Dreiecksflache slidlich der Einbrunger Stralle befindet sich eine Weidefldche
mit einem mittleren Biotopwert {(Wertstufe 3), der ebenfalls nicht als schwerwiegender
Grund gegen eine Bebauung herangezogen werden kann.

Im Bereich der Dammbdéschung der Einbrunger Stralle befinden sich wertvolle Gehdlz-
strukturen (Woertstufe 7).

Da die Erschlieungsfunktion der Einbrunger Stralle genutzt und das neue Wohn-
baugebiet an die Einbrunger Strafe angeschlossen werden mufl, ergeben sich
zwangsléufig Eingriffe in die Béschung und ihren vorhandenen Vegetationsbestand.
Ein Verzicht auf diese Eingriffe wiirde dazu flihren, daB eine sinnvolle ErschlieBung als
Voraussetzung flir die Bebauung des Geléndes nicht gewéhrleistet werden kann. Die
Eingriffe lassen sich daher nicht vermsiden.

Fur den Bebhauungsplan - Teilbersich B - wurden entsprechende Bestandsaufnahmen
sowie Flachenbilanzierungen und dkologische Bewertungen vom Gartenbauamt auf-
gestsllt.

Der Querschnittsveranderung einer (bergeordneten Strafle mu im Interesse der
Sicherheit und Ordnung des Verkehrs der Vorrang vor der Bestandtserhaltung von
Vegetationsflachen eingerdaumt werden.

Von Eingriffen verschont blsiben

- die Vegetation der Boschung der Einbrunger Strale mit Ausnahme der Ein-
mundung der geplanten StraRe 0878 und der Platze im Eingangsbereich (WA,,,),

- ein Vegetationsstreifen entlang der éstlichen Plangebistsgrenze {Teilbereich A).

Eingriffe, die nicht zu vermsiden sind, sollen kempensiert werden. Der Grinordnungs-
plan legt entsprechende Malinahmen fest, die planungsrechtlich zu sichern sind (siehe
textliche Festsetzung Nr. 11).
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Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB sollen daher zum Ausgleich flr Eingriffe in Natur und

Landschatft

- Flachen flir MalBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur
und Landschaft sowie

- MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft

festgesetzt werden.

Die zur Kompensation erforderlichen Flachen werden innerhalb des Bebauungs-
plangebists untergebracht.

Zu den festgesstzten Mallnahmen gshdren:
+ Aufgabe der derzeitigen Nutzung als Ackerflache und
+ Herstellung als Wiesen
+ Bepflanzung mit Gehdizen
+ Aufforstung

Die unangetasteten erhaltenswerten Vegetationsstreifen an der Einbrunger Strae und
entlang der dstlichen Grenze des Plangebietes sollen als zu erhaltende Griinflachen
ausgewiesen werden.

Gem. § 8 des Bundesnaturschutzgesetzes ist der Verursacher eines Eingriffes zu
verpflichten, unvermeidbare Besintrachtigungen innerhalb einer zu bestimmenden Frist
durch MalRhahmen gem. textlicher Festsetzung Nr. 11 auszugleichen.

Entsprechende Regelungen werden Erschlieungsvertrage zwischen der Stadt Dissel-
dorf und den derzeitigen Eigentiimern treffen. Die Eingriffe im Bereich des Grund-
besitzes der kath. Kirche sollen auf Grundstuicksfléchen der kath. Kirche ausgeglichen
werden,

Der dkologischen Bewertung von Bestand und Planung (Griinordnungsplan} ist zu
entnehmen, daf alle Eingriffe bei Einhaltung der getroffenen Festsetzungen in erfor-
derlichem Male ausgeglichen werden,

Neben Malinahmen, die der Erhaltung vorhandenen Vegetationsbestandes dienen und
Uber die kompensierenden Mallnahmen (Ausgleichsberechnung) hinaus, werden der
Grunordnungsplanung entsprechend weitere MalRinahmen festgesetzt, die der Min-
derung der Beeintrdchtigung des Naturhaushaites dienen sollen.
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Die dkologische Bedeutung heimischer und standortgerechter Pflanzen, die hisrnach
auf privaten Grunflachen zu verwenden sind, besteht in dem grolen Woert, den Gérten
mit diesen Pflanzen als Lebensraum fiir Pflanzen und Tiere haben.

Die Anpfianzung von Béaumen und Stréuchern oberhalb von Sockelgaragen muf durch
eine ausreichende Vegetationsschicht gesichen werden. Siehe textiiche Festsetzung
Nr. 11.4.9.

Infrastruktureinrichtunge

Das Einzugsgebiet der Kindertagesstétte ist auf das Plangebist (Teilbereich A} und die
engere Nachbarschaft beschrankt.

Der Kindertagesstétte soll eine sigene Flache fir den Gemeinbedarf zugewiesen
werden, deren Lage sich durch unmittelbare Nachbarschaft zur griinen Mitte und zum

zentraien Bereich auszeichnet.

Schulversorgun

Die fir die Schulform der Grundschule (Primarstufe) erwartete Schiilerzahl macht die
Bereitstellung zusétzlichen Schulraumes erforderlich. Dieser soll durch die Erweiterung
der Grundschule am Grenzweg 12 geschaffen werden.

Der zusétzliche Raumbedarf flr die Schiiler der Sekundarstufe | ergibt sich nur bei der
Schulform Gymnasium, flr die es jedoch im Stadtbezirk 5 mit Ausnahme des Max-
Planck-Gymnasiums (an der Sidgrenze des Stadthezirkes) kein stédtisches Angebot
gibt. Die Schdlerinnen und Schiiler besuchen hier in der Regel das Suitbertus-Gymna-
sium und das Theodor-Fliedner-Gymnasium, die private Ersatzschulen sind.

Die genannten Schulen verfligen Gber keinerlei zusétzliche Aufnahmemdglichkeiten.

Der Raumbedarf fir die Sekundarstufe 1 - einschlieBlich des Bedarfs flr die Se-
kundarstufe |l - der sich aus der Anzahl der zu erwartenden Schiller des neuen Wohn-
gebietes ergibt, rechtfertigt flr sich allein genommen nicht den Bau einer neuen
Schulanlags.

Der Raumbedarf f(r eine 3zlgige Schulanlage ergibt sich erst dann, wenn die poten-
tiellen Baugebiete nérdlich der Kalkumer Schloflallee und in Angermund in die Betrach-
tung mit einbezogen werden.
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Da mit der Planung dieser Gebiste noch nicht begonnen wurde und somit verlatiliche
Bedarfszahien nicht vorliegen, kann die Lésung der Schulversorgung von Einbrungen
nicht in der Planung einer standortnahen neuen Schulanlage bestehen.

Umgekehrt kann auch der Bau von dringend bendtigten Wohnungen nicht von einer
wohnungsnahen Schulversorgung abhangig gemacht werden.

Die Schiiler des neusn Wohngebietes muissen vielmehr auf die Innenstadt auswei-
chen. Dies kann ihnen durchaus zugemutet werden, da die neue Siedlung Einbrungen
mit der Innenstadt durch eine leistungsfahige Linie des OPNV verbunden ist.

Sonstige infrastruktursinrichtunge
Der Flachennutzungsplan weist ndrdlich der Kalkumer Schloalles ein Schulgrundstlick
und eine Flache flr eine Bezirkssportanlage aus.

Wahrend die Ausweisung des Schulgrundstiickes der Sicherung des bestehenden
Theodor-Fliedner-Gymnasiums dient, ist die Bezirkssportanlage fir neue Sportein-
richtungen einschiiefllich einer Tennisanlage vorgesehen.

Schule und Bezirkssportanlage begriinden einen Infrastrukturschwerpunkt im Mittel-
punkt zwischen Wittlaer, Einbrungen, Kalkum und Kaiserswerth, der den Ansatz fiir ein
noch zu erweiterndes Infrastrukturprogramm bietet.

Nach derzeitigem Stand der Planung soli das Programm dieses Infrastrukturschwer-
punktes um sine Jugendfreizeiteinrichtung erweitert werden.

Diese soil die Jugendeinrichtung ersetzen, die flir das Plangebist (Wettbewerbsaus-
schreibung) vorgesehen war.

Umwsltvertraglichkei
Die Belange der Umwelt lassen sich in die nachfolgenden Gruppen einteilen:
Natur und Landschaft

Agrarwirtschaftliche Belange
Klima und Lufthygiene

>N =

Energie
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Elektromagnetische Felder
Larm
Wasser und Altlasten

@ N o -

Abfallentsorgung

Natur und L cha
Das Landschaftshild wird heute durch die intensive landwirtschaftliche Nutzung mit
grofien Ackerschldgen und geringer Gliederung gepréagt.

Nach Norden wird das Plangebiet durch die dichte bandférmige Gehdélzpflanzung im
Bereich der Brunnengalerie (Wasserschutzzone [} abgeriegelt. Allerdings ergeben sich
dort, wo der Viehgasser Weg die Brunnengalerie quert, Ausblicke in die Landschaft.

Durch die neue Wohnbebauung wird sowohl ein Teil der Ackerlandschaft zerstért als
auch der Blick von der Einbrunger StraRe in die weite Ackerlandschaft verbaut. Diese
Entwicklung kann wegen des dringenden Wohnbedarfs nicht vermieden werden.

Im Bereich des alten Viehgasser Weges soll jedoch der Blick in die Landschaft offen-
bleiben.

Agrarwirtschaftliche Belange

Heute stellt der Wirtschaftsweg Am Kehrbesen eine notwendige Verbindung aus der
Ortslage Wittlaer (Verldngerung des Franz-Vaahsen-Weges) in die freie Feldflur dar.
Durch die Planung sines neusn Wohngebietes wird sich an der derzsitigen Situation
nichts andern; auf dem Weg Am Kehrbesen wird der Verkehr durch die Bebauung
nicht zunehmen.

Ein weiterer wichtiger Weg flr die Landwirtschaft ist der Viehgasser Weg. Hier ergibt
sich eine Anderung insofern, als der Landwirtschaftsverkehr bis zu der PlanstraRe
0878 nicht die alte Trasse des Viehgasser Weges, sondern vielmehr die neue Plan-
strafie 0880 benutzen soll.

Der Verlust an Ackerfidche durch den Bau einer neuen Siedlung steilt fur die Stadt
Dusseldorf keine Beeintrachtigung in der Versorgung mit landwirtschaftlichen Gltern
dar.



4.3

4.3.1

-60 -

Klima und Lufthygiene

Klima

Das Plangebiet ist gemaR Klimaanalyse der Landeshauptstadt Disseldorf von 1995
Teil des im Norden der Stadt gelegenen regional bedeutenden Ausgleichsraumes fir
die Luftbelastungen von Diisseldorf und Duisburg.

Aufgrund der landwirtschaftlichen Nutzung findet hier eine nachgewiesene sehr starke
ndchtliche Abklihlung statt, die bei entsprechenden Wetterlagen dem bebauten Stadit-
bereich zugute kommt. Aufgrund der geringen Rauhigkeit ist diese Zone ein Luft-
zufuhrbereich fiir das nérdliche Stadtgebiet Dlsseldorfs. Zudem ist der Ausgleichs-
raum arm an Emissionen und daher auch als Frischluftentstehungsgebiet wirksam.

Eine Beeintrachtigung von Frischiuftbahnen ist durch die neue Bebauung nicht zu
erwarten, da das Plangebiet zwar Teil des o. g. groRReren klimatischen Ausgleichs-
raumes ist, aber in seinem eigenen Bereich keine spezielle Austauschbeziehungen

vorliegen.

Die durch die geplante Bebauung verursachte Riegelbildung bewirkt eine Abnahme der
Windgeschwindigkeif, die aber in ihrer Intensitdt wegen der max. 3geschossigen
Bebauung abgemildert und in ihrer rdumlichen Ausdehnung beschrénkt ist und sich in
den angrenzenden FreirAumen regenerieren kann.

Dall erhéhte Emissionen durch ein Heizkraftwerk zu erwarten sind, entbehrt jeder
Grundiags. Gegenliber der bisher geplanten Versorgung mit Gaszentratheizungen
mindert eine zentrale Gaswéarmepumpe (sogenannte Thermoinsel) die Emissionen um
30 %.

Dem neuen Wohngebiet kann also weder die Verursachung einer wesentlichen Beein-
trachtigung der Austauschfunktionen innerhalb eines groReren klimatischen Aus-
gleichsraumes noch die Verursachung ungebuhrlich hoher Emissionen durch ein
Heizkraftwerk zugeschrieben werden.

Auch wenn durch die Planung der regionale Ausgleichsraum geringfligig eingeschrankt
wird, kann auf die geplante Siedlungserwsiterung in Einbrungen aus Griinden des
dringenden Wohnbedarfs nicht verzichtet werden.
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Den klimatischen Belangen ist dem dringenden Wohnbedarf gegentiber ein geringeres
Gewicht einzurdumen; nicht zuletzt deshalb, weil wesentliche Klimafunktionen nicht
beeintrachtigt werden. Klimafaktoren sollen allerdings auch bei einer unvermeidlichen
Bebauung nicht vernachlassigt werden. Wenn auf eine Siediungserwsiterung nicht
verzichtet werden kann, dann ist wenigstens dafir Sorge zu tragen, dalk die Inan-
spruchnahme von Siedlungsflache durch Verdichtung minimiert wird und die Klimafak-
toren der geplanten Bebauung durch eine Durchgrinung und Minimierung des Versie-
gelungsgrades optimiert werden.

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes wurden diese Faktoren - insbesondere auch
der Faktor einer angemessenen Siedlungsdichte - beachtet. Den Forderungen nach
einer guten Durchgriinung und Begrenzung der Versiegelung wird Rechnung getragen.
Den Vorgaben des Griinordnungsplanes entsprechend werden in dem Bebauungsplan
offentliche Grinflachen und sonstige Begriinungsmalnahmen festgesetzt, die dazu
beitragen, die klimatischen Verhditnisse zu verbessern.

Die Planung reagiert auf die klimatischen Anforderungen dadurch, dai

- lange Gebaudezeilen als Querriegel vermieden und zwischen den Gebéauden
ausreichende Absténde vorgesehen werden, '

- die Héhe der Gebaude auf drei Vollgeschosse beschréankt wird,

- in der Mitte des Gebistes und an seinem ndérdlichen Rand Grinflachen mit locker
strukturierten Gehdlzen ausgewiesen werden,

- im Bereich des Viehgasser Weges eine breite Schneise mit begriinter Ver-
sickerungsmulde vorgesehen wird sowie

- die Décher von Sockelgaragen gem. textlicher Festsetzung Nr. 11.4.9 und
Wandflachen gem. textlicher Festsetzung Nr. 11.4.7 begrint werden.

Der Anlage 11 ist zu entnehmen, daf} der Versiegelungsgrad 0,46 betrdgt und damit
unterhalb des in der Wasserstudie Einbrungen angegebenen Grenzwertes von 50 %
lisgt.

In die Berechung des Versiegelungsgrades von 0,46 ist die geman textlicher Festset-
zung Nr. 6 zuléssige Erhéhung der GRZ von 0,4 auf 0,65 eingegangen.

Auf eine weitergehende Reduzierung der Versiegelung soll zugunsten des Woh-
nungsbaus verzichtet werden, da allein die Reduzierung der GRZ von 0,65 auf 0,60
den Verlust von ca. 200 Wohneinheiten bedeutet.
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Neben den oben erwéhnten Malinahmen legt die textliche FestsetzungNr. 11 weitere
Begrinungsmafnahmen fest, die der Verbesserung des Kleinklimas dienen solien.

Unter Berucksichtigung aller genannter MaRnahmen und des o. g. Versiegelungs-
grades kann die Veranderung der klimatischen Verhéltnisse als durchaus hinnehmbar
bezeichnet werden.

Lufthygiene

In der Nahe des Plangebietes befindet sich eine kontinuierlich messende Station
(TEMES) des Landes, deren Messungen seit 1988 eine langsame Verringserung von
Schwefeldioxid und Schwebstaub zeigen, wahrend die Stickstoffdioxid-Belastung auch
in den letzten Jahren noch schwankte.

Daneben erlauben die Ergebnisse des fidchendeckenden Immissionsmelinetzes eine
Beurteilung der Luftbelastung im Plangebiet. Der Langzeitwert von Stickstoffdioxid
betrug 1992 bis 1994 42 ug/m?3. Da dieser Wert im Vergleich zum Ubrigen Stadtgebiet
relativ niedrig ist, bedarf es keiner Festsetzung zur Beschrankung der Verwendung von
Brennstoffen.

Energie

Die Planung einer liberweigend geschlossenen Bauweise kommt dem energetischen
Ziel geringer Aulenflachenanteile entgegen. Die Orientierung eines Teils der Dach-
flachen nach Siden ermdglicht die Nutzung von Solarenergie.

Fir das geplante Neubaugebiet wird ein gemeinsames Energiekonzept angestrebt und
die Mdglichkeit einer Nahwarmeversorgung mittels Kraft-Wéarme-Kopplung untersucht.

Elektromagnetische Felder

Die Stadtwerke Diisseldorf AG erkléarten auf Anfrage, dad aufgrund der Betriebsweise,
der Bauart und der Verlegung des GasauRendruckkabel im Stadtgebiet Diisseldorf,
also auch des 110 kV-Erdkabels im vorliegenden Plangebiet, nach aulen hin keine

deutlich meRbaren Magnetfelder entstehen. Die einzelnen Leiter sind gegeneinander
verdrillt. Die einschldgige Fachliteratur bestatigt, dal sich bei einer solchen Leiterfuh-
rung die Magnetfelder weitgehend kompensieren.
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Eine Unterbringung von Transformatoren in Wohngebauden ist zu vermeiden, da die
Wirkungen auf den menschlichen Organismus bislang nicht eindeutig geklart sind. Die
sisben geplanten Trafostandorte liegen daher - mit Ausnahme eines Standortes in der
Gemeinschaftsgarage GGa1 - aullerhalb von Gebéuden.

Larm
Fiir das Plangebiet wurde eine Larmuntersuchung durchgefiihrt. Diese Untersuchung
ergab an der Bebauung im Bereich der Einbrunger Stralle und der Stadtbahnstrecke
sine Uberschreitung der Orientierungswerte des Beiblattes zur DIN 18005 fiir WR- und
WA-Gebiete, so daf Festéetzungen zum Larmschutz getroffen werden miissen. Zur
Reduzierung des Larms sind sowoh| aktive ais auch passive Larmschutzmalnahmen
erforderlich, die in WR-Gebisten teilweise miteinander kombiniert werden.

In den WR-Gebijeten WR,y: und WR,,,; kommt es darauf an, die Nutzbarkeit und
Aufenthaltsqualitat der Géarten zu sichern. Zu diesem Zweck sollen entlang der Trasse
der Stadtbahnlinie {WR,,55) eine Larmschutzwand in der Héhe von 3,00 m (iber Schie-
nenoberkante und entlang der Einbrunger Strale (WR;, 5;) L&rmschutzwénde (begriint
in Form einer Hecke mit Larmschutzkern) in der Héhe von 1,80 m errichtet werden.
GemaR textlicher Festsetzung Nr. 12 sind in den Ober- und Dachgeschossen dieser
Gebiete teilweise noch passive Ladrmschutzmainahmen erforderlich.

In den WA-Gebieten an der Stadtbahntrasse und entlang der Einbrunger Strale (WA,
o4 SOWIO WA 4) soll auf die Ausweisung von Larmschutzwénden verzichtet werden, da
die erdgeschossigen Freiflachen keiner individuellen Gartennutzung unterliegen,
sondern vielmehr als Platzflidchen, Eingangsbereiche, Gemeinschaftsgriinfidchen o. 4.
genutzt werden.

In diesen Gebisten sollen vieimehr Maftnahmen des passiven Larmschutzes festge-
setzt werden. In dem WA ,-Gebiet, das flr die Aufnahme "betreuten Wohnens" vor-
gesshen ist, mull neben passiven Larmschutzmallnahmen eine lérmorientierte Grund-
ridaufteilung vorgesehen werden.

Neben der Einbrunger Strate und der Stadtbahnlinie verursacht auch die neue Stralle
0880 im Bereich des Viehgasser Weges Verkehrslarm, der durch MaRnahmen des
passiven Larmschutzes geman textlicher Festsetzung Nr. 12 zu mindern ist.
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Dies gilt insbesondere fir die Gebiete WRy, 47, WR1.46 SOWie flr das Gebiet WA,; im
Bereich der Einmlndung der Einbrunger Strafle.

Der Verkehr der neuen Strale 0878 verursacht ebenfalls Verkehrsldrm, weshalb
MaRnahmen des passiven Larmschutzes getroffen wurden. Dies gilt fir die Gebiete
WAg1.03, WRyo.

Die Larmbelastung von der Duisburger Landstrae und der B 8n machen keine Fest-
setzungen zum Larmschutz erforderlich.

Wasse aste

Altlasten
Teilflachen des Flangebietes liegen im Bereich einer Altlastenverdachtsflache, der

kleinréumigen Verfullungen, Altlastenverdachtsflachen-Kataster-Nr. 11.211.

Eine Gefahrdung der zukunftigen Nutzung aus der o. g. Altablagerung kann aufgrund
der Ergebnisse des BodenluftmeRprogrammes 1890/91 ausgeschlossen werden.
Baugrunduntersuchungen ergaben keins Hinweise auf weitere Altablagerungen im
Plangebiet. Im 500 m Radius des Plangebistes befinden sich keine registrierten
Altablagerungen.

Altstandorte liegen nicht vor.

Wasser
Fiir die innere ErschlieBung der neuen Siedlung wird eine Trennkanalisation bendtigt.

Das Niederschlagswasser soll tiber ein kombiniertes System aus Muldenversickerung,
Regenrlckhaltekandlen und Mulden-Rigoien-System entsorgt werden.

Reines Dachflachenniederschlagswasser soll Uber Muldensysteme versickert werden,
wahrend Niederschlagswasser von regelmaBig befahrenen Fldchen nach einer genui-
genden Reinigung Uber ein gegen den Untergrund abgedichtetes Mulden-Rigolen-
System und einen zwischengeschalteten Kontrollschacht in den Schwarzbach geleitet
wird.

Das Schmutzwasser soll an das Klarwerk Diisseldorf-Nord abgegeben werden.
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Die Misch- bzw. Schmutzwasseranlage soll aus Grinden des Wasserschutzes mit
Vearweis auf dig im Plangebiet gering méchtigen Deckschichten doppelwandig bzw.
doppelschalig ausgeflihrt werden. Im Bereich der Gebaude sollen die Kanéle, soweit
dies maglich ist, innerhalb der Gebaude verlegt werden.

Die Regenrlckhaltekanéle sowie sémtliche Kanéle im Regennetz, in denen standig
Niederschlagswasser steht, sollen ebenfalis doppelschalig ausgebaut werden. Nur im
Falle regelmalig stattfindender Begehungen und Dichtigkeitsprifungen (Muffendruck-
prifungen), die alle 5 Jahre durchgefihrt werden, kann von sinem doppelschaligen
Ausbau abgesehen werden. Auftretende Schaden miissen unverziglich behoben
werden.

Belange des Wasserschutzes gliedern sich in die Bereiche:
- Grundwasserschutz und

- Abwasserbeseitigung.

Die Wasserstudie Einbrungen handelt beide Bereiche ab. lhre Ergebnisse sowie
deren Einflub auf die Planung werden nachfolgend dargestelit.

Grundwasserschutz

rogeologische Verhéltnis isiko flr die Tri sse innun
Das Plangebiet liegt im Einzugsgebiet der Wasserwerke Bockum und Wittlaer {(mit
den Werken Wittlasr-Werth und Kaiserswerth) innerhalb der Schutzzonen Il und A
des Wasserwerkes Bockum. Eigentiimer des Wasserwerkes Bockum sind die Stadit-
werke Duisburg AG.

Die Grundwasserfdrderung des Wasserwerkes Bockum besteht zu einem Hauptanteil
aus dem landseitigen Zustrom, wahrend die Wasserwerke Wittlaer, Kaiserswerth und
Wittlaer-Werth Uberwiegend uferfiltriertes Grundwasser fordern.

Die Untersuchung der hydrogeologischen Verhéltnisse im Plangebiet hat ergeben:
An der Oberflache stehen Tallehme, Schiuffe und schluffige Sande mit einer Deck-
schichtenmachtigkeit ven 0,50 bis 2,75 m an (sishe Anlage 12).

Bei Rhein-Mittelwasser flie3t das Grundwasser nach Westen und wird in Rheinnéhe
ven den dortigen Wassersténden beeinfluit. Die meiste Zeit des Jahres liegt das
Plangebist im Abstrom der Wassergewinnungsanlage Bockum und im Anstrom der
WGA Wittlaer.
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Bei auflaufendem Rheinhochwasser kommt es zum Ruckstau des landseitig an-
stromenden Grundwassers.

Unter diesen Bedingungen kénnen die Brunnen des Wasserwerkes Bockum kurz-
zeitig in den Abstrom des Plangebietes Einbrungen gelangen. Statistische Aus-
wertungen haben ergeben, dal aufgrund der hydraulischen Verhéltnisse etwa sinmal
in vier Jahren ein méglicher Schadstoffeintrag aus dem Plangebiet in die Brunnenga-
lerie des Wasserwerkses Bockum erfolgen kann. Dies entspricht einer Auftrittswahr-
scheinlichkeit von 1 % flr den "worst-case" (Beeintrachtigung der Trinkwassergewin-
nung in Bockum).

Aufgrund dieser Verhdltnisse ist das Risiko fur die Trinkwassergewinnung des Was-
serwerkes Bockum als

mittleres Verschmutzungsrisiko

+ selten im Zustrom,

+ gering aufgrund des Mengenanteiles an der Rohwasserférderung
einzustufen (sishe Anlage 15).

4.7.2.1.2 Grundwassergefahrdung durch das Vorhaben

Die Anlage 14 zeigt, daR sich das Verschmutzungsrisiko aus den Faktoren Schutz-

bedlrftigkeit des Grundwassers (abhéngig von der Machtigkeit der Deckschichten)
und dem Grundwassergefahrdungspotential (ausgeldst durch Nutzungen und Bau-
weisen) zusammensetzt.

Die Ziffern 1 - 7 legen das Programm derjenigen Verhaltnisse, Nutzungen und Bau-
weisen fest, die so zu planen sind, daB aus ihnen insgesamt nur noch ein mittleres
Verschmutzungsrisiko hervorgeht.

Die Planung wurde den Vorgaben und Empfehlungen der "Wasserstudie Einbrungen"
entsprechend geandert, so dal festgestellt werden kann, dal unter Beachtung:

- der Festsetzungen und Regelungen des Bebauungsplanes,

- der beabsichtigten Regelungen in den Baugenehmigungsverfahren sowie

- der vorgesehenen Regelungen in den wasserrechtlichen Verfahren

das derzeit bastehende mittlere Verschmutzungsrisiko fir das Grundwasser nicht
verschlechtert wird.
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Nachfolgend wird der Einfluld der Untersuchungsergebnisse der Wasserstudie auf die
Planung dargestellt.

-  Die Verbote gem. § 4 Abs. 1 Nr. 2 der Wasserschutzgebietsverordnung diirfen
it. Wasserstudie nicht verletzt werden, da anderenfalls ein mittleres Verschmut-
zungsrisiko nicht eingehalten werden kann.

Gemaf § 4 Abs. 1 Nr. 14 der geltenden Wasserschutzgebietsverordnung sind in
der WSZ IlIA u. a. Abgrabungen und Erdaufschlisse > 1 m Tiefe oder > 10 m2
Grundflache unzuléssig.

Auf planungsrechlicher Ebene werden in der textlichen Festsetzung Nr. 1.1 ein
entsprechendes Verbot erlassen und Keller und Tiefgaragen der (blichen Art
ausgeschlossen.

Die an ihre Stelle tretenden Sockelgeschosse oder Sockelgaragen diirfen nur
< 1 min den Untergrund eingreifen.

Unter dieser Bedingung sind sie planungsrechtlich zulassig, bedlirfen aber siner
wasserrechtlichen Genehmigung. Voraussetzung flr die wasserrechtliche
Genehmigung ist eine Restdeckschicht in der Starke von mind. 0,50 m.

Die gemal textlicher Festsetzunge Nr. 4 festgelegten Gemeinschaftsgaragen
stehen dem o. g. Verbot der Abgrabung von < 1 m Tiefe nicht entgegen.

- Zwischen dem hohen Geféhrdungspotential von Regenklarbecken, dem Verbot
von Abgrabungen von mehr als 1 m Tiefe und den geplanten Verkehrsflachen
hesteht ein Zusammenhang foigender Art:

An die Stelle des urspringlich geplanten grof¥fldchigen Regenklar- und -absetz-
beckens mit fast 4 m tiefen Bodenseinschnitten sollen zwei getrennte Nieder-
schlagswasserbeseitigungsanlagen treten.

Das anfallende Niederschlagswasser soll jewsils in einem Rickhaltekanal ge-
drosselt, gehoben und in einem gegenulber dem Untergrund abgedichtsten
Mulden-Rigolen-System (Bodeneinschnitt < 1 m Tiefe} gereinigt sowie (iber einen
Kontrollschacht, an dem in regelmaRigen zeitlichen Absténden Proben genom-
men und auf Wasserqualitat untersucht werden, an den Schwarzbach abge-
geben werden. Dieses System bringt gegeniiber der urspringlich geplanten
Anlage ein wesentlich geringeres Verschmutzungsrisiko mit sich.

Zur Reduzierung der Niederschlagswassermengen sind die Verkehrsflachen, auf
denen verschmutztes Niederschlagswasser anféllt, zu verringern.
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Zur Reduzierung des verschmutzten Regenwassers ist ein mdglichst hoher
Anteil der Verkehrsflichen autoarm (kein verschmutztes Niederschlagswasser)
zu gestalten. Ebenso ist die Anzah! der Stellplatze und Parkplétze auf ein Mini-
mum zu verringern,

Unter Berdcksichtigung dieser Zusammenhange wurde die Planung so ver-
andert, daf} die & Stichstraen im Norden durch Abpolierung dem allgemeinen
Verkehr entzogen werden, so dal? sie nicht mehr den versiegelten Fléchen
zuzurechnen sind. Darlber hinaus wurde der Stellplatzschllssel von 1,18 StAWE
auf 1 St/WE und der Parkplatzschliissel von 0,25 auf 0,2 P/WE reduziert.

Einen weiteren Beitrag zur Entlastung des Stauraumkanals und der Bodenfilter-
flache (Ziel: Reduzierung des Gefahrenpotentials) soll die Versickerung des
unbelasteten Niedsrschlagswassers von Dachflachen leisten.

Endergebnis aller Reduzierungsbemuhungen ist ein Regenklarsystem mittleren
Verschmutzungsrisikos. Dies wird neben den genannten Mafnahmen nicht
zuletzt auch dadurch erreicht, dafl der urspringlich vorgesehene Anschluf’ von
Flachen, die auierhalb des Plangebietes liegen, aufgegeben wurde.

Die urspriinglich geplante Option flir eine StraRenanbindung an die B 8n soll
ebenfalls aufgegeben werden, da die (ber das Plangebiet hinausgehende
Streckenfortsetzung durch die Wasserschutzzone !l fihren wiirde.
Verkehrsstralen in und in der Nahe der Wasserschutzzone Il sind ein nicht
tolerierbares Verschmutzungsrisiko.

Entgegen der Empfehlung der Wasserstudie kann auf die Ausweisung von
offentlichen Griinfldchen in der Wasserschutzzone |l nicht verzichtet werden.
Gem. textlicher Festsetzung Nr. 11.2 und 11.4.3 sind diese jedoch extensiv zu
bewirtschaften, so dall dem Grundwasserschutz Genlige getan wird.

Wegen des hohen Verschmutzungsrisikos durch private Garten sollten nach
Vorstellung der Gutachter Ein- und Zweifamilienhduser nach Sliden und der
Geaschollwohnungsbau an ihre Stelle nach Norden verlagert werden. Dieser
Empfehlung kann aus stadtebaulichen Grinden nicht gefolgt werden,
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- Dadurch, daf} die 5 Stichstrafen im Norden als "autoarme" Wohnwege angelegt
und Stellplétze in dieser Zone gemal textlicher Festsetzung Nr. 4 ausgeschlos-
sen werden, entsteht am Rande der Wasserschutzzone Il eine verkehrsfreie
Zone. Der Forderung, den Verkehr mehr im Siiden zu konzentrieren, wird damit
Folge geleistet.

- Die Gutachter empfehlen, den Schilissel 1 Stellplatz je Wohneinheit zu reduzie-
ren. Gem. Pkt. 3.6.4.6 - Stellplatze / Parkplatze / Fahrradabstellanlagen - gibt es

hierzu keine Rechtsgrundlage.

- Der Empfehlung einer durchschnittlichen GFZ, die deutlich iber 0,7 liegt, kann
aus Grlinden des Einfugens in die Umgebung nicht Folge'geleistet werden,

- Der Empfehlung eines Versiegelungsgrades von < 50 % wird dagegen gefolgt.

Abwasserbeseitigung

4.7.2.2.1 Niederschlagswasserbeseitigung

Das anfallende Niederschlagswasser soll Uber zwei getrennte Niederschlagswasser-
beseitigungsaniagen an den Schwarzbach abgegeben werden.

Soweit es in dem Bebauungsplan - Teilbereich A und auf der Einbrunger Stralle bis
etwa zum Bergesweg anfallt, soll es in dem Mulden-Rigolen-System am Viehgasser
Weg gereinigt werden.

Das auf der Einbrunger Straflle bis zum Gerichisschreiberweg anfallende Wasser soll
dagegen in einer Anlage am Niederhof, Unterdorfstrale 2, gereinigt werden,

Das Versickern von unverschmutztem Niederschlagswasser stellt gemaR § 3 Abs. 1
Ziffern 4, 5 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) eine Benutzung dar, die der wasserrecht-
lichen Erlaubnispflicht gemaf §§ 2 bis 5, 7, 7a WHG in Verbindung mit den §§ 24, 25
und 51 ff des Landeswassergesetzes (LWG NW) unterliegt.

§ 51 a Landeswassergesetz (16.02.95) bestimmt, dalk das Niederschlagswasser von
Grundstlicken, die nach dem 1. Januar 1996 erstmals bebaut werden, vor Ort zu
versickern ist, sofern dies ohne Beeintrachtigung des Wohles der Allgemeinheit
mdglich ist.
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Dementsprechend soll die Bessitigungspflicht flr das Niederschiagswasser den
Nutzungsberechtigten der einzelnen Grundstlicke auferlegt werden.

Die "Wasserstudie Einbrungen" empfishit sine Versickerung (iber die belebte Boden-
zone (z. B. Muldensysteme). Eine Versickerung uber reine Rigolen oder Schéchte
wird aufgrund der geringen Deckschichtenméchtigkeit im Plangebiet und des damit im
Zusammenhang stehenden hohen Grundwassergefahrdungspotentials bei dieser Art
der Versickerung abgelehnt.

Folgende Griinde sprechen fiir die dezentrale Versickerung von nur schwach belaste-
tem Niederschlagswasser der Dachflachen und der nur selten befahrenen Flachen
nach dem o. g. System;

1. Die Versickerung (ber eine genligend méchtige, belebte Bodenzone stellt auf-
grund ihrer Schadstoffriickhaltefahigkeit einen zusétzlichen Reinigungsprozef
dar, der die Qualitdt des versickernden Wassers verbessert und somit der
Schutzbedirftigkeit des Grundwassers sowie dem Wohl der Allgemeinheit
entspricht.

2. Die dezentrale Versickerung vor Ort entlastet das Kanalsystem und tragt zur
Grundwasserneubildung bei.

3. Aspekte der Sicherheit:

Mulden ermdglichen aufgrund ihrer "offenen Lage" eine bessere Kontrolle durch
sténdige Beobachtbarksit. Sie sind sinfach und wartungsfreundlich konstruiert,
so daf} die Pflege durch Privatlsute vorgenommen werden kann. Dis Einrichtung
der Mulden auf den jeweiligen Grundstlicken bedeutet eine eindeutige Zuord-
nung und Ubertragung der Verantwortlichkeit auf die Nutzungsberechtigten, so
dafl davon ausgegangen werden kann, daf ein entsprechendes Interesse an
ihrer Intakthaitung vorhanden ist.

Im Gegensatz zur dezentralen Versickerung stellt eine konzentrierte Versicke-
rung ein entsprechendes Risiko dar, da ein zusatzliches Kanalsystem erforderlich
ist und gegebenfalls héhere Uberstauhdhen als bei der dezentralen Versickerung
auftreten.
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4.7.2.2.2 Schmutzwasserbasejtigung
Es ist geplant, das Schmutzwasser in einer internen Kanalisation {B-Plan - Teilbereich

A) zu sammeln und (ber eine Pumpstation der Klédranlage Disseldorf-Nord zuzuflh-
ren. Zu diesem Zweck ist eine ca. 1 km lange Druckrohrleitung zu bauen, die den
Anschlu3 an den in der Arnheimer Stralle vorhandenen Abwasserkanal herstellt. Die
fiir die Schmutzwasserkanalisation erforderliche Pumpstation soll - neben der Stadit-
bahntrasse - in Hohe des WA ,-Gebietes liegen. Nach der &ffentlichen Auslegung
wurde die Pumpstation aus Grinden einer wirtschaftlicheren Netzgestaltung in
sudlicher Richtung verlegt.

Das Schmutzwasser des Baugebietes WA, (innerhalb der Drsiecksflache) ist in den
Schmutzwasserkanal in der alten Einbrunger Stralle einzuleiten.

Falls die Einleitung nicht erlaubt wird, muft das Schmutzwasser mittels eines Kanals
der geplanten Pumpstation zugelsitet werden.

5. i e ichkei

Die genannten Standortqualitéten des Gebietes, inshesondere die N&he zur Schwarz-
bachaue und zu den Ackerflachen sowie die Ndhe zu einer Stadtbahnhaltestelle der
Linie U 79, die sowohl die Innenstadt von Duisburg als auch die Innenstadt von
Dusseldorf erschlief3t, kommen gerade auch den Kindern des neuen Wohngebietes
Zugute,

Innerhalb des Plangebietes stehen ihnen Griin- und Spielflachen von insgesamt ca.
25 270 gm zur Verflgung.

Die erforderlichen Spielfl&chen werden in der notwendigen Gréile ausgewiesen (siehe
hierzu Pkt. 3.6.5.2}.

Das Fulwegesystem (s. Anlage 10) ist so angelegt, dai die Stadtbahnhaltestelle auf
kurzestem Wege zu erreichen ist.

An der offentlichen Griinflache soll ein eigenes Grundst(ick flir eine Kindertagesstatte
ausgewiesen werden,



-72-

Yer- und Entsorgung

In der Anlage 4 sind die vorhandenen Ver- und Entsorgungsleitungen dargestelit.
Die Versorgung mit Wasser, Strom und Gas soll durch Anbindung an das vorhandene
Netz gesichert werden.

Strom:

Das 110 kV-Erdkabel im Viehgasser Weg blsibt in der vorhandenen Trasse liegen.
Zur Sicherung weist der Plan ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht in den Gebieten
WRgs 07, 13, 28 SOWie in der "Gffentlichen Grinflache” in der Gebietsmitte und in der
"éffentlichen Grlinflache - Kinderspielpiatz" im Norden aus.

Weiters notwendige Ausweisungen sind

- an der Einmundung Viehgasser Weg / Einbrunger Stralle:
"Versorgungsfldche-Netzverteilerstation”

- 7 weitere Trafos in den Gebieten WA, WReu 09 10 11, 14115, 16-

Gas:

Das Plangebiet soll an die im Buschgasser Weg vorhandene Gasleitung angeschlos-
sen werden. Zu diesem Zweck muR im nérdlichen Geh- und Radwegbersich der
Einbrunger Stralle - vom Buschgasser Weg bis zur Einmtndung der Planstrale 0878
- eine Gas-Mitteldruckleitung verlegt werden.

Wasser:

Im nérdlichen Geh- und Radwegbereich der Einbrunger Stralle muf zwischen Haus
Nr. 28 und der Planstrae 0878 eine neue Wasserleitung - zur Anbindung an das
vorhandene Netz - veriegt werden.

Abwasserbessitiguna:
Die Beseitigung des Niederschlags- und Schmutzwassers wird unter den Punkten

4.7.2.2.1 und 4.7.2.2.2 erlautert.

Folgende Flachenausweisungen werden notwendig:

- am Viehgasser Weg: "B.f.A.-Flache flr die Niederschlagswasserbeseitigung
mit Regenwasserpumpwerk”
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- am Niederhof,
Unterdorfstrale: "B.f.A.-Flache fur die Niederschlagswasserbeseitigung
mit Regenwasserpumpwerk”
- im Gebiet WA, "B.f.A-Pumpstation".

Parallel zur Stadibahntrasse wird ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht u, a. fir eine -
zwischen Pumpstation und Arnheimer Strate notwendige - Druckrohrieitung ausgewie-
sen.

7. Sozialpla e 80 BauG

Da das Plangebiet unbebaut ist, werden soziale Maftinahmen nicht erforderlich.

8. Kosten fur die Gemsinde

Die Kosten der inneren Erschlielung Gbernimmt der investor auf der Grundlage eines
stédtebaulichen Vertrages zu 100 %. An aufleren ErschlieBungskosten tragt die Stadt
die Kosten flir die Kanalverlegung in der Einbrunger Stralle (ca. 2,7 Mio DM), die
Schulerweiterung abzgl. Landeszuschull (ca. 2,2 Mic DM), die Kindertagesstatte - die
Grundstlickskosten tbernimmt der Investor - abzgl. Landeszuschu? {ca. 1,9 Mic DM)
sowie einen 10 %-Anteil an Grunderwerb und Anlegung eines Geh- und Radweges auf
der Sudseite der Einbrunger StralRe (ca. 50 000 DM).

Die Kosten ftir die Stadt belaufen sich somit auf insgesamt ca. 6,9 Mio DM. Dabsi sind
die Kosten flr eine Verlagerung des Bahnhofs auler Ansatz geblieben, da Uber Art und
Umfang der Verlagerung erst im Rahmen des erforderlichen Planfeststellungsverfah-
rens entschieden wird.

Disseldorf, 26. Februar 1996

sch




Anlage zur Drucksache Nr. 61/086/99

Neufassung des Abschnittes 3.6.4.4 der Begriindung
zum Bebauungsplan Nr. 5287/01 - Einbrunger StraBe -
aufgrund der Verfligung der Bezirksregierung vom 11. Juli 1996

3.6.4.4 Verbesserung der Situation der Stadtbahnhaltestelle

Langfristig soll folgendes Konzept verfolgt werden:
Die Stadtbahnhaltestelle wird nach Norden verschoben. Der stdliche Zugang zum
Mitteibahnsteig erfolgt (iber die Kombination von fester Treppe und Fahrtreppe, die

von der Einbrunger StraRe (Briickenbauwerk Ober der Stadtbahntrasse) ausgehen.

Der zweite Zugang erfolgt am Nordende der Haltestelle. Hier soll ein Weg ebenerdig
die Stadtbahntrasse kreuzen und von diesem Weg ausgehend eine Rampe zum
Hochbahnsteig gefihrt werden.

Aus der Sicht der Planung stellt dieses Konzept die beste Lésung dar.
Die Verschiebung der Haltestelle bedarf jedoch eines eigenen Planverfahrens
(Planfeststellungs- oder Genehmigungsverfahren). Erst innerhalb dieses Verfahrens

kénnen konkrete Festlegungen getroffen werden.

Die zur Realisierung des angestrebten Konzeptes erforderlichen Malnahmen lassen

sich wie folgt zusammenfassen:

- Verschiebung der Kehrgleisanlage nach Norden

- Verschiebung der Haltestelle nach Norden

- Umgestaltung des alten Bahnhofes, neue Treppen auf der anderen
Strallenseite

- ebenerdiger Ubergang mit Anschlui an den neuen Bahnsteig.
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Auf die Ubergangsstelle zu der nach Norden zu verschiebenden Haltestelle wird im
Bebauungsplan hingewiesen. Allerdings stellen héhengleiche Uberwege Uber Schie-
nenwege trotz baulicher und technischer Sicherungen immer besondere Gefahren-
quellen fir FulRgénger und Radfahrer dar. Eine abschlieende Regelung der ni-
veaugleichen Uberquerung kann nur durch ein eigenes Verfahren (Planfeststellungs-
oder Genehmigungsverfahren)} sichergestellt werden. Auflagen fir eine technische

Sicherung wirden im Rahmen dieses Verfahrens erfolgen.

Die Einbindung der Haltestellenverschiebung in ein stéddtebauliches Rahmenkonzept,
das die Bereiche sowohl dstlich als auch westlich der Stadthahntrasse erfalt, wurde
bereits unter Pkt. 3.5.1.2 dargestellt.

Eine Haltestelle in der geplanten Art stellt dartber eine erhebliche Verbesserung des

Zuganges zum o6ffentlichen Nahverkehr dar;

- Infolge der Verschiebung kann die Haltestelle im Schnittpunkt der Stadtbahn-
trasse mit einer fuldufigen Wegeverbindung liegen, die Wittlaer und Einbrun-

gen auf kiirzestem Wege verbindet.

- FuBlaufig kann die Haltestelle chne Anstieg (Einbrunger Strafde) und Abstieg

{Treppe im Bahnhofsgebaude) erreicht werden.

- Durch ihre ebenerdige Erreichbarkeit wird der Zugang fir Personen geebnet,

fir die die Uberwindung einer Treppe Schwierigkeiten mit sich bringt.

- DBurch ihre Einsehbarkeit und unmittelbare Verbindung mit dem geplanten
Versorgungszentrum werden die Bedingungen fir eine soziale Kontrolle
erheblich verbessert.

- Infolge der ebenerdigen Zuwegung entfalit die Notwendigkeit eines Bahnhofs-
gebaudes und damit die Uneinsehbarkeit von Rdumen, die - wie im Falle des
alten Bahnhofes - das Gefiihl von Unsicherheit und die Gefahr von Verschmut-
zung mit sich bringt.
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- Die Verschiebung der Haltestelle erdffnet ganz neue Mdéglichkeiten fir die
Zuordnung eines P + R-Platzes und eine evtl. Verknlpfung mit der Buslinie
728.

Es ist Ziel der Planung, durch stadtebaulich sinnvolle Einbindung und benutzer-
freundliche Gestaltung der Haltestelle die Attraktivitadt des offentlichen Nahverkehrs
Uber die gute Erreichbarkeit der Linie (Stadtzentrum, Hbf.) - so zu steigern, daR die
Bewohner im Einzugsbereich dieser Haltestelle dazu bewogen werden, auf die

Benutzung eines Pkw's maglichst weitgehend zu verzichten.

Disseldorf, 9. September 1999
Der Oberstadtdirektor
In Vertretung

U f TN

Christoph Blume

Stadtdirektor
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Durchschnittliche GeschofRflachenzahl

i Teilflache 1
Lage Flache am %
Bruttobauland 303.426 100
Nérdlich der Grenze | Kompensationsfla- 43.193 15
der Wasserschutz- chen und 6ffentliche
zene || Grunflache
(ca. 4.195 gm)
offentl. Grinflache 16.131 5

Sudlich der Grenze | + Flache f. Nieder-
der Wasserschutz- schlagswasserbe-

zone || saitigung
Offentl. Spielfldchen 6.820 2
Offentl. Verkehrs- 33.920 11
flachen
Kindertagesstétte 2,252 1
Verteilerstation 125 0

- 102.442 34
Nettobauland (Wohnen) 200.984
BruttogeschoRfléache (BauNVO) 130.359
GFZ = 130359 = 0,65
200.984
ll. Teilflache 2

Bruttobauland 9.450

Nettobautand (Wohnen) ./. Pumpstation 9.116

Bruttogeschoffidche (BauNVO) 7.610

GFZ = 7.610 = 0,8
9.116
. Teilflachen 1 + 2
Nettobauland (Wohnen) 210.100
Bruttogaschofflache (BauNVO) 137.869

GFZ = 137.969 = 0,66
210.100
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" Anzah! der Wohneinheiten

Stellpldtze / Parkplétze

Wohnungsart Anzah| WE St oberirdisch Stin SGa | WE : St
Wehneinheiten

Doppelhduser:
Hauser: 30 30 1:1
Einl.-Wohnungen 30 30 ' B

Reihenhauser:

Hauseinheiten 207 | 207 11

Geschoflwoh-

nungsbau;

geférdert 400 "1 370 1:1

freifinaziert 602 30 602 AR

im Dach *2 124 { 124 11
"1 393 : 297 1 096 11

bei WE | St oberirdisch | Stin SGa | WE : St
+ GGa
Besucherparkpldtze 279
1393 x 0,20 1383 (erf. 279)
Stelipl. + Parkp!. | 1383 576 1 096 1:120
lLdden
3000 gm x0,8:30 ‘ 80

"1 250 WE 1. Forderweg, 150 WE 2, Férderweg
*2 ca. 24 894 gm BGF, davon 50 % als selbstéindige Wohneinheiten




Verkehrssituation vor Fertigstellung B8N

Morgenspitzenstunde
Verteilung 70/30
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Legende
;KFZ Morgenspitzenstund
170
¢..::_I

(3550}
4KFZ in 16 Stunden

Diisseldort,den 15.11.85
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wittlaer

B8

Verkehrssituation vor Fertigstellung B8N N

_ 16 Stundenwerte .
Verteilung 70/30

Einbrunger Str.

- Dusseldorf, den15.11.95

2hdeshauptiiadt Disseldort

Der Oberstadtdiveltor - Planungsamt
Amt 61/3 Verkehrsentwicklungsplanung -
Verkehrliche Grundiagenplanung
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Verkehrssituation nach Anschluss B8N an B8 in Hohe
Froschenteich
Drucksachs Nr. 61/019/96

Morgenspitzenstunde
Verteilung 80/20 Anlage 9 zur Begriindung

Legende

KFZ Morgenspitzenstunde

¥
160
4 (2650)

4KFZ in 16 Stunden

785
16650)

Diisseldort,den 15. 11, 95

&
. oS\%
Dusseldorf %
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B-Plan-Konzept Einbrunger StralRe, DUsseldorf-Wittlaer

Verkehrserschliessung



Versiegelung

Versiegelte FlAchen Geschosawohnen

109604, 6 gm x 0,65 71242 qm
Verei-egelte FlAchen Einfam.-Haus-Nohnen

30 DH x 7,0 x 13,0 2730 gm
207 RM x 6,0 x 13,0 16146 gm
Sammelstellpldtze: F1. m. bea. Nutszung 5440 gm
Binzelstellpldrze: 45 x 3,0 x 6,0 810 gm
‘Summe versiegelte FlAche 96368 gm
KiTa, Pumpstation etc. 366 qm
Straflenland Anliegeratrafien 28943 gm
Summe versiegelte FlAchen 125283 gm
Fldche Rheinbahn 14458 ¢m
Flache Elnbrunger Strafe- 16097 gm
Summe versiegelte FlAchen 156838 gm
veraieq. FiAche - 953€68 _ 0, 46
Necto-Bauland - 710497 qm -

veraieg. Flache — 126282 _ 0,40
Brutto-Bauland - 317907 qm "“

versieg. Fliche _ 156838 — 0,46
Fliche B-Plan-G. — © 343462 gm - :

Bunpunubeg inz || ebejuy

96/610/19 "IN syoesyon.Qq
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B-Plan-Konzept Einbrunger Strale, Diisseldorf-Wittlaer

Héhe der Deckschichten
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GRUNDWASSERGEFAHRDUNG
DURCH DAS NEUE WOHNGEBIET IN EINBRUNGEN

WASSERSTUDIE EINBRUNGEN

Drucksache Nr. 61/019/96

Empfindlichkeit gegentber
Eintrag von Schadstoffen,
abhangig von der Machtigkeit
der

1 Deckschichien

Schutzbediirftigkeit des
r S

Anlage 14 zur Begrindung
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Grundwassergefiahrdungs- I

Hohes Maf der Gefahrdung
bei:

2 Nichteinhalten der Ver-
bote der Wasserschutz-
gebietsverordnung
Verkehrsflachen
Regenklarbecken
Schachtversickerung

Kanalen

Ergebnis der Wasserstudie:

tolerierbar ist nur €in
mittleres Verschmutzungsrisiko

Forderung wird erfullt, wenn die
Einflul3faktoren:

- Eingriff in den Untergrund

- Stralen, Wege, Platze

- Abwasserkanalisation

- Niederschlagswasserbeseiti-

gung

grundwasserschonend gestaltet
werden.

~ O O A~ W

privaten Grunflachen




WASSERSTUDIE  EINBRUNGEN

Daust des Zustroms zu den Wasserwerken

el imiMISE
s NALING
- solten

Mengenantsil am getdrdenah Rotrwasser
[
=====pHauptantel
el Nebonantol

Risiken fir daa Wasserwerk Bockum

% verglelchsieise hohes Risiko

@ vergleichawelse mittierea Fisiko [ LA

IZ] verglelchswelse geringss Risiko

Rigikean fiir das Wagserwerk Wittieer

. ;;?!“Mf; |
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Abb. 3b: Risikoabschatzung fir die Trinkwassergewinnung in den Wasserwerken Bockum und Wittlaer
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Wohnbauflache Nérdl. Einbrunger Strale
Griinde des Wohls der Aligemeinheit im Sinne des § 10 (1) Nr. 1 WSZ-VO Bockum
u.a. vom 4,12,1987

Das 33 ha grofle Baugebiet Einbrunger Stralle liegt im Stadtbezirk 5 im Stadtteil
Wittlaer am ndérdlichen Rand des Dusseldorfer Stadtgebietes, Es liegt in der Was-
serschutzzone lll a eines durch ordnungsbehdérdliche Verordnung vom 14.12.1987
festgesetzten Wasserschutzgebietes.

Im Gebietsentwicklungsplan (GEP) wird das Baugebiet als Wohnsiedlungsbereich
ausgewiesen. Der Flachennutzungsplan weist den grofiten Teil des Baugebietes "Ein-
brunger Strafle” als Wohnbaufldche aus, einen kleineren Teil als Gewerbegebiet und
Kieingartenfidche, Im Erlduterungsbericht zum Flachennutzungsplan ist die Wohnbau-
flache als "verdichtetes Wohngebiet unter Ausnutzung des vorhandenen Haltepunktes
an der Stadtbahnlinie” beschrieben.

Der Flachennutzungsplan wurde am 21.08.1991 von der Bezirksregierung genehmigt.

Das Baugebiet "Einbrunger StraRe" zahlt zu den flaichengréRten Baugebieten, die in
Dlsseldorf noch eine zusammenhangende Wohnbebauung, auch mit sozialem
Wohnungsbau, erméglichen. Insgesamt ist in Diisseldorf das Bauflachenpotential fiir
den Wohnungsbau sehr kleinteilig im gesamten Stadtgebiet verstreut. Von den etwa
143 ausgewiesenen Bauflachen sind 55 Flachen kleiner als 1 ha. Nur 15 Flédchen
weisen eine Flachengréfe von mehr als 5 ha aus: Dazu zahlt als eines der flachen-
groRten das Baugebiet "Einbrunger Strafle". Hier sollen ca. 1.400 Wohnungen
geschaffen werden.
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Dieses Baugebiet liegt direkt im Einzugsbereich einer bisher schlecht ausgelasteten
Stadtbahnhaltestelle der Linie U 79, die die Stadt Dusseldorf mit der Stadt Duisburg
verbindet, und ist daher, im Sinne der verkehrspolitischen Zielsetzung der Zuordnung
und Verdichtung von Wohnbaufidchen an regionalbedeutsamen Schienenverkehrs-
mitteln, als Standort flir eine dichte Wohnbebauung auch mit GeschoRwohnungsbau
besonders gut geeignet. Wegen dieser besonderen Lage, der GréRe und der Eignung
fir GeschoRwohnungsbau ist das Baugebiet als regional bedeutsames Wohngebiet
von der Region Diisseldorf/Mittlerer Niederrhein ausgewiesen, und dem Bezirks-
planungsrat in seiner Sitzung am 16.06.1994 vorgeschlagen worden.”

Die Untersuchung "Wohnbaufléchen in Diisseldorf, Analyse von Bedarf und Angebot'™
ist Bestandteil dieser Begriindung.

Sie enthalt

- eine Darstellung der allgemeinen Wohnungssituation in Disseldorf,

- eine Prognose des Bedarfs an Wohnbauland in Disseldorf,

- eine Bestandsaufnahme aller Wohnbaulandreserven und

- eine Einzeldarstellung aller potentiell zur Verfligung stehenden Wohnungs-
baureserveflachen mit den wesentlichen Kenndaten.

Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, daR die im Flachennutzungsplan ausge-
wiesenen Flachen nicht ausreichen, den bis zum Jahr 2005 ermittelten Bedarf zu
decken. Bauftichenknappheit und Wohnungsmange! fiilhren bei anhaltender Nach-
frage zur Verteuerung der Bodenpreise und Wohnungsmieten und wirken sich negativ
auch auf die Versorgung der Bevdlkerung mit preiswerten Wohnungen aus. Da der
Mangel nicht nur in der ferneren Zukunft auftreten wird, sondern auch flir den kurz-
und mittelfristigen Wohnungsmarkt gilt, ergibt sich in Dusseldorf die Notwendigkeit,
umgehend Bauland bereitzustellen. Da der Wohnunsmangel hauptséachlich die VVersor-
gung mit preiswertem Wohnraum betrifft, ist der Neubau von geférderten Wohnungen
ein vorrangiges stadtpolitisches Ziel.

Zu den preiswerten Wohnungen gehdren insbesondere geférderte Wohnungen im
Rahmen des sozialen Wohnungsbaus. Fiir diese Wohnungen mit einer begrenzten
Miete, die zweckgebunden fiir Haushalte mit niedrigem Einkommen sind, besteht eine
sehr groRe Nachfrage. Beim Amt fiir Wohnungswesen sind zur Zeit 7 000 wohnung-
suchende Haushalte registriert; das entspricht etwa 15 000 Personen. Hiervon sind ca.
5.000 Haushalte ohne eigene Wohnung. Da die Wartezeit auf eine Wohnung bis zu
4 Jahre betragt, wird mit einer erheblichen Dunkelziffer gerechnet; d. h., viele Men-
schen haben die Hoffnung auf eine Sozialwohnung aufgegeben. Zu diesen Zahlen
sind etwa 1 800 Obdachlose hinzuzurechnen, die als Wohnungsuchende nicht
registriert sind, Es wird damit gerechnet, dal die Anzahl der Wohnungsuchenden
steigen wird, da die Einkommensgrenzen fiir den Bezug einer Sozialwohnung ab

1 Wohnbauflachenmobilisierung in der Region Dlsseldotf / Mittlerer Niederrhein, BeschluB der
Regionalkommission am 06.10.1893

2 \Wohnbauflachen in Dusseldorf, Analyse von Bedarf und Angebot, Beitrdge zur Stadtplanung
und Stadtentwicklung Nr. 2 (Fortschreibung 1893), Der Oberstadtdirektor, Disseldorf, 1993



01.10.1994 erhéht wurden.

Das Angebot an preiswerten Wohnungen verringert sich dadurch, daf jahrlich etwa
3 000 - 5 000 Wohnungen aus der Preis- und Belegungsbindung fallen (bei jahrlichen
Neubauraten von 500 - 600 Wohnungen); andere Griinde sind der starke Anstieg der
Mieten und Zweckentfremdungen. Seit einigen Jahren hat das Wohnungsamt Schwie-
rigkeiten, sogar die begrenzten Kontingente an Férdermitteln fiir den sozialen \Woh-
nungsbau zu vergeben, weil Baugrundstiicke fehlen. Dies wird besonders in den
nachsten beiden Jahren problematisch, falls das Bauvorhaben Einbrungen nicht
realisiert werden kann, da fiir andere Gebiete erst spater Baurecht geschaffen werden
kann. Es muR in diesem Fall damit gerechnet werden, daf} Férdermittel in Millionen-
héhe fir die Stadt Dusseldorf verloren gehen.

Vor diesem Hintergrund ist es dringend erforderlich, da in dem Baugebiet "Ein-
brunger StraRe" die geplanten 400 Sozialwohnungen gebaut werden, davon 250
Wohneinheiten im ersten und 150 Wohneinheiten im zweiten Férderweg. 80 bis 100
Wohneinheiten davon sollen ais Modellmanahme flr ein Wohnprojekt ausgewiesen
werden, in dem junge Familien und altere zu betreuende Menschen zusammen leben
kénnen. Die psycho-soziale Betreuung und die sozial-padagogische Begleitung erfoigt
durch die unmittelbar benachbarte Graf-Recke-Stiftung. Ebenso sollen in dem Bauge-
biet integrativ alten- und behindertengerechte Wohnungen als kleinere Wohneinheiten
gebaut werden, die ebenfalls von der Graf-Recke-Stiftung betreut und versorgt
werden. Das heildt, dal diese Wohnungen nur in der Nachbarschaft der Graf-Recke-
Stiftung in Einbrungen gebaut werden konnen, damit diese Betreuung gewahrleistet
ist.

Die einzigartige Eignung des Baugebietes an der Einbrunger Strale ergibt sich
- zusammenfassend - aus folgenden Tatsachen:

1. Das Baugebiet ist im GEP als Wohnsiedlungsbereich an einem Stadtbahnhalte-
punkt dargestellt. Es entspricht damit grundsétzlich den Zielen der Raumordnung
und Landesplanung.

2. Das Baugebiet ist im 1991 durch die Bezirksregierung genehmigten Flachennut-
zungsplan als Wohnbauflache (Erlauterungsbericht; "verdichtetes Wohngebiet")
dargestelit.

3. Das Baugebiet gehort zu den regional bedeutsamen Wohnbaufldchen der Region
Disseldorf/Mittlerer Niederrhein.

4. Das Gebiet liegt unmittelbar an einem vorhandenen Stadtbahnhaltepunkt. Auch
die sonstige Ubergeordnete technische und soziale Infrastruktur ist vorhanden.

5. In keinem anderen Baugebiet kann - durch den Bau von ca. 1.400 Wohnungen -
sofort ein splrbarer Beitrag zur Linderung der aktuellen Wohnungsnot geleistet
werden. Das liegt u.a. auch an der erwiesenen Bereitschaft der Eigentiimer zur
Kooperation.
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6. In keinem anderen Wohngebiet kann - durch den Bau von ca. 400 Sozialwoh-
nungen - sofort ein splrbarer Beitrag zur Linderung der Wohnungsnot der
Haushalte mit niedrigem Einkommen geleistet werden.

7. Nur im Baugebiet an der Einbrunger Strafle kann, wegen der Bereitschaft der
unmittelbar benachbarten Graf-Recke-Stiftung, auf ahnlich effektive Weise und
in sinnvoller Gréenordnung betreutes Wohnen flir dltere und behinderte Men-
schen ermoglicht werden, da z. Z. an der Einbrunger Strafle die zentrale Ver-
sorgungseinheit fur dltere und behinderte Menschen geplant und gebaut wird.

Bei der Aufstellung von Bauleitplanen soll einem dringenden Wohnbedarf der Bevél-
kerung besonders Rechnung getragen werden (§ 1 BauGB-MalRhahmengesetz). Eine
wesentliche Reduzierung des im Bebauungsplan-Vorentwurf vorgesehenen Wohnge-
biets wlrde einen schweren Ruckschlag fir die Erreichung dieses Zieles bedeuten.

gez. K. Schmidt
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Begrindung

gemadD § 9 (8) Baugesetzbuch
zur Anderung des Bebauungsplanes Nr. 5287/01 in griiner Farbe
- Nordlich Einbrunger Strafle -
Teil A und Teil B

Stadtbezirk 5 Stadtteil Wittlaer

Ortliche Verhaitnisse

Das Plangebiet wird im Stden durch die Einbrunger Stralle, im Westen durch die
Stadtbahnstrecke Disseldorf-Duisburg, im Norden durch die Straen Am Kehrbesen
sowie den Viehgasser Weg und im Osten durch die hinteren Grenzen der Grund-
stiicke am Bergesweg begrenzt.

Das Plangebiet ist ein Neubaugebiet, das in groken Teilen bereits erschlossen und
mit max. 3geschossigen Wohngeb&uden bebaut ist.

Die 3geschossigen Wohngebaude befinden sich sldwestlich der Einbrunger Stralke,
westlich des Heinrich-Holtschneider-Weges sowie in der mit einer &ffentlichen
Grinflache ausgestatteten zentralen Mitte des Gebietes. Die Bebauung in der

zentralen Mitte ist zum groen Teil noch nicht realisiert.
Nordlich des Hermann-Schauten-Weges und des Heinrich-Holtschneider-Weges

sind insgesamt finf StichstraRen jeweils mit Wendeplatzen an ihren nérdiichen
Endpunkten angelegt.

Stand: 13.07.2001 Vorlage Nr. 61/38/2001
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Die Grundstlicke beiderseits dieser Stichstraen sind mit Einfamilienreihenh&usern
bebaut. Die restlichen Flachen bis zur ndrdlichen Plangebietsgrenze sind noch
Brachland.

Bebaut sind dariber hinaus die Gebiete am 6éstlichen Abschnitt des Hans-Vilz-
Weges. Hier sind 2geschossiger Geschosswohnungsbau und Einfamilienreihenhu-
ser errichtet worden. Die noch unbebauten Flachen im Bereich &stlich des
Friedericke-Fliedner-Weges sind noch nicht erschlossen.

In der zentralen Mitte befindet sich eine 2geschossige Kindertagesstétte. In der
Nachbarschaft des Zugangs zur zuklnftigen Haltestelle der Stadtbahnlinie U 79
wurde ein Platz vor dem vorhandenem Supermarkt angelegt.

Bisheriges Planungsrecht

Das Plangebiet umfaBt den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 5287/01
(Teil A und Teil B}, der seit dem 25.01.1997 rechtsverbindlich ist.

in dem Normenkontrollverfahren gegen die Stadt Dlsseldorf hat das Oberver-
waltungsgericht den Bebauungsplan Nr. 5287/01 aufgrund eines Formfehlers flr
unwirksam erklért. Durch einen Beitrittsbeschluss des Rates der Stadt Dusseldorf
vom 25.10.1999 wurde der Formfehler geheilt, so dass der Bebauungsplan Nr.
5287/01 seit dem 06.11.1999 wieder rechtskraftiq ist.

Im Zusammenhang mit den geplanten Anderungen des Bebauungsplanes ist die
Lage der Siedlung in der Wasserschutzzone [l und Il des Wasserwerks Bockum /
Wittlaer der Stadtwerke Duisburg AG von Bedeutung.

Ziel und Zweck des Bebauungsplans

Allgemeine Zielsetzung

Es ist Ziel und Zweck des Bebauungsplanes, das geltende Ortsrecht an die Entwick-
lung und den Konsens in der Frage der Reduzierung des MaRes der baulichen
Nutzung anzupassen.
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Dabei wurde der Beschluss zur Anderung des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes
Nr. 5287/01, den der Ausschuss fiir Planung und Stadtentwicklung am 30.01.1997
gefasst hat, umgesetzt. Die Inhalte des Anderungsbeschlusses sind Teil der ,Mag-
nahmen zum Schutz der Trinkwassergewinnung der Stadtwerke Duisburg AG im
Zusammenhang mit dem Bebauungsvorhaben Einbrungen®, die in dem Konsens-
papier zwischen der Stadt Dusseldorf und der Stadtwerke Duisburg AG festgelegt
wurden.

Die Notwendigkeit weiterer Anderungen und Korrekturen, die Giber den Anderungs-
beschluss hinausgehen, hat sich in der Phase der Realisierung des Baugebietes
Einbrungen ergeben. Anderungen, die im Zusammenhang mit dem Baugebiet WR
34 und der dort ausgewiesenen Larmschutzwand stehen, haben den Ratsauftrag
vom 25.10.1999 zur Grundlage.

Konkrete Zielsetzung

Art der baulichen Nutzung

WA 19 - Schmutzwasser-Pumpstation:

Die Fidche fiir die Schmutzwasser-Pumpstation (B.f.A) neben dem Gebiet WA 19
wird nicht mehr bendtigt, da die Ausflhrungsplanung verandert und anstelle der
oberirdischen Pumpstation eine unterirdische Schmutzwasser-Pumpstation im
Bereich des Hermann-Schauten-Weges errichtet wurde. Die entsprechende Festset-
zung ist ersatzlos entfallen. Die Flache wurde dem Gebiet WA 19 als nicht Oberbau-
bare Grundstlicksflache zugeschlagen.

Die innerhalb des Gebietes WA 19 festgesetzte GFL-Fléche wurde ersatzlos gestri-
chen, da das Leitungsrecht infolge der Aufgabe der Pumpstation an dieser Stelle
nicht mehr hendtigt wird.

WR 35 - Netzverteilerstation

Die Versorgungsflache fir eine Netzverteilerstation im Bereich der Einmiindung
Friederike -Fliedner-Weg wird ebenfalils nicht mehr benétigt. Die Stadtwerke Diissel-
dorf AG haben ihr Versorgungskonzept in anderer Form realisiert. Damit ist die
Festsetzung fir die nunmehr nicht mehr benétigte Versorgungsflache ersatzlos
entfallen.
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Die Flache wurde dem Gebiet WR 35 als nicht dberbaubare Grundstlcksfldche

zugeschlagen.

WR 34 - Anderung der Gebietsart / Wegfall der Larmschutzwand

Die Festsetzung von allgemeinen Wohngebieten begriindet gemag textlicher Fest-
setzung Nr. 3 die Zulassigkeit von Versorgungseinrichtungen und -anlagen, fir die
aufgrund der GroRke des Plangebietes ein Bedarf vermutet wurde. Entsprechende
WA-Gebiete wurden daher innerhalb des Plangebietes verteilt. Im Zuge der
Durchfiihrung der Planung wurden in den WA-Gebieten 02, 04, 17 und 19 jedoch
ausschlielich reine Wohnnutzung beantragt, genehmigt und gebaut, so dass sich
die Gebiete, in denen Versorgungseinrichtungen und -anlagen noch errichtet
werden konnten, auf das Gebiet WA 03 reduziert haben und am Friederike-Fliedner-
Weg jede Moglichkeit ihrer Errichtung entfallen ist. Als Ersatz dafur wurde das
Gebiet WR 34 in das allgemeine Wohngebiet WA 34 umgewandelt.

Die an der Einbrunger Stralle prognostizierte Larmbelastung Uberschreitet die
Orientierungswerte der DIN 18005 fUr allgemeine Wohngebiete, so dass auf Larm-
schutz auch nach der Anderung des reinen Wohngebietes WR 34 in das allgemeine
Wohngebiet WR 34 nicht verzichtet werden kann.

Im Zusammenhang mit der urspringlichen Festsetzung einer ausschlieBlichen
Wohnnutzung gemaf textlicher Festsetzung Nr. 2 (WR) wurde dem aktiven Larm-
schutz durch die Festsetzung einer Ldrmschutzwand der Vorzug vor passiven
MaRnahmen gegeben. Bei der Anderung von WR 34 in WA 34 hat sich die Bevor-
zugung des aktiven Larmschutzes und die Festsetzung der Larmschutzwand aus
folgenden Grinden nicht mehr aufrecht erhalten lassen:

Durch die fur WA geltende Festsetzung Nr. 3 wird das Spektrum zuldssiger Nut-
zungen Uber die bisher allein zuldssigen Wohngebédude hinaus erweitert, so dass
nicht auszuschiieen ist, dass die bisherige Larmschutzwand den angestrebten
gréderen Nutzungsméglichkeiten entgegensteht, sofern sich in den Erdgeschossen
anstelle einer Wohnnutzung Versorgungseinrichtungen und Anlagen geméaf textli-
cher Festsetzung Nr. 3 ansiedeln.
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Der Ersatz des aktiven durch passiven Larmschutz (Larmschutzfenster) steht daher
im Interesse der angestrebten Nutzungsméglichkeiten. Entsprechend der Anderung
der Festsetzung Nr. 12 wird der passive Larmschutz in den Abschnitten L 41 bis
L 48 auf die Erdgeschosse ausgedehnt.

Reduzierung der Anzahl der Wohneinheiten

Die Festsetzungen des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes wurden auf der
Grundlage eines Testentwurfes getroffen, der spéter auch die Grundlage fir die
Ermittlung der nachfolgend genannten ReduzierungsmaRnahmen bildete.
Bauweise und MaR der baulichen Nutzung wurden gema der geénderten Tabelle
.Mal der baulichen Nutzung und Bauweise" {siehe grin eingetragene
Bebauungsplan-Anderungen) neu festgesetzt. Die in der Tabelle gekennzeichneten
Anderungen entsprechen dem Aufstellungsbeschluss vom 30.01.1997, der auch in
den stadtebaulichen Vertrag singegangen ist.

DarUber hinaus wurden die textlichen Festsetzungen mit dem Ziel der Verhinderung
von Einliegerwohnungen um die neue Festsetzung Nr. 3 a ergénzt.

Die neue Festsetzung Nr. 7 a soll die Geschossfldche in den Dachgeschossen
begrenzen.

Im Einzelnen solien folgende Festsetzungen getroffen werden:

Geschossigkeit

WRS5, 6, 16, WA 2 - 4 und WA 17

In diesen Gebieten wurde die Geschossigkeit von 3 auf 2 Vollgeschosse reduziert.
in den Gebieten WA 2 und WR 16 sind neue Baugrenzen erforderiich, um die
Bereiche der Zwei- und Dreigeschossigkeit voneinander abzugrenzen. In dem
Gebiet WA 17 ist die Baugrenze entfallen, die vorher die Trennung zwischen der 3-
und 2-Geschossigkeit markierte, da nunmehr nur noch eine 2geschossige Bauweise

vorgesehen ist.
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WR 07 - 16

Die verbleibende Dreigeschossigkeit wurde entgegen der Vorgabe des Anderungs-
beschlusses vom 30.01.1997 nicht zwingend festgesetzt, da inzwischen Vorhaben
zum Teil zweigeschossig beantragt und genehmigt wurden und die Rahmenbedin-
gungen fir eine Einfamilienhausbebauung durch eine zwingend festgesetzte Drei-

geschossigkeit nicht verschlechtert werden sollen.

Wand-und Firsthohe

WA 02 - 04, WR 05 - 06, WR 16, WA 17

In den Gebieten, in denen die Geschossigkeit von 3 auf 2 Vollgeschosse reduziert
wurde, wurde entsprechend der geénderten Tabelle ,Male der baulichen Nutzung
und Bauweise"” (siehe Bebauungsplan) auch die jeweiligen Wand- und Firsthdhen
geédndert.

WR 18

Der rechtsverhindliche Bebauungsplan Nr. 5287/01 setzt fir das Gebiet WR 18 eine
zweigeschossige Bauweise fest. Die Tabelle ,Male der baulichen Nutzung und
Bauweise" sieht jedoch - durch einen Ubertragungsfehler verursacht - Wand- und
Firsthéhen vor, die , wie der gleichen Tabelle zu entnehmen ist, sonst nur fiir eine
dreigeschossige Bauweise gelten. Die Angaben in der Tabelle wurden daher dahin-
gehend richtiggestellt, dass die fur alle Gbrigen zweigeschossigen Gebiete des
Plangebietes geltenden Male nunmehr auch fir das Gebiet WR 18 gelten.

Dachgeschoss

Alle Gebiete

In allen Dachgeschossen wurde die zuldssige Geschossflache entsprechend der
neuen textlichen Festsetzung Nr. 7 a auf 70 % der Geschossflache im darunterlie-
genden Geschoss begrenzt. Ziel dieser Festsetzung ist eine in gestalterischer
Hinsicht befriedigende Dachlandschaft, die sich durch eingeschréankten Dach-

ausbau auszeichnet.
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Geschossflachenzahl

WA1-4 WR5-16 WR 18, WR 21 - 28, WR 30 - 33, WR 34 (nunmehr WA 34},
WR 35 - 37, WA 17 und 19

In diesen Gebieten wurden die Geschossfladchenzahlen (GFZ) des rechtsverbindli-
chen Bebauungsplanes durch die neuen Geschossflachenzahlen - entsprechend
der Anderungen der Tabelle ,MaRe der baulichen Nutzung und Bauweise" - ersetzt.

Die neuen Geschossflachenzahlen ergeben sich aus folgenden Ansétzen:

Geschosswohnungsbau WA 1- 4, WR 5§ - 16, WR 18, WA 17 und 19

Die auf der Grundlage des Testentwurfes (Annahme: 13 m Bautiefe) fiir die o. g.
Gebiete ermittelte Gesamt-Geschossflache wird - entsprechend der Vereinbarung
mit der Stadtwerke Duisburg AG (Konsenspapier) - um 30.000 gm reduziert. Das
Reduzierungsvolumen wird gleichmafgig auf die Baugebiete verteilt. Daraus ergeben
sich die jeweiligen Geschossflichenzahlen in einer Genauigkeit von zwei Stellen
hinter dem Komma. Nachteile fur die Bauherren, die sich aus einer Festsetzung
dieser Genauigkeit ergeben kénnten, waren in den bisherigen Genehmigungs-

verfahren nicht zu erkennen.

Reihenhduser WR 21 - 28, WR 30 - 33, WR 34 (nunmehr WA 34), WR 35 - 37

In den o. g. Gebieten fur Reiheneinfamilienhauser wurden die Geschossflachen des
jeweils kleinsten Grundstlickes (Testentwurf) maigebend fiir die ganze Zeile - unter
Zugrundelegung von 2 Vollgeschossen (WR 21 - 28, WR 30 - 33) bzw. 1 Voll-
geschoss (WA 34, WR 35 - 37), einer Hausbreite von 6 m und einer Bautiefe von
14 m - festgesetzt. An der Anzahl der Hiuser dndert sich gegentber der urspring-
lichen VVeranschlagung dadurch nichts , da diese nach wie vor auf der Grundlage
einer Teilung in 8 m breite Grundsticke ausgezéahlt und nicht aus der Geschossfla-

che ermittelt werden,

Beschrankung auf eine Wohneinheit je Einfamilienhaus

Ziel ist eine deutliche Reduzierung der Anzahl der Wohneinheiten. Dabei soll jedoch
nicht nur die Anzahl der Wohneinheiten fir den Geschosswohnungsbau (siehe Pkt.
3.2.2.4 - Geschossflache), sondern auch die Anzahl der Wohneinheiten in den

Einfamilienhausgebieten minimiert werden.
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WR 21 - 28, WR 30 - 33, WR 34 (nunmehr WA 34}, WR 20 und 29

In den Reihenhausgebieten WR 21 - 28, WR 30 - 33, WR 34 (nunmehr WA 34) und
WR 35 - 37 sowie in den Einzel- und Doppelhausgebieten WR 20 und 29 soll die
Anzahi der Wohneinheiten entsprechend der neuen textiichen Festsetzung Nr. 3 a
auf eine Wohneinheit je Gebaude beschrankt werden.

in der urspriinglichen Ermittlung wurde die Anzahl der Reiheneinfamilienhduser auf
der Grundlage des Testentwurfes mit 207 Wohneinheiten ausgezéihlt. Einlieger-
wohnungen wurden bei dieser Ermittlung nicht in Ansatz gebracht, obwohl! der
rechtsverbindliche Bebauungsplian diese nicht ausschlieft. Die neue Festsetzung
sichert nunmehr den Ausschiuss von Einliegerwohnungen. Die Anzahi der Wohn-
einheiten bleibt mit 207 WE gleich.

In den Gebieten WR 20 und 29 ergab die urspringliche Ermittlung 30 ausgezahite
Doppelhéduser, denen im Gegensatz zu den Reihenhdusern 30 Einliegerwohnungen
hinzugerechnet wurden. Da Einliegerwohnungen infolge der neuen Festsetzung
entfallen, reduziert sich die Anzahl der Wohneinheiten von 80 auf 30 WE,

Wohneinheiten nach Einschniirung des Festsetzungsrahmens

Das Ergebnis nach Einschniirung des Festsetzungsrahmens zeigt die nachfolgende
Zusammenstellung. Die sich in der Summe ergebende Zahl von 1189 Wohnein-
heiten (WE) entspricht der Vorgabe des Anderungsbeschiusses vom 30.01.1997,
auf die man sich auch im stédtebaulichen Vertrag geeinigt hat. Auf die einzelnen
Wohntypen verteilen sich die Wohneinheiten wie folgt:

15 Doppelhduser *1 30 WE
207 Reiheneinfamilienhduser *1 *2 207 WE
Geschosswohnungsbau *3 952 WE
Summe 1189 WE

Die Zusammenstellung beruht auf einer rein rechnerischen Ermittlung, der die

nachfolgenden Vorgaben zugrunde gelegt wurden.
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*1: je Haus 1 WE (neue Festsetzung Nr. 3 a)
*2: Hausbreite 6 m,
*3: 100 gm je WE, enthalt 400 WE des sozialen Wohnungsbaus

Die Zusammenstellung spiegelt nicht die Realitat der genehmigten, realisierten und
realisierbaren Vorhaben wieder.

Grundftachenzahl

WA 1, WA4 WR5-9 WR12-16, WA 19

In den Gebieten WA 1, WA 4, WR 5 -9, WR 12 -16 sowie WA 18 wurde die zulds-
sige Grundfléachenzahl entsprechend der Anderung der textlichen Festsetzung Nr. 6
reduziert.

WA 19

Die textliche Festsetzung Nr. 6 betrifft alle Gebiete, in denen die notwendigen
Stellpiétze in Sockelgaragen (8Ga) unterzubringen sind.

Zu diesen Gebieten gehért auch das WA 19-Gebiet. Dennoch erwahnt der Ande-
rungsheschluss das Gebiet WA 19 im Zusammenhang mit der Reduzierung der
zulassigen Grundflachenzahl nicht. Inzwischen wurde das Gebiet WA 19 unter
Einhaltung einer Grundflichenzahi von weniger als 0,60 bebaut, so dass es der

geanderten Festsetzung Nr. 6 zugeordnet werden kann.

WR 14

GemaR der textlichen Festsetzung Nr. 4 Punkt 5 gehért das Gebiet WR 14 zu den
Gebieten, in denen die notwendigen Stellplatze in Sockelgaragen unterzubringen
sind. Die in dem Gebiet selbst fehlende Signatur ,SGa“ wurde nachgetragen.

Stellplatze

WR 20

Geméal der Festsetzung Nr. 4 des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes sind die
notwendigen Stellplédtze ausschlieRlich auf den dafiir vorgesehenen Flachen unter-
zubringen.
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Die Festsetzung Nr. 4.8 stellt in Ergé&nzung dazu und im Umkehrschluss klar, dass
in den Baugebieten WR 10, WR 21 - 31 und WR 33 die Hersteliung von Stellplatzen
und Garagen nicht zuldssig ist. Durch einen Ubertragungsfehler wurde das Gebiet
WR 20 féischlicherweise nicht in diese Klarsteliung einbezogen. Dieser Fehler wurde

nunmehr behoben,

Anderung der Stralenbegrenzungslinie der Einbrunger Stralte

Das Walter-Kobold-Haus wird als eine Einrichtung der Altenhilfe gefihrt und gehort
wie eine Reihe weiterer sozialer Einrichtungen bheiderseits der Einbrunger Strale zur
Graf-Recke-Stiftung GmbH. Zwischen beiden Seiten der Einbrunger Stralte gibt es
dementsprechend vielfdltige Verkehrsheziehungen; besonders fir den futldufigen
Verkehr. In den Zeiten der Verkehrsspitzen stellt die Querung der Straide fir Jugend-
liche und Senioren ein Problem dar. Abhilfe soll daher eine Querungshilfe in Form
einer Fukgéangerinsel schaffen. Dazu musste im Bereich der Insel der Querschnitt
der Verkehrsfldche um 3 m verbreitert werden. Dies bedarf einer entsprechenden
Anderung der StraBenbegrenzungslinie. Eine Benachteiligung der Graf-Recke-
Stiftung GmbH als Eigentimerin des Grundstlckstreifens, derin die Verkehrsflache
einbezogen werden soll, liegt nicht vor, da die Graf-Recke-Stiftung GmbH als
Betreiberin des Walter-Kobold-Hauses und der Gbrigen sozialen Einrichtungen
selbst das grofdte Interesse an einer sicheren Fuigéngerfihrung hat.

Material und Farbgebung der Dacher

Die textliche Festsetzung Nr. 14 ,Gestaltung baulicher Anlagen” wurde dahingehend
geadndert, dass die Gebiete WR 07 - WR 13 von der bisherigen Regelung einer
Schieferdeckung bzw. einer schwarzbraunen oder anthrazitfarbenen Farbgebung
der Dacher ausgenommen werden, da diese im Bereich des inneren Stralenringes
liegen, dessen Zentralitédt nunmehr durch eine rote Farbgebung der Dacher hervor-
gehoben werden soll.

Fir alle Gebiete soll ein Verbot von Zink- und Kupfereindeckungen gelten, da Zink
oder Kupfer zu einer Belastung der zu versickernden Niederschlagswasser fihrt, die
im Widerspruch zum Wasserschutzprogramm der Wasserstudie Einbrungen und
des stadtebaulichen Vertrages steht.
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Die in der bisherigen textlichen Festsetzung Nr. 14 enthaltene Mdglichkeit, auch Zink
und Kupfer als Eindeckungsmaterial zu wahlen, wurde daher gestrichen und durch

die neue Festsetzung , Zink-und Kupferdécher sind nicht zuléssig” ersetzt.

Abwégung

In die Abwégung sind die nachfolgenden Anderungen einzustellen, die sich auf den
materiellen Inhalt der Planung auswirken.

+

Anderung des Gebietes WR 34 in das Gebiet WA 34,

Reduzierung des MaBes der baulichen Nutzung, d. h. Reduzierung der Geschoss-

+

und Grundflachenzahlen,

-+

Reduzierung der Anzahl der Geschosse,

+

Beschrankung der Anzahl der Wohneinheiten in Einfamilienhausgebieten,

+

Anderungen der Festsetzung zur Gestaltung der Dachflachen

+

Dachgestaltung

Diese Anderungen sind auf ihre negativen und positiven Auswirkungen hin zu
bewerten:

Negativen Auswirkungen

Altlasten

Eine Gefahrdung zukinftiger Nutzungen durch Altablagerungen und Altstandorte
wurde bereits im Rahmen der Aufstellung des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes
Nr. 5287/01 ausgeschlossen.

Energie

Durch die Reduzierung des MaRes der baulichen Nutzung erféhrt die bisher geplan-
te Bauweise eine Auflockerung mit mehr AuBenwandanteilen, die jedoch keine Rolle
spielt, da die Reduzierung des Bauvolumens flir die Verminderung des Energiever-
brauchs von gréfierer Bedeutung ist.
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Natur, Landschaft, Agrarwirtschaft

Die geplanten Anderungen haben keinen negativen Einfluss auf Natur, Landschaft
und Agrarwirtschaft, da nicht die Anzahl der bebaubaren Grundstlicke verandert,
sondern das Maf ihrer baulichen Ausnutzung reduziert wird.

Wasser, Klima, Lufthygiene, Larm

Fur die Belange Wasser , Klima, Lufthygiene und Larm ergeben sich die unter Pkt.
4.2.1 dargestellten positiven Auswirkungen.

Aus der Reduzierung des Maf3es der baulichen Nutzung ergibt sich fir die Ableitung
des anfallenden Niederschlagswassers in den Schwarzbach keine Verénderung, da
die Reduzierung hauptséchlich den Geschosswohnungsbau betrifft, dessen Stell-
platze in Sockelgaragen unterzubringen sind. Das auf den Dachern der Sockelgara-
gen anfallende Wasser schlagt in der Ableitungsmenge nicht zu Buche, da es auf

den Grundstlicken selbst zu versickern ist.

Infrastruktur

Neue Belange in der Schul- und Kindertagesstéttenversorgung sowie der Versor-
gung mit Jugendeinrichtungen ergeben sich nicht, da die Anzahl der Wohneinheiten
reduziert wird.

Die Flachen flr die offentlichen Griin- und Spielftdchen wurden unter Zugrundele-
gung der urspringlich veranschlagten Einwohnerzahl bemessen und festgesetzt.
Durch die Reduzierung der Einwohner verbessert sich das Verhéltnis Flache je

Einwohner.

Art der Nutzung

Negative Auswirkungen sind auch nicht im Zusammenhang mit der Umwandlung
des reinen Wohngebietes WR 34 in ein aligemeines Wohngebiet WA 34 zu erwar-
ten, da bei Zuléssigkeit einer eingeschossigen Bauweise auf kleinen Baufeldem
nicht mit einer Entwicklung zu rechnen ist, die sich in ihren Auswirkungen von der
bisher festgesetzten Art der baulichen Nutzung wesentlich unterscheidet.
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Anderung der Straenbegrenzungslinie / Einbrunger Strate

Auch von der Veranderung der StraBenbegrenzungslinie der Einbrunger Stralte in
Hohe des Walter-Koboid-Hauses gehen - wie unter Pkt. 3.2.4 dargestellt wurde -
keine negativen Auswirkungen aus.

Ihre positiven Auswirkungen werden unter Pkt. 4.2.4 dargestellt.

Anderung der Gebietsart (von WR 34 in WA 34) / Wegfall der Larmschutzwand
Die Reduzierung der Wohneinheiten f0hrt zwar zu einer Verminderung des Verkehrs
und der Larmbelastung innerhalb des Plangebietes und in der Einbrunger Strafle.
Dies bedeutet allerdings nicht, dass flr entsprechenden Larmschutz in der Ein-
brunger Strale kein Erfordernis mehr besteht. Dennoch soll auf die Larmschutz-
wand aus den nachfolgenden Grinden verzichtet werden.

Die Ausweisung eines WA-Gebietes begriindet gemaR textlicher Festsetzung Nr. 3
nicht nur die Zulassigkeit von Wohngebauden, sondern in den Erdgeschossen auch
die Zulassigkeit von Versorgungseinrichtungen sowie kultureilen, kirchlichen und
sozialen Anlagen.

Die Festsetzung der LLdrmschutzwand hatte den Sinn, die zuklinftigen Bauherren zu
zwingen, diese Wand zum Schutz der Aussenterrassen der Wohnnutzung auf
eigenem Grundstiick herzustellen.

Nach Anderung der Gebietsart und Erweiterung des Nutzungsspektrums kann die
Larmschutzwand jedoch den Erfordermissen der nunmehr zuldssigen anderen
Nutzungen zuwider laufen, so dass der zwingende Charakter der Festsetzung dem
Anderungszweck entgegensteht.

Fur die zuldssige Wohnbebauung entsteht daraus insofern ein Nachteil, als Bautra-
ger zur Herstellung der Wand nicht mehr gezwungen werden kénnen und spétere
Besitzer von Einzelgrundstiicken MaBnahmen zum Schutz gegen den Verkehrslarm

selbst treffen miissen.

Positive Auswirkungen

Wasser, Klima, Lufthygiene,

Positive Auswirkungen ergeben sich vor allem in Bezug auf die Trinkwassergewin-
nung und den Grundwasserschutz.
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Das Verschmutzungsrisiko wird durch die Reduzierung des Bauvolumens und der
damit verbundenen Reduzierung der Wohneinheiten und Nutzer des Plangebietes
erheblich minimiert. Aus der Reduzierung des Bauvolumens in Verbindung mit der
Reduzierung der zuldssigen Grundflachenzahlen (gemaR Anderung der textlichen
Festsetzung Nr. 8) ergibt sich auch eine Verminderung des Versiegelungsgrades mit
positiven Effekten nicht nur fir die Grundwasseranreicherung, sondern auch flr das

Kleinklima und die Begriinung des Plangebietes.

Stadtebauliche Integration

Mit der Anderungen der Anzahi der zuldssigen Geschosse in den Gebieten WA 02-
WA 04, WR 05 und 06, WR 16 und WA 17 ist nicht nur eine Reduzierung der
Anzahl der Gebiete mit 3-geschossiger Bebauung, sondern auch deren Verlagerung
nach Norden in den zentraien Bereich verbunden. Dadurch entsteht stdlich des
Hans-Vilz-Weges eine Randzone, deren Einbindung in die Umgebung aufgrund

einer Bauweise, die nur noch 2-geschossig sein darf, verbessert wird.

Dachgestaliung

Die Festsetzungen zur Dachgestaltung haben den Zweck, die Mitte des Baugebietes
durch eine rote Farbgebung zu betonen, Dachaufbauten auf ein stddtebaulich
vertragliches MaR einzuschranken und Zink- und Kupfereindeckungen im Interesse

des Grundwasserschutzes zu verhindern.

Verkehr
Die Reduzierung der Waohneinheiten flhrt zu einer Verminderung des Verkehrs und
der Ld&rmbetastung sowohl innerhalb des Plangebietes als auch in der Einbrunger
Strafte.
An die in der Einbrunger Strale in Hohe des Walter-Kobold-Hauses vorgesehene
FuRgangerinsel wird die Erwartung von mehr Sicherheit fur die FuRgénger und einer

Verminderung der Fahrgeschwindigkeit geknlpft.
Anderung der Gebietsart (von WR 34 in WA 34) / Wegfall der LArmschutzwand
Durch die Aufhebung der Festsetzung der Larmschutzwand wird das Erscheinungs-

bild der Siedlung und ihre Integration in die Nachbarbebauung verbessert.

Stand: 13.07.2001 Verlage Nr. 61/38/2001



	Bebauungsplan Nummer 5287-001-01-00 Teil A Nördlich Einbrunger Straße (Wettbewerbsgebiet)
	Bebauungsplan Nummer 5287-001-02-00 Teil B Nördlich Einbrunger Straße (Wettbewerbsgebiet)
	Begründung
	Begründung Teil A und Teil B 



